
KOLLEKTIVVERTRAG

für die Angestellten der Sparkassen

vom 21. Oktober 1949

IN DER AB 1. APRIL 2022 GELTENDEN FASSUNG 
(„KV 2022“)



MITGLIED SEIN
BRINGT’S!

•	 Starke Gemeinschaft

•	 Voller Einsatz für faire Arbeitsbedingungen

•	 Jährliche Lohn- und Gehaltserhöhungen

•	 Verteidigung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld

•	 Kostenloser Arbeitsrechtsschutz

•	 Berufsrechtsschutz- und Berufshaftpflichtversicherung

•	 Arbeitslosenunterstützung

•	 Angebote bei Einkauf, Freizeit und Kultur

Jetzt Mitglied werden: www.gpa.at



KOLLEKTIVVERTRAG
für die Angestellten der Sparkassen

vom 21. Oktober 1949

IN DER AB 1. APRIL 2022 GELTENDEN FASSUNG
(„KV 2022“)

Die aktuellen Änderungen sind im Text grau hinterlegt





Liebe Kollegin, lieber Kollege,

Sie halten die aktualisierte Neuauflage Ihres Kollektivvertrages in Händen. Darin sind wichtige An-
sprüche aus Ihrem Arbeitsverhältnis geregelt. Darunter auch solche, auf die es keinen gesetzlichen
Anspruch gibt, wie zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Ein Kollektivvertrag

• schafft gleiche Mindeststandards bei der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen für alle Arbeit-
nehmerInnen einer Branche,

• verhindert, dass die ArbeitnehmerInnen zu deren Nachteil gegeneinander ausgespielt werden kön-
nen,

• schafft ein größeres Machtgleichgewicht zwischen ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebern und

• sorgt für gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen einer Branche.

Die Gewerkschaft GPA verhandelt jedes Jahr über 170 Kollektivverträge mit den zuständigen Arbeit-
geberverbänden. Damit ein neuer Kollektivvertrag abgeschlossen oder ein bestehender verbessert
werden kann, muss es inhaltlich zu einer Einigung kommen. Oft gelingt das erst nach mehreren Ver-
handlungsrunden, manchmal müssen wir als Gewerkschaft Druck bis hin zum Streik erzeugen. Als
Gewerkschaftsmitglied tragen Sie entscheidend zu jener Stärke bei, mit der wir Forderungen im Inte-
resse der ArbeitnehmerInnen durchsetzen können. Deshalb möchten wir uns bei dieser Gelegenheit
herzlich für Ihre Mitgliedschaft bedanken.

Sollten Sie zu Ihrem Kollektivvertrag oder Ihrem Arbeitsverhältnis Fragen haben, stehen wir Ihnen ger-
ne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Teiber, MA Karl Dürtscher
Vorsitzende Bundesgeschäftsführer

KV-Highlights

• Erhöhung der KV-Gehälter um 3,25% linear.

• Erhöhung der Kinderzulagen um 3,3% linear.

• Erhöhung der Lehrlingseinkommen um 3,5% linear.

• Lehre mit Matura: pro Lehrjahr eine Woche (5 Arbeitstage) bezahlte „Lernzeit“

• Das neue Mindestgrundgehalt beträgt EUR 1.975,29

GPA Servicecenter:

Hotline: 05030121,
service@gpa.at, www.gpa.at, facebook/gpa

mailto:service@gpa.at
http://www.gpa.at
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SIDELETTER

zum KV „Vorrückungskriterien“ / Sparkassenentgeltevaluierung

Die KV-Partner verfolgen mit dem neuen KV das Ziel,
das Sparkassenentgeltsystem transparenter und
nachvollziehbarer zu gestalten. Durch die Einführung
einer Mindestquote von 6% pro Jahr für die Vergabe
von Vorrückungskriterien (bisher Kompetenzkriterien)
für zeitunabhängige Vorrückungen, sowie einer Be-
standsquote von mind. 6% auch für die Außerordent-
liche Zulage (bisher: Kompetenzzulage) in der Stufe 9
wird das System mit 1. 1. 2010 neu gestaltet.

Ergänzend zum Kollektivvertrag „Vorrückungskrite-
rien“ vom 2. März 2010 wird zwischen den KV-Partnern
folgende Erläuterung zum KV-Text vorgenommen:

Evaluierung durch die KV-Partner:
Die KV-Partner vereinbaren eine erste Evaluierung
über die Umsetzung dieser Reform zum 30. 11. 2010
und dann in Folge alle 3 Jahre, daher zum 30. 11.
2013 und 30. 11. 2016. Im Einvernehmen zwischen
den KV-Partnern kann die weiterführende Evaluierung
nach dem Jahr 2016 den Erfordernissen angepasst
werden.
Bei der ersten Evaluierungsrunde im Jahr 2010 (und in
Folge aller weiteren) werden zwecks Überprüfung der
Einhaltung der Reform folgende Themen erörtert und
nach Möglichkeit folgende Daten pro Sparkasse ge-
meinsam von den KV-Partnern erhoben.

• Nachweis über Einhaltung der jährlichen Quote ge-
mäß § 34a (2) SpKV, sowie Auflistung der zeitunab-
hängigen (bisher: kompetenzabhängigen) Vorrü-
ckungen nach Tätigkeitsgruppen und -stufen sowie
nach Geschlecht, Alter und Beschäftigungsausmaß
der Angestellten (VZ/TZ) – auf eine ausgewogene
Verteilung ist unter Beachtung des § 34a SpKV zu
achten!

• Auflistung welche Vorrückungskriterien vergeben
wurden

• Ab 2014 Information über die Vergabe der Außeror-
dentlichen Zulagen (§ 55a (5) SpKV) nach Tätigkeits-
gruppen sowie nach Geschlecht, Alter und Beschäf-
tigungsausmaß der Angestellten und der Einhaltung
der Bestandsquote – auf eine ausgewogene Vertei-
lung ist unter Beachtung des § 55a SpKV zu achten!

• Bericht, über geführte MAG´s von Karenzrückkehre-
rInnen (lt. § 34 c (6) SpKV)

Zeitunabhängige Vorrückungen
Stichtag für zeitunabhängige Vorrückung ist der
1. Jänner
Gestartet wird mit dem Beurteilungszeitraum 2009: er-
füllt ein/e Mitarbeiter/in im Sinne des § 34a ein Vorrü-
ckungskriterium, so rückt sie/er mit 1. 1. 2010 rückwir-

kend vor Ablauf der Standardverweildauer um eine
Stufe innerhalb der Tätigkeitsgruppe vor. Anders als
bisher kompetenzabhängige Vorückungen bewirken
zeitunabhängige Vorrückungen ab diesem Stichtag
eine dauerwirksame schnellere Vorrückung im Sche-
ma, dh bei Vergabe eines zeitunabhängigen Vorrü-
ckungskriteriums werden die Verweildauerjahre der
alten Stufe in der neuen Stufe angerechnet und es fin-
det keine Aufzehrung statt.
Daraus ergibt sich im Vergleich zu einer rein zeitab-
hängigen Entwicklung ein bleibender Vorsprung von
4 Verweildauerjahren.

Beispiel dazu:
Eine Mitarbeiterin ist am 31. 12. 2009 in der Tätigkeits-
gruppe D/5 im zweiten Verweildauerjahr eingestuft.
Sie erfüllt mit dem Vorrückungssticktag 1. 1. 2010 ein
Vorrückungskriterium im Sinne des § 34a SpKV und
daraus ergibt sich folgende neue Einstufung:

Einstufung vor „zeitunab-
hängiger Vorrückung”: D/5 2. vwJ (31. 12. 09)

Einstufung nach Vergabe
eines Vorrückungskrite-
riums: D/6 3. vwJ (1. 1. 10)

Nächste zeitabhängige
Vorrückung: D/7 1. vwJ (1. 1. 12)

Die KV-Partner halten fest, dass zeitunabhängige Vor-
rückungen in der Stufe 4 (mit zweijähriger Standard-
verweildauer) ebenfalls freiwillig möglich sind, jedoch
nicht in die Jahresquote (§ 34a (2)) einrechenbar sind.

Transparenter interner Vergabeprozess und Evaluie-
rung:
Dem Betriebsrat sind schriftlich bis zum 30. 6. jeden
Jahres die Daten zwecks der Überprüfung der Einhal-
tung der Mindestquote von 6% pro Jahr (§ 34a (2)
SpKV) zu übermitteln. Ein hausinterner Modus ist im
Einvernehmen zwischen Dienstgeber und Betriebsrat
für die Vergabe von Vorrückungskriterien festzulegen.
Die Richtlinie hat folgende Punkte zu enthalten:

• Festlegung der Beurteilungstermine bzw des Beur-
teilungszeitraums (zb. bis spätestens 31. 3. jeden
Jahres), an denen das Vorliegen von Vorrückungs-
kriterien einmal im Kalenderjahr zu überprüfen ist;
Ausnahme besteht nur bei KarenzrückkehrerInnen
– hier ist eine zeitgerechte Beurteilung lt KV vorzu-
nehmen, über die der Betriebsrat gesondert ehest
möglich zu informieren ist.

• Festlegung wie diese Daten in schriftlicher Form auf-
bereitet werden und diese an den Betriebsrat,
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zwecks Überprüfung der jährlichen Mindestquote
bis spätestens 30. 6. eines jeden Jahres übermittelt
werden. Festlegung, ob und wenn ja, welcher Perso-
nenkreis diese Informationen zur Erhöhung der
Transparenz zusätzlich erhalten soll; Datenschutz-
rechtliche Bestimmungen sind hierbei einzuhalten.

• Beratungsrecht des Betriebsrates nach Übermitt-
lung der schriftlichen Unterlagen nach § 34d (3)
SpKV bzw § 55a (6) SpKV
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ENTGELT-REFORM 2005

KOLLEKTIVVERTRAG

„NEUES GEHALTSSCHEMA”

betreffend Änderung des Sparkassen-Kollektivver-
trages (SpKV)
vom 15. Februar 1991 in der Fassung des Kollektivver-
trages vom 1. Februar 2004 abgeschlossen am

25. März 2004 zwischen dem Österreichischen Spar-
kassenverband und dem Österreichischen Gewerk-
schaftsbund, Gewerkschaft der Privatangestellten,
Bundesausschuss Sparkassen.

PRÄAMBEL

Der Sparkassen-Kollektivvertrag „Neues Gehaltssche-
ma” bietet aus Sicht beider Kollektivvertragspartner
mit Sicherheit mehr Chancen und stellt eine innovative
Antwort auf veränderte Anforderungen aus Betrieb
und Gesellschaft an ein Entgeltsystem dar. Höhere An-
fangsgehälter und eine geringere Steigerung der Be-
züge aufgrund des Dienstalters sowie die Dynamisie-
rung der Entgeltentwicklung durch kompetenzabhän-
gige Faktoren entsprechen einem zeitgemäßen Zu-
gang zur Personalentwicklung sowie gängigen Le-
bensmustern von neu in den Arbeitsprozess eintreten-
den Generationen. Diese Gestaltung des Entgeltsys-
tems ist überdies besser geeignet, die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie zu gewährleisten, weil sich Un-
terbrechungen in der Berufslaufbahn geringer aus-
wirken.
8 Beschäftigungsgruppen ermöglichen eine differen-
zierte, an der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit orien-
tierte Einstufung. Die intendierte Durchlässigkeit des
Systems gibt allen Angestellten die Chance auf eine

Laufbahn nach dem Einstieg in eine bestimmte Tätig-
keitsgruppe, aber auch auf denWechsel zwischen den
Tätigkeitsgruppen. Die Qualifikation wird anerkannt.
9 Vorrückungsstufen widerspiegeln den Wert der
fachlichen und sozialen Erfahrung für die Unterneh-
men. Die im Vorrückungssystem und ebenso nach Er-
reichen der höchsten Stufe angewendeten Kompe-
tenzkriterien sind für die Arbeitsabläufe und das Ar-
beitsergebnis wichtige, qualitative Leistungsmerkma-
le, die sich auf das Entgelt auswirken. Die vereinbarte
Evaluierung des Ausmaßes, in dem die Kompetenzkri-
terien zum Tragen kommen, sichert die Anwendung
ab. Sorgfältig definierte Erwartungsschutzregelungen
für bereits beschäftigte Angestellte tragen zum glei-
tenden Übergang in das Neue Entgeltsystem und des-
sen Akzeptanz bei. Der Sparkassen–Kollektivvertrag
„Neues Gehaltsschema” wird in seinem Geltungsbe-
reich eine moderne, Erfahrung, Kompetenz und Leis-
tung berücksichtigende Entgeltgestaltung gewähr-
leisten.

Wien, am 25. März 2003

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

Kassler Ikrath

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Katzian Proyer

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
BUNDESAUSSCHUSS SPARKASSEN

Fuhrmann Kral-Bast
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KOLLEKTIVVERTRAG
Zwischen dem Österreichischen Sparkassenverband,
Wien, im Folgenden Sparkassenverband genannt,
und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Ge-

werkschaft GPA, Wirtschaftsbereich Sparkassen,
Wien, im Folgenden Gewerkschaft genannt, wird der
nachstehende Kollektivvertrag abgeschlossen.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL I – GELTUNGSBEREICH

(1) Dieser Kollektivvertrag gilt einerseits für die öster-
reichischen Sparkassen, das Bankhaus Krentschker &
Co. AG, die Bausparkasse der österreichischen Spar-
kassen Aktiengesellschaft, den Österreichischen Spar-
kassenverband, den Sparkassen-Prüfungsverband,
die Landesverbände und die Sparkassen-Aktienge-
sellschaften, in welche die Sparkassen ihr gesamtes
Unternehmen oder den bankgeschäftlichen Teilbe-
trieb gemäß § 8a KWG bzw § 92 BWG eingebracht ha-
ben und Mitglieder des Österreichischen Sparkassen-
verbandes sind. Andererseits gilt er – unter Beachtung
des Art I Abs 2 und 3 SpKV in der Fassung des Kollek-
tivvertrages vom 2. Juni 2005 – für deren Angestellte
sowie deren Empfänger/innen von Ruhe- und Versor-
gungsgenüssen.

(2) Dieser Kollektivvertrag gilt nicht für Arbeitnehmer/
innen, die zur Verrichtung von Angestelltentätigkeiten
im Rahmen eines Aushilfs- oder Gelegenheitsarbeits-
verhältnisses durch nicht mehr als drei Monate be-
schäftigt werden, und nicht für Arbeiter/innen bzw Be-
diener/innen, landwirtschaftliche Angestellte, Prakti-
kant(en)innen und Volontär(e)innen.

(3) Dieser Kollektivvertrag gilt für folgende Personen-
gruppen nur teilweise:

a) Für Lehrlinge gelten ausschließlich die §§ 13, 38, 39,
41, 42, 43a, 45, 61 und 163 sowie Teil F dieses Kollek-
tivvertrages. Lehrzeiten in der Sparkasse sowie Ka-
renzzeiten gemMSchG oder VKG während der Leh-
re werden in einem ab dem 1. 1. 2020 nach der Leh-
re beginnenden Dienstverhältnis in der Sparkasse
auf alle dienstzeitabhängigen Ansprüche, ausge-
nommen hinsichtlich der Einstufung, angerechnet.
Für den Fall, dass die Sparkasse mit einem Lehrling
das Ausbildungsmodell "Lehre mit Matura" verein-
bart, ist dem Lehrling für die im Zusammenhang
mit der Lehrlingsausbildung zu absolvierende Be-

rufsmatura pro Lehrjahr eine Woche (5 Arbeitsta-
ge) bezahlte "Lernzeit" zu gewähren. Bestehende
betriebliche Modelle, die derartige Freistellungs-
zeiten oder eine Anrechnung auf die Arbeitszeit
vorsehen, können in diese bezahlte "Lernzeit" ein-
gerechnet werden.
[lit a) idF 1. April 2022]

b) Für Student(en)innen einer Fachhochschule im
Rahmen der Absolvierung des nach der Studien-
ordnung vorgeschriebenen Pflichtpraktikums gilt
dieser Kollektivvertrag nur hinsichtlich der Bestim-
mung über die Arbeitszeit (§ 13), die Überstunden-
entlohnung (§ 61), die Fachhochschul-Pflichtprak-
tikant(en)innen-Entschädigung (§ 165) und die Rei-
sekosten (Teil F).

c) Für Angestellte, die gem § 5 Abs 2 ASVG geringfü-
gig und voraussichtlich länger als drei Monate
(Abs 2) beschäftigt sind, gilt dieser Kollektivvertrag
in folgenden Teilen: §§ 1 bis 9, 11 bis 71, 120 bis 162.
Mangels Geltung der Prüfungsordnung fallen diese
Personen auch nicht in den Geltungsbereich des
„Sparkassen-Kollektivvertrag Bildung”
[lit c) idF ab 1. April 2021]

d) Für Vorstandsmitglieder gilt dieser Kollektivvertrag
nur hinsichtlich der Bestimmungen über die Ar-
beitszeit (§ 13), die Überstundenentlohnung (§ 61),
die Abfertigung (§§ 70, 71) und die Reisekosten
(Teil F).

e) entfällt mit 1. 2. 2006

(4) Bis zu einer durchgehend geschlechtsneutral for-
mulierten Wiederverlautbarung des SpKV gilt bei allen
darin gewählten personenbezogenen Bezeichnungen
(zB Arbeitnehmer, Arbeitgeber) die gewählte Form im
Sinne des § 1 Abs 4 Gleichbehandlungsgesetz für bei-
de Geschlechter.
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ARTIKEL II – BETRIEBSVEREINBARUNGEN

(1) Die nachstehend angeführten Institute und Unter-
nehmen sind ermächtigt, bezüglich Anstellung, Pflich-
ten und Rechte der Angestellten, Auflösung des
Dienstverhältnisses, Besoldungs-, Pensions-, Prü-
fungs-, Reisekosten- und Disziplinarordnung zu die-
sem Kollektivvertrag durch Betriebsvereinbarungen
Änderungen und Ergänzungen vorzunehmen1):

a) Dornbirner Sparkasse,
Steiermärkische Bank und Sparkassen Aktienge-
sellschaft,
Tiroler Sparkasse Bankaktiengesellschaft Inns-
bruck,
Allgemeine Sparkasse Oberösterreich Bankaktien-
gesellschaft,
Kärntner Sparkasse Aktiengesellschaft,
Salzburger Sparkasse Bank Aktiengesellschaft,
Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG,
Bank Austria Aktiengesellschaft,
Bankhaus Krentschker & Co. Aktiengesellschaft,
Bausparkasse der österreichischen Sparkassen Ak-
tiengesellschaft,
Österreichischer Sparkassenverband,
Sparkassen-Prüfungsverband.
Erste Group Bank AG
(lit a idF ab 1. Februar 2008)

b) Die Sparkassen-Aktiengesellschaften, in welche die
in lit a) genannten Sparkassen ihr gesamtes Unter-
nehmen oder den bankgeschäftlichen Teilbetrieb
gemäß § 8a KWG bzw § 92 BWG eingebracht ha-
ben.

(2) Die in Abs 1 genannten Angelegenheiten können
hinsichtlich der Angestellten, die als Außendienstmit-
arbeiter der Bausparkasse der österreichischen Spar-
kassen Aktiengesellschaft neben Fixum regelmäßig
Abschlussvergütungen etc beziehen, nur durch eine
von der im Abs 1 genannten Betriebsvereinbarung ge-
sonderte Betriebsvereinbarung, und zwar ohne Rück-
sicht auf in diesem Kollektivvertrag bestehende Rege-
lungen (daher im Detail auch ungünstiger), geregelt
werden. Diese Betriebsvereinbarung darf jedoch in ih-
rer Gesamtheit nicht ungünstiger als der Kollektivver-
trag sein.

1) Umsetzung unter Beachtung von § 162 Abs 2 Z 2 (Sei-
te 62).

ARTIKEL III – WIRKSAMKEITSBEGINN

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages treten mit
1. April 2022 in Kraft.
Die Bestimmungen des „Kollektivvertrags Zukunft 1“
treten mit 1. 1. 2020 in Kraft .
Die Bestimmungen des Kollektivvertrages „Entgeltre-
form 2005” treten – sofern nicht anders angegeben
– mit 1. Jänner 2005 in Kraft.

Die Bestimmungen der Evaluierung Entgelt 2010, tre-
ten mit 1. 1. 2010 in Kraft. Der erste Beurteilungszeit-
rum im Sinne des § 34a erstreckt sich von 1. 1. 2009
bis 31. 12. 2009, der erste Vorrückungsstichtag ist
demnach der 1. 1. 2010.

ARTIKEL IV – GÜNSTIGKEITSKLAUSEL

Kein Dienstnehmer bzw kein Ruhe- und Versorgungs-
genussempfänger darf durch diesen Kollektivvertrag
in seinen Bezügen bzw Ruhe- und Versorgungsgenüs-
sen verkürzt werden. Günstigere Rechte der Dienst-
nehmer bzw der Ruhe- und Versorgungsgenussemp-
fänger, die in Betriebsvereinbarungen oder Einzelver-
trägen enthalten sind, welche zum Zeitpunkt des In-

Kraft-Tretens dieses Kollektivvertrages in Geltung ste-
hen, bleiben gewahrt. Günstigere Regelungen hin-
sichtlich pensionsanrechenbarer Dienstzeit und Pen-
sionsbemessung bleiben für die davon berührten Per-
sonen auch dann in Geltung, wenn sie nicht in Einzel-
vereinbarungen festgelegt worden sind.

ARTIKEL V – CHANCENGLEICHHEIT IN DEN ÖSTERREICHISCHEN SPARKASSEN

Die Kollektivvertragspartner wollen über das gesetz-
lich vorgesehene Maß hinaus eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf gewährleisten. Gleichzeitig
tragen sie aktiv zur Sicherung der Gleichbehandlung
und Erreichung der Gleichstellung von Frauen und

Männern im Betrieb bei und unterstützen Maßnahmen
zur Förderung der beruflichen Entwicklung von
Frauen in den Sparkassen.

(Artikel V gilt ab 1. Februar 2002)
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ARTIKEL VI – AUSLEGUNG UND ÄNDERUNGEN

(1) Mit der Beilegung von grundsätzlichen Streitfällen,
die sich aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages
ergeben, hat sich eine aus je drei Vertreter/innen
des Sparkassenverbandes und der Gewerkschaft zu-
sammengesetzte Schiedskommission zu befassen.

(2) Änderungen dieses Kollektivvertrages können nur
schriftlich zwischen dem Sparkassenverband und der
Gewerkschaft vereinbart werden.

ARTIKEL VII – AUFKÜNDIGUNG

Dieser Kollektivvertrag wird auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossen. Er kann von jedem der beiden Vertrags-

partnerInnen jederzeit unter Einhaltung einer dreimo-
natigen Frist aufgekündigt werden.

ARTIKEL VIII – INHALT

In den Teilen

A. Dienstordnung
B. Besoldungsordnung
C. Pensionsordnung
D. Prüfungsordnung

E. Disziplinarordnung
F. Reisekostenordnung
G. Anhang

wird das Dienstrecht im Einzelnen wie folgt geregelt:

A. DIENSTORDNUNG

I. ANSTELLUNG

§ 1 Allgemeine Anstellungserfordernisse

(1) Zur Anstellung ist allgemein erforderlich:

a) die österreichische Staatsbürgerschaft oder die
Staatsangehörigkeit eines EWR-Mitgliedsstaates,

b) ein Lebensalter von wenigstens 15 und höchstens
40 Jahren (ausgenommen leitende Angestellte),

c) ein ehrenhaftes Vorleben,

d) die zur Erfüllung der Dienstobliegenheiten notwen-
digen geistigen Fähigkeiten und

e) die gesundheitliche Eignung, die durch den Ver-
trauensarzt der Sparkasse festzustellen ist.

(2) Jede Neuaufnahme von Dienstnehmern ist dem
Betriebsrat vor deren Einstellung in den Betrieb, wenn
sich dies aber als untunlich erweist, spätestens gleich-
zeitig mit der Anmeldung zur Sozialversicherung, vom
Dienstgeber mitzuteilen.

§ 2 Ausschließungsgründe

(1) Von der Anstellung sind ausgeschlossen:

a) Personen, die von einem inländischen Gericht (bzw
Gericht eines EWR-Mitgliedsstaates) wegen einer
oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer
Handlungen zu einer mehr als einjährigen Frei-
heitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind,

b) Personen, die aus einemDienstverhältnis aus einem
Grund entlassen wurden, der auch bei der Spar-
kasse als Entlassungsgrund gelten würde,

c) Personen, deren Handlungsfreiheit aus einem an-
deren Grund als dem der Minderjährigkeit be-
schränkt ist,

d) Eltern, Kinder, Geschwister und der Ehegatte eines
Organmitgliedes oder eines Angestellten der Spar-
kasse.

(2) Wer eine Anstellung erschlichen hat, obwohl ein
Ausschließungsgrund vorlag, ist zu entlassen.
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§ 3 Gliederung der Angestellten

Die Angestellten gliedern sich in:

a) Angestellte in kaufmännischer Verwendung:
Das sind Angestellte, die aufgrund ihrer Vorbildung
in kaufmännische Verwendung aufgenommen
werden oder die nach ihrem Eintritt in die Gruppe
der kaufmännischen Angestellten übernommen
werden (Tätigkeitsgruppe B und höhere);

b) Angestellte in sonstiger Verwendung:
Das sind Angestellte, die banktechnische Dienste
leisten (Tätigkeitsgruppe A).

(§ 3 idF 1. Jänner 2005)

§ 4 Besondere Anstellungserfordernisse

(1) Zur Anstellung sind im Besonderen erforderlich:

a) für Angestellte in kaufmännischer Verwendung die
erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung an einer
allgemein bildenden oder berufsbildenden höhe-
ren Schule oder die erfolgreiche Absolvierung ei-
ner Handelsschule mit Öffentlichkeitsrecht, aus-
nahmsweise die erfolgreiche Absolvierung der
Pflichtschule und einer mindestens 4-jährigen ein-
schlägigen Praxis;

b) für Angestellte in sonstiger Verwendung die erfolg-
reiche Absolvierung der Pflichtschule.

(2) Angestellte in kaufmännischer Verwendung haben
spätestens Ende des dritten in der Sparkasse ver-
brachten Dienstjahres die erfolgreiche Ablegung der
BASIS-Ausbildung gem Art IX Punkt 1 Sparkassen-Kol-
lektivvertrag Bildung nachzuweisen, widrigenfalls das
Dienstverhältnis zu kündigen ist.
(Fassung gilt ab 1. April 2021)

§ 5 Bewerbungsansuchen

Der Bewerber um eine Anstellung hat ein eigenhändig
geschriebenes Gesuchmit Lebenslauf an die Sparkas-
se zu richten, das Vorliegen der allgemeinen und der
besonderen Anstellungserfordernisse (§§ 1 und 4)
nachzuweisen und ausdrücklich zu erklären, dass kei-
ner der in § 2 genannten Ausschließungsgründe ge-
geben ist.

§ 6 Ausfolgung der Dienstvorschriften

Jedem Angestellten sind bei Dienstantritt der Kollektiv-
vertrag sowie die für ihn geltenden Dienstanweisun-
gen zu übergeben.

§ 7 Dienstversprechen

(1) Jeder Angestellte hat nach seiner Anstellung die
genaue Einhaltung der Dienstvorschriften, die gewis-
senhafte Befolgung seiner Dienstobliegenheiten und
die strenge Wahrung des Bank- sowie des Datenge-
heimnisses zu versprechen.

(2) Findet dieses Dienstversprechen in besonderer
Form statt, ist ein Mitglied des Betriebsrates beizuzie-
hen.

(3) Über das Dienstversprechen ist ein Protokoll aufzu-
nehmen und vom Angestellten zu unterfertigen.

§ 8 Befristete Anstellung

(1) Die Anstellung erfolgt in der Regel zunächst auf
3 Monate (befristete Anstellung), wobei das erste Mo-
nat als Probemonat im Sinne des Angestelltengesetzes
gilt.

(2) Das Dienstverhältnis endet mit Ablauf der verein-
barten Zeit, wenn es nicht vorher schriftlich verlängert
wird.

(3) Wird ein befristetes Dienstverhältnis verlängert, so
gilt es fortan als kündbar im Sinne des § 9.

§ 9 Kündbare Anstellung

Erfolgt die Anstellung ohne Zeitbestimmung, so ist das
Dienstverhältnis nach den Bestimmungen des Ange-
stelltengesetzes bzw § 49 des Kollektivvertrages künd-
bar (kündbare Anstellung). Auch in diesem Falle gilt
das erste Monat als Probemonat.

§ 10 Definitive Anstellung

(1) Unter definitiver Anstellung ist die Übernahme in
ein unkündbares Dienstverhältnis, mit dem eine Pen-
sionsberechtigung im Sinne der Pensionsordnung ver-
bunden ist, zu verstehen. Ein solches Dienstverhältnis
kann nur nach den besonderen Bestimmungen dieses
Kollektivvertrages gelöst werden.

(2) Die Anzahl der definitiven Angestellten muss min-
destens 70% der Anzahl jener Angestellten entspre-
chen, die nach dem vollendeten 20. Lebensjahr unun-
terbrochen mehr als 10 Dienstjahre („Wartezeit”) in
der Sparkasse verbracht haben. Dienstzeiten von Teil-
zeitbeschäftigten sind diesbezüglich (sowie hinsicht-
lich Abschnitt C.A. des Sparkassen-Kollektivvertrags)
zumindest ab 1. 1. 1993 zu berücksichtigen. Unterbre-
chungen der im 1. Satz geregelten ununterbrochenen
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Wartezeit im Ausmaß von maximal 3 Monaten führen
nicht zum Verlust der zuvor in der Sparkasse verbrach-
ten Dienstzeiten; Dienstzeiten, für welche nach dem
1. 2. 1999 eine Abfertigung ausbezahlt wurde, sind
hinsichtlich der im 1. Satz geregelten ununterbroche-
nen Wartezeit nicht zu berücksichtigen. Werden Ange-
stellte in ein definitives Dienstverhältnis übernommen,
ohne die erforderliche Dienstzeit zu erfüllen, erfolgt
eine Anrechnung auf die 70% erst dann, wenn die er-
forderliche Dienstzeit erreicht ist.
Die Feststellung dieser Verhältniszahl erfolgt jeweils
zum Jahresende, wobei allenfalls sich ergebende
Bruchteile aufzurunden sind. Die Quote von 70%muss
bis spätestens 31. 3. des auf die Feststellung folgenden
Jahres erreicht sein.

Übergangsregelung

(2a) Von der zur Erreichung der Quote von 70% je-
weils zum vorangegangenen Jahresende ermittelten
Anzahl an Angestellten sind (bis spätestens 31. 3.)
2007 nur noch 80%, 2008 nur noch 40% und 2009
nur noch 20% in ein definitives Dienstverhältnis zu
übernehmen, wobei sich hierbei ergebende Bruchtei-
le aufzurunden sind. Ab 1. 1. 2010 finden keine neuen
Definitivstellungen mehr statt.
(Abs 2a gilt ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)

(2b) Die jeweilige Gesamtanzahl an Angestellten, für
die am Ende des Übergangszeitraumes [§ 98h (3)]
Pensionskassenbeiträge gemäß § 98e entrichtet wer-
den, ohne dass eine Übernahme in ein definitives
Dienstverhältnis erfolgt, ist jeweils auf die Quote von
70% anzurechnen.
(Abs 2b gilt ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)

(3) Die definitive Anstellung hat nach einer ab dem
vollendeten 20. Lebensjahr in der Sparkasse zurück-
gelegten 10-jährigen Dienstzeit nach Einholung der
Äußerung des Betriebsrates zu erfolgen, wenn

a) die bisherige Dienstleistung zufrieden stellend war,

b) die volle gesundheitliche Eignung durch den Ver-
trauensarzt der Sparkasse neuerlich festgestellt
wurde,

c) die erfolgreiche Ablegung der für die betreffende
Besoldungsgruppe vorgesehenen Sparkassenprü-
fung nachgewiesen wird (§ 99 in der Fassung vom
31. 12. 2006) und

d) die Anzahl der definitiven Angestellten in der Spar-
kasse kleiner als 70% der Anzahl jener Angestellten
ist, die nach dem vollendeten 20. Lebensjahr min-
destens 10 Dienstjahre in der Sparkasse verbracht
haben.

e) Erfüllen in einer Sparkasse mehr als 70% der Ange-
stellten gemäß Abs 2 die Voraussetzungen gemäß

Abs 3 lit a) bis c) und ist die Voraussetzung nach
Abs 3 lit d) gegeben, so ist die Dauer des Dienstver-
hältnisses für die Anspruchsberechtigung in der Art
undWeise maßgebend, dass Angestellte mit länge-
rer Dienstzeit früher definitiv zu stellen sind. Bei
gleicher Dauer ist Angestellten mit höherem Le-
bensalter der Vorzug zu geben.

(lit c) idF ab 1. Februar 2007)

(4) Jeder Angestellte hat das Recht, seine Definitivstel-
lung zu beantragen. Die Zuerkennung der definitiven
Anstellung und die zu diesem Zeitpunkt gemäß § 75
pensionsanrechenbare Dienstzeit sind dem Angestell-
ten schriftlich mitzuteilen. Ebenso ist dem Angestellten
mitzuteilen, wenn sein Antrag auf Definitivstellung ab-
gelehnt wird. Der Betriebsrat ist zu informieren.

(5) Eine/Ein Angestellte/r, der/dem das Definitivum
aufgrund einer Disziplinarstrafe gem § 124 Abs 1 lit h)
infolge eines Disziplinarerkenntnisses bzw eines Ver-
fahrens gem § 49a aberkannt wurde, ist fortan bei
Feststellung der Verhältniszahl im Sinne des Absatzes
2 nicht zu berücksichtigen. Dies gilt solange, bis die
Sparkasse diesem/r Angestellten auf freiwilliger Basis
das Definitivum (betreffend grundsätzliche Unkünd-
barkeit) neuerlich verleiht.

§ 11 Sicherheit in Sparkassen

(1) Die Sicherheit an den Arbeitsplätzen in den Institu-
ten muss den örtlichen Verhältnissen und der Größe
des Institutes entsprechen.

(2) Durch Sicherheitseinrichtungen und Schulungen
soll die Gefahr für Leben und Gesundheit der Dienst-
nehmer verringert bzw verhindert werden.

(3) Auf Antrag des Betriebsrates ist mit diesem über die
erforderlichen Maßnahmen (insbesondere die sicher-
heitstechnische Mindestausstattung, Sicherheitserfor-
dernisse bei Geld- und Werttransporten und Ähnlich-
em, Mindestausmaß an Sicherheitsschulung der An-
gestellten) zu beraten.

§ 11a Banküberfälle und Gewalt-
anwendung

(1) Das Kreditinstitut hat dafür Sorge zu tragen, dass
Dienstnehmer und Lehrlinge entsprechend der Art ih-
rer Tätigkeit und Verwendung im Unternehmen und
der Art des Arbeitsplatzes im Hinblick auf die Gefahren
und Risiken im Zusammenhang mit Banküberfällen
und damit verbundene, gegen den Dienstnehmer in
dieser Eigenschaft gerichtete Gewaltanwendungen
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(zB Geiselnahme, Bombendrohung) geschult und un-
terwiesen werden.

(2) Die Schulungs- und Unterweisungsmaßnahmen
haben so zu erfolgen, dass Dienstnehmer und Lehrlin-
ge in einem nahen zeitlichen Zusammenhang – tun-
lichst unmittelbar – mit der Aufnahme oder Änderung
ihrer Tätigkeit die hierfür erforderlichen sicherheitsre-
levanten Kenntnisse für den konkreten Arbeitsplatz,
auf dem sie eingesetzt werden, vermittelt bekommen.
Sie haben insbesondere präventive Maßnahmen, das
Verhalten im Überfallanlass sowie geeignete Unter-
stützungsmaßnahmen zu beinhalten. Darüber hinaus
ist dafür Sorge zu tragen, dass diese Kenntnisse durch
regelmäßig wiederkehrende Unterweisungen und
Übungen – tunlichst 1x jährlich – aufgefrischt und zu-

sätzlich bedarfsabhängig oder anlassfallbezogen (zB
Alarmproben) vertieft werden.

(3)Dienstnehmern und Lehrlingen, die in dieser Eigen-
schaft von einem Banküberfall oder einer damit zu-
sammenhängenden Gewaltanwendung (zB Geisel-
nahme, Bombendrohung) betroffen sind, ist in einem
unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit dem An-
lassfall, tunlichst am selben Tag, ein Gespräch mit ei-
ner psychosozialen Fachkraft mit Erfahrung im Ge-
walttraumabereich und darüber hinaus unter Berück-
sichtigung von Leistungen der Sozialversicherungsträ-
ger eine therapeutisch angemessene psychologische
Nachbetreuung anzubieten.

(§ 11a gilt ab 1. Juli 2008)

II. PFLICHTEN DER ANGESTELLTEN

§ 12 Allgemeine Pflichten

Die Angestellten sind verpflichtet, ihren Dienst unter
gewissenhafter Beachtung dieses Kollektivvertrages,
der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, der
Dienstanweisungen und Anordnungen mit Aufmerk-
samkeit, Verlässlichkeit, Treue, Fleiß, Eifer und Pünkt-
lichkeit zu verrichten und stets die Interessen der Spar-
kasse zu wahren und zu fördern. Mit der Unkenntnis
bestehender Vorschriften kann sich niemand ent-
schuldigen.

§ 13 Arbeitszeit und Feiertage

(1) Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt aus-
schließlich der Ruhepausen 38,5 Stunden. Die tägli-
chen Dienststunden werden generell von der Sparkas-
se im Einvernehmen mit dem Betriebsrat bzw im Ein-
zelfall im Einvernehmen mit dem/der Angestellten
festgesetzt (vereinbarte Arbeitszeit). Betriebsvereinba-
rungen über flexible Arbeitszeiten, Gleitzeit oÄ sind zu
beachten.

(2) Eine über die normale Arbeitszeit hinausgehende
Arbeitsleistung ist nach Möglichkeit zu vermeiden,
kann jedoch im Bedarfsfall von der Sparkasse unter
Berücksichtigung der Bestimmungen des Arbeitszeit-
gesetzes angeordnet werden. Als Überstunde gilt jede
über die Arbeitszeit (Normalarbeitszeit) der vollbe-
schäftigten Angestellten hinausgehende vereinbarte
Arbeitszeit. Unter Mehrarbeit ist jede über die verein-
barte Teilzeitarbeitszeit hinausgehende, jedoch unter
der Normalarbeitszeit der vollbeschäftigten Angestell-
ten liegende Arbeitszeit zu verstehen. Überstunden-
bzw Mehrarbeitsleistungen von täglich weniger als ei-
ner Viertelstunde unmittelbar vor Beginn oder nach

Schluss der normalen Arbeitszeit gelten nicht als
Mehrarbeits- bzw Überstundenleistung. Vollendete
Viertelstunden werden als halbe, vollendete Dreivier-
telstunden als ganze Mehrarbeits- bzw Überstunden
vergütet. Für Mehrarbeitsleistung gebührt ein Mehrar-
beitszuschlag gemäß § 61 Abs 1; für Überstundenleis-
tung gebührt Überstundenentgelt gemäß § 61 Abs 2.

(3) Arbeitszeit-Flexibilisierungsmaßnahmen im Wege
von Betriebsvereinbarungen:

a) Durch Betriebsvereinbarung über gleitende Ar-
beitszeit gemäß § 4b Arbeitszeitgesetz (AZG) ist ei-
ne Ausdehnung der täglichen Normalarbeitszeit
auf 10 Stunden zulässig.

b) Für Angestellte im Rechnungswesen, für mittelbar
oder unmittelbar mit Arbeiten für den Jahresab-
schluss befasste Angestellte in Organisations- und
IT-Abteilungen sowie für Angestellte von Prüfungs-
verbänden bzw Angestellte, welche im Auftrag ei-
nes Verbandes Mitgliedsinstitute revidieren, kön-
nen durch Betriebsvereinbarung iSd § 4 Abs 6 bis
Abs 9 AZG folgende Flexibilisierungsmöglichkeiten
vorgesehen werden:

– Durchrechnungszeitraum maximal 52 Wochen,

– wöchentliche Normalarbeitszeit maximal
48 Stunden,

– tägliche Normalarbeitszeit maximal 10 Stunden,
falls ein zusammenhängender mehrtägiger Zeit-
ausgleich ermöglicht wird.

c) Durch Betriebsvereinbarung iSd § 4 Abs 7 AZG kann
eine 4-Tage-Woche vorgesehen werden, wobei die
tägliche Normalarbeitszeit auf maximal 10 Stunden
ausgedehnt werden kann, wenn die regelmäßige
Verteilung der gesamten Wochenarbeitszeit auf
4 zusammenhängende Tage erfolgt.
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d) Bei Arbeitsbereitschaft kann iSd § 5 AZG durch Be-
triebsvereinbarung eine wöchentliche Normalar-
beitszeit von maximal 60 Stunden, eine tägliche
Normalarbeitszeit von maximal 12 Stunden vorge-
sehen werden.

(4) Am Karsamstag, Pfingstsamstag und 24. Dezember
ist ebenso dienstfrei wie an gesetzlichen Feiertagen
und Sonntagen. Für evangelische und altkatholische
Glaubensangehörige ist darüber hinaus der Karfrei-
tag, für mosaische Glaubensangehörige der Yom-
Kippur-Tag dienstfrei.
Dienstfrei sind auch der Tag des Landespatrons sowie
in Kärnten der 10. Oktober (Abstimmungstag), sofern

a) diese Tage aufgrund eines Landesgesetzes oder
landesbehördlicher Regelung als Feiertag began-
gen und für die Landesbediensteten generell als
dienstfrei erklärt werden und

b) die Sparkasse nicht einzelne Angestellte zur Auf-
rechterhaltung des Geschäftsbetriebes benötigt
und diesen für sämtliche Arbeitsstunden einen
100%igen Überstundenzuschlag auszahlt bzw ent-
sprechend Freizeitausgleich (§ 61 Abs 6) gewährt.

(Obige Fassung des Abs 4 gilt bis 31. 12. 2007)

(4) Am Karsamstag, Pfingstsamstag und 24. Dezember
ist ebenso dienstfrei wie an gesetzlichen Feiertagen
und Sonntagen. Für evangelische und altkatholische
Glaubensangehörige ist darüber hinaus der Karfrei-
tag, für mosaische Glaubensangehörige der Yom-
Kippur-Tag dienstfrei.
(Diese Fassung des Abs 4 gilt ab 1. Jänner 2008)

(4a) Der Tag des Landespatrons ist – soweit er nicht
auf einen Tag fällt, der gemäß (4) als dienstfrei gilt –
ein Arbeitstag. Für einen solchen Arbeitstag gebührt
allen aktiven Angestellten Freizeitausgleich im Ver-
hältnis 1 : 1, sofern und solange dieser Tag auf Grund
eines Gesetzes oder einer landesbehördlichen Rege-
lung als Feiertag begangen und für die Landesbe-
diensteten generell als dienstfrei erklärt wird.
Mit Angestellten, die ihre im gemeinsamen Haushalt
lebenden schulpflichtigen Kinder zu betreuen haben,
ist unter Rücksichtnahme auf die betrieblichen Erfor-
dernisse vorrangig am Landesfeiertag die Inan-
spruchnahme von Freizeitausgleich zu vereinbaren.
Für Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Dienstverhält-
nis mit der Sparkasse nach dem 31. 12. 2019 beginnt,
ist der Jubiläumstag für eine 20-jährige, 30-jährige
und 40-jährige Dienstzeit dienstfrei.
(Abs 4a idF 1. Jänner 2020)

(5) Für Angestellte, die eine 25-jährige oder 40-jähri-
ge Dienstzeit in der Sparkasse zufriedenstellend zu-
rückgelegt haben, ist der Jubiläumstag dienstfrei.

(6) Werden Angestellte für unaufschiebbare Rech-
nungs- und Postarbeiten zur Erstellung des Jahresab-
schlusses in den hiefür zuständigen organisatorischen
Einheiten am 1. Jänner und/oder 6. Jänner beschäf-
tigt, so ist die Anzahl der zu beschäftigenden Personen
im Einvernehmenmit dem Betriebsrat festzulegen. Ge-
nerell gebührt für an Feiertagen geleistete Arbeits-
stunden Überstundenentgelt, auch für allfällige Über-
stunden. Durch Betriebsvereinbarung bzw im Einver-
nehmen mit dem Betriebsrat sind festzulegen:

– ein Arbeitszeitrahmen (Beginn und Ende der Feier-
tagsarbeit),

– ein Jahresplan über Arbeitseinsätze der Angestell-
ten, wobei ein/e Angestellte/r nach Möglichkeit
nicht an mehr als an 5 Feiertagen tätig sein soll,

– Regelungen für Angestellte, deren Überstunden
nicht einzeln abgerechnet werden, sowie für Ange-
stellte, die an mehr als 5 Feiertagen im Jahr be-
schäftigt werden.

§ 13a Sabbatical

(1) Ein Sabbatical liegt vor, wenn aufgrund einer be-
sonderen Verteilung der Arbeitszeit der Zeitausgleich
in mehrwöchigen zusammenhängenden Zeiträumen
verbraucht wird.

(2) Das Sabbatical ist zwischen Arbeitgeber/in und Ar-
beitnehmer/in im Vorhinein zu vereinbaren; insbeson-
dere sind Beginn, Dauer und Arbeitsstundenausmaß
in der Ansparphase und Beginn und Dauer der Frei-
zeitphase festzulegen.

(3) Zum Aufbau eines Sabbaticals darf die wöchentli-
che Normalarbeitszeit in einzelnen Wochen eines
mehr als 52 Wochen betragenden Durchrechnungs-
zeitraums auf bis zu 48 Stunden ausgedehnt werden.
Die tägliche Normalarbeitszeit darf dabei nicht mehr
als zehn Stunden betragen.

(4) Der Durchrechnungszeitraum für ein Sabbatical
darf fünf Jahre nicht übersteigen. Innerhalb dieses
Zeitraums ist auch das angesparte Zeitguthaben zu
konsumieren. Der gesamte Durchrechnungszeitraum
(inkl Freizeitphase) ist für alle Rechtsansprüche, die
sich nach der Dauer der Dienstzeit richten, anzurech-
nen.

(5) Kommt es zu einer Ausdehnung der Normalarbeits-
zeit iS des (3), so gebührt dem/der Arbeitnehmer/in
weiterhin das ihm/ihr nach diesem Kollektivvertrag
monatlich zustehende Entgelt. Für die in der Anspar-
phase vereinbarungsgemäß über die kollektivver-
tragliche Normalarbeitszeit geleisteten Arbeitsstun-
den gebührt primär keine gesonderte Überstunden-
entlohnung; sie sind in der Freizeitphase abzubauen,
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in der dem/der Arbeitnehmer/in ebenso das nach
diesem Kollektivvertrag monatlich zustehende Entgelt
(inklusive einer allenfalls gebührenden Ausgleichszu-
lage gemäß § 167) fortgezahlt wird.

(6) Spätestens vor Antritt der vereinbarten Freizeitpha-
se ist zwischen Arbeitgeber/in und Arbeitnehmer/in zu
vereinbaren, ob Stunden, die ausnahmsweise über
das für die vorgesehene Freizeitgewährung erforder-
liche Ausmaß hinaus im Einvernehmen mit der Füh-
rungskraft eingearbeitet wurden, unmittelbar im An-
schluss an die festgelegte Freizeitphase bzw auch
nach Ablauf der fünf Jahre konsumiert werden können
oder abzugelten sind. Wird eine solche Vereinbarung
nicht geschlossen, dann sind diese Stunden in Form
von Überstunden abzugelten.

(7) Nach der Rückkehr aus dem Sabbatical ist zur
Überprüfung der Erfüllung eines Vorrückungskrite-
riums mit dem/der Arbeitnehmer/in längstens inner-
halb von sechs Monaten ein Mitarbeitergespräch im
Sinne des § 34c (2) zu führen.
(Fassung gilt ab 1. April 2011)

(8) Die vorliegende kollektivvertragliche Regelung des
Sabbaticals ist durch eine freiwillige Betriebsverein-
barung bzw im Einzelfall durch individuelle Vereinba-
rung zu konkretisieren. Insbesondere folgende Punkte
sollen darin einer Regelung zugeführt werden:

a) persönlicher Geltungsbereich,

b) zeitlicher Geltungsbereich,

c) Teilnahmevoraussetzungen,

d) Durchrechnungszeitraum und Konsumation der
angesparten Zeit,

e) Ausmaß der angesparten Stunden,

f) Ansprüche, die sich nach der Dauer der Dienstzeit
richten,

g) Anspruch auf das 13. und 14. Monatsgehalt,

h) Anspruch auf ao. Bezüge bzw leistungsabhängige
Zahlungen,

i) Anspruch auf Pensionskassenbeitragsleistung,

j) Wiedereingliederungsmaßnahmen nach dem
Sabbatical,

k) Rücktrittsmöglichkeiten des/der Arbeitnehmer(s)in
und des/der Arbeitgeber(s)in,

l) Ausmaß der Vergütung der angesparten Stunden
im Fall des Rücktritts vom Sabbatical sowie bei Auf-
lösung des Dienstverhältnisses,

m) Bezug von Überstundenpauschalen.

(9) Zum 1. 2. 2005 bereits bestehende betriebliche
Sabbatical-Regelungen bleiben von diesen Bestim-
mungen unberührt. Inwieweit das kollektivvertragli-
che Modell eines Sabbaticals in der betrieblichen Pra-
xis angenommen wurde bzw ob es sich bewährt hat,
soll durch eine gemeinsame Evaluierung der Kollektiv-
vertragsparteien nach dem 31. 12. 2008 geprüft wer-
den.
(Geltende Fassung § 13a ab 1. Februar 2005)

§ 14 Dienstverwendung

Die Dienstverwendung ergibt sich aus dem Angestell-
tenverhältnis im Allgemeinen und aus der Eigenart des
Dienstes im Besonderen. Ein Anspruch auf einen be-
stimmten Arbeitsplatz besteht nicht.

§ 15 Fachliche Weiterbildung

Die Angestellten sind verpflichtet, nach bester Mög-
lichkeit ihr berufliches Wissen zu erweitern bzw von al-
len Möglichkeiten Gebrauch zu machen, die ihnen zu
diesem Zwecke von der Sparkasse geboten werden.
Die Sparkasse wird ihnen hierzu Fachliteratur und
sonstige Fortbildungsmöglichkeiten in angemesse-
nem Umfang zugänglich machen.

§ 16 Verhalten im Dienst

(1) Die Angestellten haben sich allen Mitarbeitern ge-
genüber kollegial und höflich zu verhalten.

(2) Gegenseitige Unterstützung und Vertretung in al-
len Dienstobliegenheiten ist auch ohne besondere
Aufforderung zu leisten, wenn es das Interesse des Be-
triebes verlangt.

(3) Dem Kundendienst ist größte Beachtung zu schen-
ken.
Die Kunden sind rasch und zuvorkommend zu bedie-
nen und gewissenhaft zu beraten.

§ 17 Betreten der Diensträume

(1) Angestellte dürfen außerhalb der Arbeitszeit die
Diensträume weder betreten noch in diesen zurück-
bleiben. Ausnahmen bedürfen einer Erlaubnis der
Sparkasse. In diesem Fall ist der Angestellte verpflich-
tet, während des Aufenthaltes und beim Verlassen die
Räume zu verschließen und dafür zu sorgen, dass in
diesen die Sicherheit in keiner Weise gefährdet ist.

– 19 –



(2) Betriebsfremden Personen darf der private Aufent-
halt in den Diensträumen grundsätzlich nicht gestattet
werden. Die Sparkasse kann Ausnahmen zulassen.

§ 18 Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Angestellten sind im Sinne des § 38 des Bank-
wesengesetzes (Bankgeheimnis) verpflichtet, Tatsa-
chen und sonstige Angelegenheiten, die ihnen aus-
schließlich aufgrund der Geschäftsverbindungen mit
den Kunden anvertraut oder zugänglich gemacht
worden sind, weder zu offenbaren noch zu verwerten;
desgleichen ist über alle anderen innerbetrieblichen
Angelegenheiten oder in Ausübung des Dienstes be-
kannt gewordene Umstände strengste Verschwiegen-
heit zu bewahren.

(2) Automationsunterstützt verarbeitete Daten, die
ausschließlich aufgrund der berufsmäßigen Beschäf-
tigung anvertraut wurden oder zugänglich geworden
sind, dürfen unbeschadet sonstiger Verschwiegen-
heitspflichten nur aufgrund einer ausdrücklichen
Dienstanweisung oder einer Einzelanordnung eines
Vorgesetzten übermittelt werden (Datengeheimnis –
§ 6 DSG).

(3) Diese Verschwiegenheitspflicht besteht auch nach
Auflösung des Dienstverhältnisses.

(4) Die Anfertigung von Aufzeichnungen und von Ab-
schriften von Geschäftsvorgängen sowie die Entfer-
nung von Geschäftspapieren und Akten aus den
Diensträumen ist für private Zwecke streng untersagt.

§ 19 Meldung von Dienstvergehen

Jeder Angestellte ist verpflichtet, wahrgenommene
Dienstvergehen ohne Rücksicht auf die Person, von
der sie ausgehen, dem zuständigen Vorgesetzten so-
fort zu melden. Wer dies unterlässt, macht sich mit-
schuldig.

§ 20 Besondere Dienstobliegenheiten
der Vorgesetzten

(1) Vorgesetzte haben ihre Mitarbeiter von den Dienst-
vorschriften in Kenntnis zu setzen und für deren ge-
naue Einhaltung sowie für einen ordnungsgemäßen
Dienstablauf zu sorgen.

(2) Sie haben die Arbeit zweckmäßig und derart zu
verteilen, dass Überstunden nach Möglichkeit vermie-
den werden.

(3) Sie haben das Interesse ihrer Mitarbeiter am best-
möglichen Arbeitsablauf und an einer günstigen Ent-
wicklung der Sparkasse zu wecken und ständig zu för-
dern.

§ 21 Verbot der Geschenkannahme

Die Annahme von Geschenken oder sonstigen Vortei-
len, die im Zusammenhang mit einer dienstlichen Tä-
tigkeit dem Angestellten oder dessen Angehörigen
mittelbar oder unmittelbar angeboten werden und
geeignet sind, dessen volle Unbefangenheit in dienst-
lichen Angelegenheiten in Zweifel zu ziehen, ist ohne
Zustimmung des zuständigen Vorgesetzten verboten.

§ 22 Verbotene Geschäfte

Soweit nicht ein Auftrag oder die Erlaubnis der Spar-
kasse vorliegt, ist allen Angestellten die Befassung
mit Spekulationsgeschäften aller Art für eigene oder
fremde Rechnung sowie die Beteiligung an solchen
Geschäften verboten. Dies gilt auch für das Anbieten
und die Vermittlung von Bankgeschäften und Liegen-
schaftstransaktionen.

§ 23 Verschuldung

Jeder Angestellte hat seine Wirtschaftsführung nach
seinem Einkommen einzurichten. Die Übernahme von
Zahlungs- und Bürgschaftsverbindlichkeiten, die sei-
ne Einkommens- und Vermögensverhältnisse über-
steigen, ist verboten. Gerichtliche Verbote oder Pfänd-
ungen ziehen, wenn sie nicht innerhalb einer von der
Sparkasse zu setzenden angemessenen Frist aufgeho-
ben werden, die Einleitung des Disziplinarverfahrens
nach sich.

§ 24 Nebenbeschäftigung

(1) Die Angestellten sind verpflichtet, die allfällige
Ausübung einer Nebenbeschäftigung der Sparkasse
zu melden. Die Sparkasse kann nach Anhörung des
Betriebsrates die Ausübung einer Nebenbeschäfti-
gung untersagen, wenn sie

a) den Interessen der Sparkasse zuwiderläuft oder

b) der Erfüllung des Dienstes oder der Erhaltung der
Arbeitskraft auch nur teilweise Abbruch tut oder

c) ihrer Natur und Beschaffenheit nach die volle Un-
befangenheit des Angestellten im Dienst beein-
trächtigt

d) dem Ansehen eines Sparkassenangestellten nicht
entspricht.
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(2) Die Ausübung einer Nebenbeschäftigung kann
nach Anhören des Betriebsrates jederzeit untersagt
werden, wenn einer der oben angeführten Umstände
nachträglich eintritt oder bekannt wird.

§ 25 Fernbleiben vom Dienst

(1) Außer im Falle einer Erkrankung oder eines ande-
ren unvorhergesehenen oder unabwendbaren Hin-
dernisses darf kein Angestellter ohne vorherige Bewil-
ligung durch die Sparkasse vom Dienst fernbleiben.

(2) Während der Arbeitszeit ist dem Angestellten das
Verlassen der Diensträume nur mit Zustimmung des
zuständigen Vorgesetzten gestattet.

(3) Jede Dienstverhinderung ist dem unmittelbaren
Vorgesetzten unverzüglich anzuzeigen. In gleicher
Weise ist der Wiederantritt des Dienstes zu melden.

(4) Der am Dienst verhinderte Angestellte hat den
Grund der Verhinderung der Sparkasse auf Verlangen
nachzuweisen. Im Falle einer länger als drei Arbeitsta-
ge dauernden Erkrankung – im Einvernehmen mit
dem Betriebsrat auch bei kürzerer Erkrankungsdauer
– kann die Sparkasse die Vorlage einer ärztlichen Be-
scheinigung verlangen.

§ 26 Aufbewahrung von Schlüsseln

Die Angestellten haften für die sorgfältige Aufbewah-
rung der ihnen übergebenen Schlüssel. Im Falle der
Dienstverhinderung oder auf Anordnung des zustän-

digen Vorgesetzten sind die Schlüssel an die beson-
ders bestimmten Angestellten rechtzeitig zu überge-
ben, sodass eine Störung des Dienstbetriebes vermie-
den wird. Jede Schlüsselübergabe ist unverzüglich in
das Schlüsselprotokollbuch einzutragen.

§ 27 Standes- und Wohnungs-
veränderungen

(1) Jeder Angestellte hat der Sparkasse Änderungen
seiner Standesverhältnisse unter Vorlage der entspre-
chenden Dokumente unverzüglich bekannt zu geben.

(2) Jede Änderung der Wohnungsanschrift ist der
Sparkasse sofort mitzuteilen.

§ 28 Verhalten außer Dienst

Jeder Angestellte hat sich außerhalb des Dienstes sei-
ner Stellung angemessen zu benehmen und alles zu
vermeiden, was das Ansehen der Sparkasse schädi-
gen könnte.

§ 29 Konkurrenzklausel

Vereinbarungen gemäß § 36 Angestelltengesetz kön-
nen nur mit Angestellten getroffen werden, die min-
destens die BASIS-Ausbildung gemArt IX Punkt 1 Spar-
kassen-Kollektivvertrag Bildung abgelegt haben.
(Fassung gilt ab 1. April 2021)

III. RECHTE DER ANGESTELLTEN

§ 30 Dienstbezüge

(1) Die Angestellten haben Anspruch auf die nach Ab-
schnitt B (Besoldungsordnung) mit ihrer Anstellung
verbundenen Dienstbezüge. Die Zahlung erfolgt
durch Gutschrift auf ein bei der Sparkasse geführtes
Girokonto (Gehaltskonto).

(2) Die Angestellten haben die von ihren Dienstbezü-
gen zu entrichtenden gesetzlichen Abgaben und Bei-
träge aus Eigenem zu tragen.

(3) Entfällt ab 1. 2. 1998.

§ 31 Neues Gehaltsschema

Das neue Gehaltsschema (Anlage 1, mit den neuen-
Werten gültig ab 1. 4. 2020) tritt mit 1. 1. 2005 für alle
Angestellten in Kraft; es besteht aus acht Tätigkeits-
gruppen (A–H) mit jeweils neun Stufen (1–9).
(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

§ 32 Einstufung

(1) Die Angestellten sind von der Sparkasse bei ihrem
Diensteintritt in eine der Tätigkeitsgruppen des neuen
Gehaltsschemas einzustufen.

(2) Die Einstufung hat auf Basis der in der Sparkasse
vom Angestellten überwiegend ausgeübten Tätigkeit
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entsprechend der in § 32a enthaltenen Tätigkeitsbe-
schreibungen zu erfolgen.

(3) Angestellte, die eine Handelsschule oder Handels-
akademie oder allgemein bildende höhere Schule
(AHS) oder den Lehrberuf Bankkaufmann erfolgreich
abgeschlossen haben und danach – ohne gemäß
§ 33 anrechenbare Vordienstzeiten aufzuweisen – in
die Sparkasse eintreten („Schulabgänger”), sind

a) wenn sie überwiegend für Assistenztätigkeiten auf-
genommen werden zumindest in die Tätigkeits-
gruppe B einzustufen,

b) wenn sie überwiegend für die Kundenberatung
aufgenommen werden zumindest in die Tätigkeits-
gruppe C einzustufen.

(Abs 3 entfällt für Neueintritte ab 1. Jänner 2020)

(4) Angestellte sind grundsätzlich in Stufe 1 der in Be-
tracht kommenden Tätigkeitsgruppe einzustufen, so-
fern nicht Vordienstzeiten gemäß § 33 angerechnet
werden oder (5) bzw (6) Anwendung findet.
(Abs 4 idF für Neueintritte in das Dienstverhältnis bis 31. De-
zember 2019)

(4) Sparkassenmitarbeiterinnen sind grundsätzlich in
Stufe 1 der in Betracht kommenden Tätigkeitsgruppe
einzustufen, sofern nicht Vordienstzeiten gem § 33 an-
gerechnet werden (sog. „Schulabgängerinnen“) oder
(6) Anwendung findet. Sparkassenmitarbeiterinnen,
die nach dem erfolgreichen Abschluss der Lehre
Bankkaufmann nach dem 31. 12. 2019 ein Dienstver-
hältnis mit der Sparkasse beginnen, sind in die Stufe 2
der Tätigkeitsgruppe C einzustufen.
(Abs 4 für Neueintritte in das Dienstverhältnis ab 1. Jänner
2020)

(5) In den Tätigkeitsgruppen B und C sind bei der Ein-
stufung die angeführten Ausbildungen, wenn sie von
dem/der Angestellten erfolgreich abgeschlossen wur-
den, wie folgt zu berücksichtigen:

Handelsschule ........................................... Stufe 1
AHS, Berufsreifeprüfung, Lehre Bankkauf-
mann ........................................................ Stufe 2
HAK, HBLA ................................................. Stufe 3
Verwertbares Bachelor-Studium .................. Stufe 4
(Fassung gilt ab 1. Juli 2011)
(Abs 5 entfällt für Neueintritte in das Dienstverhältnis ab
1. Jänner 2020 / gilt für Eintritte in das Dienstverhältnis bis
31. Dezember 2019)

(6) Angestellte, die ein wirtschaftswissenschaftliches
und/oder juristisches und/oder sonstiges für ihre Tä-
tigkeit in der Sparkasse verwertbares Magister- oder
Masterstudium an einer Universität oder Fachhoch-
schule erfolgreich absolviert haben, sind in der Tätig-
keitsgruppe D, Stufe 1 einzustufen. Der erfolgreiche
Abschluss eines im ersten Satz nicht angeführten Stu-

diums führt zu einer Einstufung in die Tätigkeitsgrup-
pe C, Stufe 3.

(Geltende Fassung ab 1. Juli 2011)

§ 32a Tätigkeitsgruppendefinitionen

Die Tätigkeitsgruppen sind durch Tätigkeitsbeschrei-
bungen wie folgt definiert (die angeführten Funktions-
beschreibungen haben nur beispielhaften Charak-
ter:*)

Tätigkeitsgruppe A

Sparkassenmitarbeiterinnen in nicht kaufmännischer
(sonstiger) Verwendung, die hauptsächlich manipu-
lative, technische oder administrative Arbeiten aus-
üben.

Beispiele:

Skontistin; Handwerkerin

(Tätigkeitsgruppe A idF 1. Jänner 2020)

Tätigkeitsgruppe B

Sparkassenmitarbeiterinnen in kaufmännischer Ver-
wendung, die schematische Arbeiten nach Richtlinien
und genauen Anweisungen ausüben.

Beispiele:

Sparkassenmitarbeiterinnen im Servicebereich einer
Filiale, die mit Kundenempfang, technischer Hilfestel-
lung, Weiterleitung und einfachsten Abwicklungen
betraut sind; Sachbearbeiterinnen, die Auftragsarbei-
ten ausführen; allgemeine Assistenz

(Tätigkeitsgruppe B idF ab 1. Jänner 2020)

Tätigkeitsgruppe C

Sparkassenmitarbeiterinnen in kaufmännischer Ver-
wendung, die nach allgemeinen Richtlinien und An-
weisungen einfache Geschäftsfälle oder Organisa-
tionsaufgaben ausführen.

Beispiele:

Sparkassenmitarbeiterinnen im Kundenservice ohne
eigenverantwortliches Betreuungsportfolio; Assistenz
für Individualkundenbetreuerinnen; Assistenz mit ein-
fachen Organisationsaufgaben; gehobene Sach-
bearbeiterinnen

(Tätigkeitsgruppe C idF ab 1. Jänner 2020)

Tätigkeitsgruppe D

Angestellte in kaufmännischer Verwendung, die vor-
wiegend mit der selbstständigen Abwicklung von
Standardgeschäftsfällen betraut sind.
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Beispiele:

Kundenbetreuer/in – Private – Standard; gehobene
Assistenz, Assistenz für Kommerzkundenbetreuer/in,
Referent/in

Tätigkeitsgruppe E

Angestellte in gehobener kaufmännischer Verwen-
dung, die vorwiegend mit der selbstständigen Ab-
wicklung diffiziler Geschäftsfälle oder mit eigenver-
antwortlicher Sachbearbeitung betraut sind.

Beispiele:

Kundenbetreuer/in – Private – Individual; Kundenbe-
treuer/in – Private – Individual Veranlagung; Kunden-
betreuer/in – Private – Individual Wohnbau; gehobe-
ne/r Referent/in

Tätigkeitsgruppe F

Angestellte in gehobener kaufmännischer Verwen-
dung, die vorwiegend mit der selbstständigen Ab-
wicklung komplexer Geschäftsfälle oder mit deren
Kontrolle betraut sind oder deren Tätigkeit mit Perso-
nalverantwortung verbunden ist; Tätigkeit von Spezi-
alist(inn)en mit eigenverantwortlichem Wirkungsbe-
reich.

Beispiele:

Kundenbetreuer/in – Kommerz; Kundenbetreuer/in –
Freie Berufe; Spezialist/in Wohnbau; Spezialist/in Ver-
anlagungen; Privat Banker; Leiter/in von Geschäfts-
stellen/Abteilungen; Spezialist(inn)en

Tätigkeitsgruppe G

Angestellte in gehobener kaufmännischer Verwen-
dung, die mit hoher Verantwortung und Personalfüh-
rung verbunden ist oder Tätigkeit von hoch qualifi-
zierten Spezialist(inn)en mit großem eigenverant-
wortlichen Wirkungsbereich.

Beispiele:

Leiter/in von großen Geschäftsstellen/Abteilungen;
Filialdirektor/in einer großen Filialdirektion; Leiter/in
Riskmanagement; Konzernkundenbetreuer/in; Expert
(e)in

Tätigkeitsgruppe H

Leitende Angestellte, die maßgebliche Führungsauf-
gaben wahrnehmen und Entscheidungen von erheb-
lichem wirtschaftlichen Einfluss auf die Sparkasse zu
treffen haben. Ferner Angestellte mit Funktionen,
die leitenden Angestellten gleichgestellt sind.

Beispiele:

Regionalleiter/in oder Bereichsleiter/in

(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

*) Die Einstufung kann von den beispielhaften Funktionsbeschreibun-
gen – etwa aufgrund der spezifischen Organisationsstruktur einer
Sparkasse – abweichen.

§ 33 Anrechnung von Vordienstzeiten für
die Einstufung

(1) Bei Sparkassen oder anderen Kreditinstituten ver-
brachte Dienstzeiten sind in der nach § 32 (2) be-
stimmten Tätigkeitsgruppe – ausgehend jeweils von
der Stufe 1 – als Vordienstzeiten wie folgt auf die defi-
nierte Standardverweildauer [§ 34 (3)] anzurechnen:

a) Dienstzeiten in denen Tätigkeiten ausgeübt wur-
den, die der nunmehrigen Tätigkeit in der Sparkas-
se oder einer Tätigkeitsbeschreibung einer höhe-
ren Tätigkeitsgruppe entsprechen, sind voll anzu-
rechnen,

b) Dienstzeiten in denen Tätigkeiten ausgeübt wur-
den, die der Tätigkeitsbeschreibung einer niedri-
geren als der bestimmten Tätigkeitsgruppe ent-
sprechen, sind

ba) bei Einstufung in die Tätigkeitsgruppen A–C
voll,

bb) bei Einstufung in die Tätigkeitsgruppen D–H
zur Hälfte anzurechnen.

(2) Bei Dienstgebern, die keine Kreditinstitute sind, ab-
solvierte, für die Sparkasse nutzbare Dienstzeiten sind
zumindest zu einem Drittel in der bestimmten Tätig-
keitsgruppe als Vordienstzeiten anzurechnen.

(3) Im Ausland verbrachte Vordienstzeiten sind bei ge-
eignetem Nachweis durch den/die Angestellte/n un-
ter den selben Voraussetzungen wie im Inland ver-
brachte Vordienstzeiten anzurechnen.

(4) Bei anrechenbaren Vordienstzeiten werden Bruch-
teile eines Jahres, wenn sie mindestens 6 Monate be-
tragen, für ein volles Jahr gerechnet, andernfalls nicht
berücksichtigt. Falls mehrere Vordienstzeiten vorlie-
gen, gilt dies nur für die Summe der anrechenbaren
Vordienstzeiten.

(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

§ 34 Zeitabhängige Vorrückung

(1) Die zeitabhängige Vorrückung findet nach Ablauf
der nach Jahren für die einzelnen Stufen definierten
Standardverweildauer statt. Der Vorrückungsstichtag
ist der 1. Jänner eines Jahres.

(2) Tritt ein/eine Angestellte/r vor dem 1. Oktober ei-
nes Jahres in die Sparkasse ein, gilt zum 31. Dezember
ein volles Jahr der Verweildauer einer Stufe als absol-
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viert. Tritt er/sie hingegen nach dem 30. September
eines Jahres ein, ist die in diesem Jahr absolvierte
Dienstzeit auf die Verweildauer nicht anrechenbar.

(3) Die Standardverweildauer in den einzelnen Stufen
ist nach Jahren wie folgt definiert:

A B C D E F G H

1 1 1 1 1 1 1 1 1
2 1 1 1 1 1 1 1 1
3 1 1 1 1 1 1 1 1
4 2 2 2 2 2 2 2 2
5 4 4 4 4 4 4 4 4
6 4 4 4 4 4 4 4 4
7 4 4 4 4 4 4 4 4
8 4 4 4 4 X X X X
9 X X X X X X X X

(3a) Für Sparkassenmitarbeiterinnen, die als sog.
Schulabgängerinnen gem § 32 (4) in die Stufe 1 einer
Tätigkeitsgruppe eingestuft werden, verkürzt sich,
wenn sie erstmalig in die Stufe 5 einer Tätigkeitsgrup-
pe vorrücken und unabhängig von der Erfüllung eines
Vorrückungskriteriums, einmalig die Verweildauer in
dieser Stufe auf 3 Jahre.
(Abs 3a gilt für Neueintritte ab 1. Jänner 2020)

(4) Zeiten einer von einem/einer Angestellten ab 1. 1.
2005 neu in Anspruch genommenen Karenz nach
dem Mutterschutzgesetz oder Väter-Karenzgesetz
oder Freistellung zum Zwecke der Sterbebegleitung
nach dem AVRAG sind auf die definierte Standardver-
weildauer anzurechnen. Die Anrechnung endet je-
denfalls mit der ersten (zeitabhängigen) Vorrückung
des/der karenzierten Angestellten.

(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

§ 34a Zeitunabhängige Vorrückung

(1) Angestellte, die in einer Stufe mit vierjähriger Stan-
dardverweildauer (Tätigkeitsgruppen A–D, Stufen 5–8
und E–H, Stufen 5–7) eingestuft sind, rücken vor Ab-
lauf der Standardverweildauer um eine Stufe inner-
halb der Tätigkeitsgruppe vor, wenn sie die in § 34c
definierten Voraussetzungen für ein Vorrückungskrite-
rium erfüllen. Der Vorrückungsstichtag hängt nicht
vom Zeitpunkt der Beurteilung ab: Erfolgt die Beurtei-
lung vor Ablauf des zu Grunde liegenden einjährigen
Beurteilungszeitraums ist der Vorrückungsstichtag der
nächstfolgende 1. 1., erfolgt sie erst nach dem zu
Grunde liegenden einjährigen Beurteilungszeitraum
ist der Vorrückungsstichtag rückwirkend der letzte
1. 1. Die in der Stufe vor der zeitunabhängigen Vorrü-
ckung absolvierten Verweildauerjahre sind in der
neuen Stufe anzurechnen.

(2) (Jahresquote)
Zeitunabhängige Vorrückungen sind jährlich mindes-
tens im Ausmaß von 6% der Gesamtanzahl der Ange-
stellten (berechnet nach Köpfen), die zum 1. 1. eines
Jahres (nach einer allfälligen zeitabhängigen Vorrü-
ckung) in den Tätigkeitsgruppen A–D, Stufen 5–8
und E–H, Stufen 5–7 eingestuft sind, zuzuerkennen.
Das Ergebnis der Berechnung ist jeweils kaufmän-
nisch auf Ganze auf- oder abzurunden. Kommt es in-
nerhalb von drei aufeinanderfolgenden Vorrü-
ckungsstichtagen durch die kaufmännische Rundung
zu keiner einzigen zeitunabhängigen Vorrückung, ist
jedenfalls mit Wirksamkeit zum nächstfolgenden Vor-
rückungsstichtag zumindest für eine/n Angestellte/n
eine zeitunabhängige Vorrückung vorzunehmen. Da-
nach beginnt dieser Beobachtungszeitraum wieder
neu zu laufen.
(Geltende Fassung 1. Jänner 2010)
Hinweis speziell für BR – siehe auch § 34d, Abs 3 und 4 (Seite 25)

§ 34b Außerordentliche Vorrückung

Angestellte rücken in die Stufe 9 der Tätigkeitsgrup-
pen E-H nur nach Erfüllung der in § 34c definierten
Voraussetzungen für ein Vorrückungskriterium zum
Vorrückungsstichtag gemäß § 34a (1) vor.
(Geltende Fassung 1. Jänner 2010)

§ 34c Vorrückungskriterien

(1) Die Erfüllung eines Vorrückungskriteriums ist von
der Sparkasse gemäß (2) festzustellen, wenn Ange-
stellte über ihre funktionsspezifischen Anforderungen
hinausgehende, für die Tätigkeit in der Sparkasse
konkret nutzbare, überdurchschnittliche Qualifikatio-
nen und/oder außerordentliche Leistungen im Sinne
der nachfolgend beispielhaft aufgezählten Bereiche
und der dazu definierten Beschreibungen in nachhal-
tiger Qualität aufweisen.

Arbeitsqualität
Der/Die Angestellte erfüllt seine/ihre Aufgabe mit so
hoher Qualität, dass Nachbesserungen oder zusätzli-
che Kontrollen selten erforderlich sind.
Der/Die Angestellte beteiligt sich aktiv an Maßnah-
men zur Qualitätssicherung von Dienstleistungen oder
Arbeitsvorgängen.
Der/Die Angestellte erfüllt – bezogen auf nichtkauf-
männische Tätigkeiten – Aufgaben mit besonderer
Geschicklichkeit und Sorgfalt.

Aufgabenmobilität
Der/Die Angestellte übernimmt innerhalb oder außer-
halb seiner/ihrer Organisationseinheit oder im Rah-
men eines Projektes (immer wieder, aber nicht über-
wiegend) über seine/ihre Aufgabenstellung hinaus-
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gehende qualifizierte Aufgaben. Der/Die Angestellte
hat temporär (immer wieder, aber nicht überwiegend)
die Vertretung eines/einer Arbeitnehmer(s)in einer
höheren Tätigkeitsgruppe übernommen.

Umsetzungsverhalten
Der/Die Angestellte führt unabhängig von seiner/ih-
rer persönlichen Zuständigkeit für Kunden/Kollegen
rasch und unbürokratisch eine Lösung im Sinne des
Kunden/Kollegen und des Unternehmens mit hoher
(Service-)Qualität herbei.

Soziale Kompetenz:
Der/Die Angestellte sorgt für einen verantwortungs-
vollen, wertschätzenden und bewussten Umgang mit
anderen und respektiert kulturelle Unterschiede. In
diesem Sinne setzt er/sie Information und Kommuni-
kation immer wieder nach Innen und Außen, zum Bei-
spiel bei Verhandlungen, Akquisition, Repräsentation,
Konfliktlösung, Moderation oder Kooperation sowie
Teambildung/Teamaktivitäten erfolgreich ein.

Wissens- und Kompetenzvermittlung
Der/Die Angestellte setzt sein/ihr Wissen, seine/ihre
Fertigkeiten und seine/ihre Erfahrung ein, um die für
seinen/ihren Fachbereich relevanten Informationen
und Kenntnisse an seine/ihre Organisationseinheit/
sein/ihr Projekt aktiv und anwenderorientiert weiter-
zugeben. Der/Die Angestellte übernimmt aufgrund
ihrer/seiner fachlichen und sozialen Kompetenz im-
mer wieder eine Lernpatenfunktion.

Spezifische Fähigkeiten
Darunter fallen besondere und für das Unternehmen
zum Einsatz kommende Kenntnisse und Zusatzqualifi-
kationen (zum Beispiel Sprachen, MBA). Der/Die An-
gestellte trägt durch sein/ihr über den eigenen Orga-
nisationsbereich hinausreichendes Wissen aktiv zur
Bewältigung von Schnittstellenproblemen bei.

Innovation
Der/Die Angestellte hat innovative Ideen/alternative
Lösungswege für die Produkt- oder Prozessgestaltung
entwickelt, die in der Organisationseinheit/Filiale
oder vom Unternehmen oder in einem Projekt aktiv
mit dem Ziel der Umsetzung weiter verfolgt werden.

Qualität in der Kundenbeziehung
Der/die Angestellte erbringt bei seiner/ihrer Tätigkeit
stetig eine außerordentliche Beratungs- und Ver-
kaufsqualität, die zum Vorteil und Nutzen der Spar-
kasse zu einer langfristigen und nachhaltig erfolgrei-
chen Kundenbeziehung führt.

(Geltende Fassung 1. Jänner 2010)

(2) In dem jährlich in der Regel vor dem Vorrückungss-
tichtag zu führenden Mitarbeitergespräch ist von der
zuständigen Führungskraft zu beurteilen, ob der/die
Angestellte im unmittelbar zurück liegenden, maximal

einjährigen Beurteilungszeitraum ein Vorrückungskri-
terium erfüllt (hat).
(Geltende Fassung 1. Jänner 2010)

(3) Ein neues Vorrückungskriterium ist von der Spar-
kasse nur dann zuzuerkennen, wenn der/die Ange-
stellte es in einem anderen Bereich gem (1) oder auf-
grund einer anderen Qualifikation und/oder Leistung
im selben Bereich gem (1) erfüllt.
(Geltende Fassung 1. Jänner 2010)

(4) Das Ergebnis der Beurteilung ist auf Antrag in ei-
nem erweiterten Mitarbeitergespräch, an dem zusätz-
lich eine von der Sparkasse nominierte, der Führungs-
kraft übergeordnete Führungskraft bzw ein Vor-
standsmitglied und ein/e vom Betriebsrat nominier-
te/r, in der Sparkasse beschäftigte/r Vertreter/in
bzw ein Betriebsratsmitglied der Sparkasse teilneh-
men, zu überprüfen.

(5) Das Ergebnis des (erweiterten) Mitarbeitergesprä-
ches ist dem/der Angestellten schriftlich zu bestäti-
gen.

(6) Nach Beendigung einer Karenz nach dem Mutter-
schutzgesetz bzw Väter-Karenzgesetz ist mit dem/der
Angestellten beim nächsten vorgesehenen Termin,
längstens innerhalb eines Jahres nach der Rückkehr,
ein Mitarbeitergespräch im Sinne des (2) zu führen.
(Geltende Fassung 1. Jänner 2010)

§ 34d Evaluierung des Ausmaßes an
zeitunabhängigen Vorrückungen durch

die KV-Partner samt Sanktions-
möglichkeit

(1) Um zeitunabhängige Vorrückungen in einem
nachhaltigen Ausmaß sicherzustellen, hat die Spar-
kasse die jährlichen Quoten gemäß § 34a (2) im
Durchrechnungszeitraum einzuhalten.
Werden sie im Durchrechnungszeitraum nicht einge-
halten, sind sie von der Sparkasse bis zum nächstfol-
genden 30. 6. zu erfüllen, andernfalls reduziert sich
rückwirkend zum letzten 1. 1. (Vorrückungsstichtag)
im Durchrechnungszeitraum die definierte vierjährige
Standardverweildauer (§ 34 (3)) generell auf drei Jah-
re. Zu dieser Reduktion der Standardverweildauer auf
drei Jahre kommt es auch, wenn die Sparkasse nach
Beratung mit dem Betriebsrat erklärt, § 34a generell
nicht anzuwenden.

(2) Der erste Durchrechnungszeitraum mit 3 Vorrü-
ckungsstichtagen läuft von 1. 1. 2011 bis 1. 1. 2013,
die danach folgenden mit ebenfalls jeweils 3 Vorrü-
ckungsstichtagen und dann jährlicher Überprüfungs-
möglichkeit verschieben sich um jeweils ein Jahr (1. 1.
2012 bis 1. 1. 2014, 1. 1. 2013 bis 1. 1. 2015 usw).
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(3) Der Betriebsrat ist bis 30. 6. jeden Jahres über die
Vergabe der zeitunabhängigen Vorrückungen und
über die Einhaltung der jährlichen Quoten gemäß
§ 34a (2) schriftlich zu informieren, wobei die Vertei-
lung der zeitunabhängigen Vorrückungen nach Tä-
tigkeitsgruppen und -stufen sowie nach Geschlecht,
Alter und Beschäftigungsausmaß der Angestellten
darzustellen ist. Ebenso ist der Betriebsrat zu informie-
ren, wenn die Quoten gemäß § 34a (2) erst nachträg-
lich bis zum 30. 6. erfüllt werden.

(4) Abweichend von den (1) bis (3) ist für den ersten Be-
urteilungszeitraum 2009 die jährliche Quote gemäß
§ 34a (2) bis spätestens 30. 9. 2010 zu erfüllen und da-
nach der Betriebsrat zu informieren.
(Geltende Fassung 1. Jänner 2010)

§ 35 Überreihung

(1) Die Überreihung in eine höhere Tätigkeitsgruppe
erfolgt unter Berücksichtigung des § 32 (2) durch die
Sparkasse, doch ist dem Betriebsrat vorher Gelegen-
heit zur Äußerung zu geben.

(2) Die Überreihung setzt voraus, dass der/die Ange-
stellte die der Tätigkeitsbeschreibung der höheren Tä-
tigkeitsgruppe entsprechende neue Tätigkeit über-
wiegend und selbstständig ausübt.

(3) Die Überreihung erfolgt nach Gewährung einer
Vorrückung um eine Stufe in jene Stufe der nächsthö-
heren Tätigkeitsgruppe, die gegenüber dem nach der
Vorrückung in der bisherigen Tätigkeitsgruppe aus-
gewiesenen Schemagehalt das nächsthöhere Sche-
magehalt gewährt.
Ist ein/eine Angestellte/r in der neunten Stufe einer
Tätigkeitsgruppe eingestuft, erfolgt zunächst die
Überreihung und danach die Vorrückung um eine
Stufe in der neuen Tätigkeitsgruppe.

(4) Die Überreihung muss für den/die Angestellte/n
mindestens zu einer Gehaltserhöhung von 4% des
bisherigen Schemagehaltes (vor Vorrückung und
Überreihung) führen, andernfalls hat die Sparkasse
die Differenz befristet bis zur nächsten Vorrückung
zu leisten. Allenfalls mit der Überreihung zeitgleich
stattfindende entgeltwirksame kollektivvertragliche
Maßnahmen sind darauf nicht anrechenbar.

(5) Nach einer Überreihung beginnt für den/die An-
gestellten die für die Stufe in der neuen Tätigkeits-
gruppe definierte Standardverweildauer neu zu lau-
fen.
(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

§ 35a Rückreihung bei Wechsel von Voll-
auf Teilzeitarbeit

Entfällt ab 1. 2. 2003.

§ 36 Bezüge in Krankheitsfällen

(1) Angestellte, die durch Krankheit oder Unglücksfall
ohne ihr vorsätzliches oder grob fahrlässiges Ver-
schulden am Dienst verhindert sind, erhalten die
Dienstbezüge gemäß § 8 des Angestelltengesetzes.
Der volle Monatsbezug wird auch dann bezahlt, wenn
das Angestelltengesetz nur eine teilweise Entgeltzah-
lung vorsieht.

(2) Nach Erschöpfung des gesetzlichen Anspruches
auf Zahlung des Entgeltes erhalten Angestellte mit
mehr als 5 Dienstjahren im Institut zu den aus der ge-
setzlichen Krankenversicherung einen Zuschuss im
Ausmaß von 49% des Monatsbezuges, der jedoch zu-
sammen mit den aus der gesetzlichen Krankenversi-
cherung nicht mehr als den jeweiligen Monatsbezug
abzüglich der Sozialversicherungsbeiträge des Ange-
stellten betragen darf.

(3) Die Gesamtdauer der Leistungen an Bezügen ge-
mäß Abs 1 und 2 beträgt ab dem vollendeten 5. Dienst-
jahr 6 Monate, ab dem vollendeten 10. Dienstjahr und
bei Dienstunfall (§ 84) 12 Monate. Eine Lösung des
Dienstverhältnisses durch Kündigung seitens der
Sparkasse enthebt diese nicht der Verpflichtung zu
Leistungen gemäß Abs 1 und 2.

(4) Der Anspruch auf Sonderzahlungen (§ 58) bleibt
während der gesamten Dauer des Krankenstandes
aufrecht.

(5) In der Sparkasse absolvierte Lehrzeiten sind in ei-
nem unmittelbar anschließenden Dienstverhältnis für
die Dauer des Anspruchs auf das Entgelt anzurech-
nen, wenn der Lehrling die Lehrabschlussprüfung
nach dem 31. 1. 2008 erfolgreich abgelegt hat.
(Abs 5 gilt ab 1. Februar 2008)

(6) Karenzzeiten nach dem MSchG und VKG, die von
Angestellten für nach dem 1. 4. 2012 geborene Kinder
in Anspruch genommen werden, sind für die Dauer
der Bezüge im Krankheitsfall im Höchstausmaß von
insgesamt zwölf Monaten je Kind anzurechnen.
(Abs 6 gilt ab 1. April 2012)

§ 37 Gehaltsvorschüsse

In berücksichtigungswürdigen Fällen kann die Spar-
kasse unverzinsliche Gehaltsvorschüsse bis zu einem
Viertel des Jahresbezuges gewähren. Diese Vorschüs-
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se sind durch Abzug vom Monatsbezug in längstens
36 Monatsraten zurückzuzahlen. Bei Tod des Ange-
stellten gilt ein noch bestehender Restbetrag als ge-
tilgt.

§ 38 Besondere soziale Leistungen

Außer den durch Gesetz oder Kollektivvertrag vorge-
sehenen sozialen Leistungen kann die Sparkasse be-
sondere soziale Leistungen gewähren.

§ 39 Erholungsurlaub

(1) Jeder Angestellte hat Anspruch auf einen jährli-
chen Erholungsurlaub. Grundsätzlich gilt das Ur-
laubsG 1976 BGBl 390/76 in der jeweils geltenden Fas-
sung.

(2) Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Das Kalenderjahr
des Dienstantrittes zählt als erstes Urlaubsjahr. Im ers-
ten Urlaubsjahr erhalten Angestellte, die bis zum 1. Juli
eintreten, einen Erholungsurlaub in voller Höhe, und
Angestellte, die ab dem 2. Juli eintreten, für jedes be-
gonnene Monat des Dienstverhältnisses 1/12 des Ge-
samturlaubes, wobei auf volle Tage aufgerundet wird.

(3) Für die Bemessung des Urlaubsausmaßes werden
mindestens je 6 Monate dauernde Vordienstzeiten im
Inland bzw in einem EWR-Mitgliedsstaat

a) bei Kreditunternehmungen zur Gänze,

b) in anderen Dienstverhältnissen sowie im Rahmen
einer selbstständigen Erwerbstätigkeit und als Ent-
wicklungshelfer gemäß § 3 Abs 2 Z 5 Urlaubsgesetz
bis zum Höchstausmaß von 5 Jahren angerechnet.

Bei Zusammentreffen von Vordienstzeiten gemäß lit a)
und b) vermehrt sich das Höchstausmaß von 5 Jahren
jedenfalls nur um den 5 Jahre übersteigenden Anteil
der Vordienstzeiten bei Kreditunternehmungen.
Die Anrechnung von Schul- und Hochschulzeiten er-
folgt gem § 3 des UrlaubsG 1976 BGBl 390/76 in der
jeweils geltenden Fassung.
Zeiten eines Karenzurlaubes nach dem Mutterschutz-
gesetz oder Elternkarenzurlaubsgesetz werden bei
Geburt eines Kindes nach dem 31. 12. 1992 für die Be-
messung des Urlaubsausmaßes angerechnet.
Die Ermittlung des Urlaubsausmaßes erfolgt bei An-
rechnung von Hochschulzeiten, Vordienstzeiten und
Schulzeiten in der Weise, dass zunächst ein fiktiver
Dienstantritt festgestellt wird, der um die anrechenba-
re Zeitspanne vor dem tatsächlichen Dienstantritt
liegt. Nach jenem fiktiven Eintrittsdatum richtet sich
dann das Urlaubsausmaß.

(4) Ist die Dienstzeit von Montag bis einschließlich Frei-
tag festgesetzt (Fünftagewoche), werden für die Ur-
laubsberechnung diese Tage als Arbeitstage heran-
gezogen. Unter grundsätzlicher Aufrechterhaltung
der gesetzlichen Urlaubsbestimmungen beträgt in
diesem Fall der Urlaub

vom 1. bis einschließlich 20. Urlaubs-
jahr ............................................... 25 Arbeitstage,
ab dem 21. Urlaubsjahr .................. 31 Arbeitstage.

Für Teilzeitbeschäftigte wird die von der Dienstleistung
befreite Arbeitszeit (der Urlaub) entsprechend der ver-
einbarten Arbeitszeit aliquot berechnet.

(4a) Für Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Dienst-
verhältnis mit der Sparkasse nach dem 31. 12. 2019
beginnt, wird das Urlaubsausmaß gem (4) nach unun-
terbrochenen 10 Dienstjahren in der Sparkasse um
1 Arbeitstag und nach ununterbrochenen 14 Dienst-
jahren um 1 weiteren Arbeitstag zum Beginn des je-
weils nächsten Urlaubsjahres erhöht. Gesetzliche Ka-
renzzeiten und Zeiten gem § 3 Abs 1 ASPG während
des Dienstverhältnisses mit der Sparkasse gelten für
die Ermittlung der erforderlichen Dienstjahre gem
dem 1. Satz nicht als Unterbrechung. Daneben gelten
die gesetzlichen Anrechnungsbestimmungen für
dienstzeitabhängige Ansprüche; Lehrzeiten in der
Sparkasse werden gem Artikel I Abs 3 lit a) berücksich-
tigt. In Verbindung mit (4) beträgt das Urlaubshöchs-
tausmaß 32 Arbeitstage pro Urlaubsjahr.
(Abs 4a gilt ab 1. Jänner 2020)

(5) Der jährliche Erholungsurlaub ist grundsätzlich bis
zum Ablauf des Kalenderjahres (Urlaubsjahres), in
dem der Anspruch entstanden ist, zu verbrauchen.
Bei Teilzeitbeschäftigten ist der Zeitraum des Urlaubes
so zu vereinbaren, dass die Dienstleistung der Teilzeit-
beschäftigten während des Urlaubszeitraumes ent-
fällt. Aus dienstlichen Rücksichten oder auf begründe-
tes Ansuchen kann der zuständige Vorgesetzte aus-
nahmsweise die Inanspruchnahme von restlichen Ur-
laubstagen bis zum 31. März des folgenden Jahres be-
willigen. Der Urlaubsanspruch verjährt nach Ablauf
von 2 Jahren ab dem Ende des Kalenderjahres (Ur-
laubsjahres), in dem er entstanden ist.

§ 40 entfällt.

§ 41 Besondere Gründe der Dienst-
verhinderung

(1) Bei Eheschließung eines Angestellten sowie bei Tod
des Ehegatten (der Ehegattin) gebührt Dienstfreistel-
lung im Ausmaß von je 3 Arbeitstagen.
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(2) Aus den nachstehend beispielhaft angeführten
Dienstverhinderungsgründen wird Dienstfreistellung
gewährt:

a) bei Tod von Eltern oder Kindern ..... 2 Arbeitstage,
b) anlässlich der Geburt von Kindern . 2 Arbeitstage,
c) bei Eheschließung von Geschwis-

tern oder Kindern ......................... 1 Arbeitstag,
d) bei Tod von Geschwistern, Schwie-

gereltern oder Großeltern ............. 1 Arbeitstag,
e) bei Übersiedlung, wenn bereits ein

eigener Haushalt geführt wurde .... 2 Arbeitstage,
f) bei Übersiedelung, wenn noch kein

eigener Haushalt geführt wurde .... 1 Arbeitstag.

Für andere Gründe der Dienstverhinderung gilt § 8
Abs 3 AngG.

(3) Für Teilzeitbeschäftigte gelten Abs 1 und Abs 2
sinngemäß, soferne die Verhinderungsgründe in die
Zeit der Arbeitsverpflichtung fallen.

§ 42 Sonderurlaub für Behinderte

(1) Begünstigten Behinderten gemäß § 2 Behinderten-
einstellungsgesetz (BEinstG) gebührt ein Sonderur-
laub im Ausmaß von 5 Arbeitstagen je Urlaubsjahr.

(2) Angestellten mit einer Minderung der Erwerbsfä-
higkeit von mindestens 25%, aber weniger als 50%,
gebührt ein Sonderurlaub im Ausmaß von 3 Arbeitsta-
gen je Urlaubsjahr.

(3) Im Falle des Abs 1 ist hinsichtlich Zugehörigkeit
zum Kreis der begünstigten Behinderten § 14 BEinstG
zu beachten. Im Falle des Abs 2 ist die Minderung
der Erwerbsfähigkeit durch ein amtsärztliches Gut-
achten nachzuweisen.

§ 43 Karenzurlaub

(1) In besonderen Fällen kann Angestellten für einen
bestimmten Zeitraum Urlaub gegen Verzicht auf
sämtliche auf diese Zeit entfallende Dienstbezüge ge-
währt werden (Karenzurlaub).

(2) Überschreiten die einem Angestellten während sei-
ner Dienstzeit eingeräumten Karenzurlaube den Zeit-
raum von 6 Monaten, so verliert der Angestellte für
den 6 Monate übersteigenden Zeitraum alle Ansprü-
che aus dem Dienstverhältnis, die er ohne Unterbre-
chung der Dienstleistung während dieser Zeit erwor-
ben hätte. Der Anspruch auf ordentliche Vorrückung
(§ 34) geht daher für jedes den Zeitraum von 6 Mona-
ten übersteigende angefangene Jahr des Karenzur-
laubes verloren.

(3) Ein nach den Bestimmungen des Mutterschutzge-
setzes bzw Väterkarenzgesetzes fristgerecht bekannt
gegebener Karenzurlaub bzw eine Teilkarenz kann
einseitig von dem/der Mitarbeiter/in einmalig bis
spätestens 6 Monate nach Geburt des Kindes abgeän-
dert werden.

(4) Nach Wiederantritt des Dienstes im Anschluss an
einen Karenzurlaub oder eine Teilkarenz gemäß Mut-
terschutzgesetz bzw Elternkarenzurlaubsgesetz hat
der/die Mitarbeiter/in Anspruch auf eine im Verhält-
nis vor Antritt der Karenz gleichwertige Dienstverwen-
dung. Darüber hinaus ist dem/der Mitarbeiter/in zur
Erhaltung der Qualifikation die Möglichkeit einer ent-
sprechenden Schulung zu eröffnen.

§ 43a Papamonat

(1) Einem Arbeitnehmer ist auf sein Ansuchen für den
Zeitraum von der Geburt seines Kindes bis längstens
zum Ende des Beschäftigungsverbotes der Mutter ge-
mäß § 5 Abs 1 und 2 MSchG, gleichartiger österreichi-
scher Rechtsvorschriften oder gleichartiger Rechts-
vorschriften der Vertragsstaaten des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum ein Urlaub
unter Entfall der Bezüge (Papamonat) im Ausmaß
von bis zu vier Wochen zu gewähren, wenn er mit
dem Kind und der Mutter im gemeinsamen Haushalt
lebt und keine wesentlichen betrieblichen Interessen
entgegenstehen. Wenn keine der genannten Bestim-
mungen auf die Mutter anzuwenden ist, gelten die
im § 5 Abs 1 und 2 MSchG festgelegten Fristen sinnge-
mäß.

(2)Der Arbeitnehmer hat Beginn und Dauer des Papa-
monats spätestens zwei Monate vor dem voraussicht-
lichen Geburtstermin bekanntzugeben und in weiterer
Folge die anspruchsbegründenden sowie die an-
spruchsbeendenden Umstände darzulegen.

(3) Der Papamonat endet vorzeitig, wenn der gemein-
same Haushalt mit dem Kind und der Mutter aufgeho-
ben wird.

(4) Die Zeit des Papamonats ist für alle dienstzeitab-
hängigen Ansprüche zu berücksichtigen.

(5) Diese Regelung gilt für Geburten ab dem 1. 7. 2011.
(§ 43a gilt ab 1. Juli 2011)

§ 44 Telearbeit

(1) Gegenstand:
Dieser Paragraph enthält Rahmen- und Vergütungs-
bestimmungen für außerbetriebliche Arbeitsstätten,
insbesondere am Wohnort der/des Angestellten.
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(2) Begriff:
Eine außerbetriebliche Arbeitsstätte liegt dann vor,
wenn die/der Angestellte ganz oder teilweise ihre/
seine vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit nicht an
der betrieblichen Arbeitsstätte leistet; das wird im Re-
gelfall am Wohnsitz des/der Angestellten sein.

(3) Betriebliche Regelungen:
Bestehende betriebliche Regelungen gelten unverän-
dert weiter, sofern dieser Kollektivvertrag nicht aus-
drücklich etwas anderes regelt.

(4) Voraussetzungen:
Die Beschäftigung an außerbetrieblichen Arbeitsstät-
ten ist freiwillig; die Teilnahme unterliegt folgenden
Voraussetzungen:

a) geeignete Arbeitsaufgabe:
Mitarbeiter/innen, deren Arbeitsaufgabe ohne Be-
einträchtigung des Betriebsablaufes und des Kon-
takts zum Betrieb eine außerbetriebliche Arbeits-
stätte zulässt oder für die eine außerbetriebliche
Arbeitsstätte wünschenswert ist, können eine Ver-
einbarung über Telearbeit anstreben. Die Sparkas-
se kann sowohl zur Teilnahme anregen als auch
aus betrieblichen oder wirtschaftlichen Gründen
von der Einrichtung der außerbetrieblichen Ar-
beitsstätte absehen.

b) Die Einrichtung einer außerbetrieblichen Arbeits-
stätte bedarf einer schriftlichen Vereinbarung zwi-
schen Sparkasse und Mitarbeiter/in, wobei die Mit-
wirkungsrechte des Betriebsrates einzuhalten sind.

c) Der individual- und kollektivarbeitsrechtliche Sta-
tus der/des Angestellten erfährt durch die Verein-
barung einer außerbetrieblichen Arbeitsstätte kei-
ne Änderung.

d) Zutrittsgewährung:
Ist die außerbetriebliche Arbeitsstätte in den Priva-
träumen des/der Angestellten eingerichtet, hat
diese/r den zuständigen Vertretern der Sparkasse
nach einer vorherigen Anmeldefrist vonmindestens
24 Stunden das Betreten der außerbetrieblichen
Arbeitsstätte zu genehmigen. Die Sparkasse wird
vom Recht der Überprüfung der außerbetriebli-
chen Arbeitsstätte nur in Ausübung ihrer Fürsorge-
pflicht oder bei Gefahr im Verzug Gebrauch ma-
chen.

(5) Arbeitszeit:

a) Die zu leistende Arbeitszeit pro Woche ist grund-
sätzlich die jeweils geltende kollektivvertragliche
Wochennormalarbeitszeit; bei bisheriger Teilzeit-
beschäftigung die individuell vereinbarte Arbeits-
zeit. Die Arbeitszeit ist zwischen betrieblicher und
außerbetrieblicher Arbeitszeit im Einvernehmen
zwischen Sparkasse und Angestellter/m aufzutei-

len. Diese Aufteilung ist zwingender Inhalt der
schriftlichen Vereinbarung über die Errichtung ei-
ner außerbetrieblichen Arbeitsstätte und ohne
neue schriftliche Vereinbarung nur im Ausnahme-
fall für maximal 1 Monat abänderbar.

b) Die Verteilung der vorgesehenen außerbetriebli-
chen Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage
kann sowohl von der Sparkasse (betriebsbestimmt)
als auch vom/von der Angestellten (selbstbe-
stimmt) vorgenommen werden. Bei der selbstbes-
timmten Verteilung der Arbeitszeit hat der/die An-
gestellte auf die Einhaltung der zwingenden ar-
beitszeitrechtlichen Regelungen (zB Arbeitszei-
thöchstgrenzen, Einhaltung von Pausen, tägliche
bzw wöchentliche Arbeitsruhe) zu achten.

c) Hinsichtlich Mehrarbeit und Überstunden gelten
die diesbezüglichen betrieblichen Regelungen
sinngemäß. Aufgrund der weitgehenden Selbst-
bestimmungsmöglichkeit des/der Angestellten
über die Lage und Verteilung der Arbeitszeit ist
das Erfordernis der vorherigen Genehmigung von
Mehrleistungen durch den/die Vorgesetzte/n am
außerbetrieblichen Arbeitsplatz besonders zu be-
achten.

d) Fahrzeiten zwischen betrieblicher und außerbet-
rieblicher Arbeitsstätte gelten – sofern sie auf Basis
der getroffenen Vereinbarung anfallen und die/
der Angestellte nicht außerhalb der vereinbarten
betrieblichen Arbeitszeit in die Sparkasse gerufen
wird – als nicht betriebsbedingt und finden keine
Anrechnung auf die Arbeitszeit.

(6) Arbeitsmittel:
An der außerbetrieblichen Arbeitsstätte notwendige
Arbeitsmittel werden von der Sparkasse zur Verfügung
gestellt, ordnungsgemäß installiert und gewartet. Die
bereitzustellenden Arbeitsmittel sind in der Telear-
beitsvereinbarung nach Möglichkeit einzeln zu be-
zeichnen. Die Sparkasse trägt die Kosten für die Er-
richtung der notwendigen Leitungen. Die technische
Ausstattung ist so zu gestalten, dass sie dem ergono-
mischen und sicherheitstechnischen Standard ent-
spricht und eine Benützung von Privatgeräten nicht
erforderlich ist sowie generell die Arbeit ohne Störung
der Privatsphäre erfolgen kann.

(7) Aufwanderstattung:
Durch außerbetriebliche Arbeitsstätten bedingte Auf-
wände werden der/dem Angestellten gegebenenfalls
gegen Nachweis erstattet, wobei die abzugeltenden
Kosten (zB anteilige Telefongebühren) in der Telear-
beitsvereinbarung zu bezeichnen sind. Ebenso sind
Pauschalabgeltungen im Rahmen der schriftlichen
Telearbeitsvereinbarung festzuhalten und jährlich zu
überprüfen. Fahrtkosten zwischen betrieblicher und
außerbetrieblicher Arbeitsstätte werden grundsätzlich
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nicht erstattet, es sei denn, dass es sich dabei um
Dienstwege handelt, die nicht in der vorgenommenen
Aufteilung zwischen betrieblicher und außerbetriebli-
cher Arbeitstätte begründet sind.

(8) Kontakt zum Betrieb:
Die soziale Integration sowie Kommunikation der An-
gestellten in die bzw mit der Sparkasse soll trotz der
Tätigkeit an einer außerbetrieblichen Arbeitsstätte
gewährleistet bleiben.
Der/Dem Angestellten darf aus der alternierenden Te-
learbeit kein Nachteil im beruflichen Fortkommen ent-
stehen. Insbesondere hat sie/er das Recht, über alle
betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen rechtzeitig
informiert zu werden und daran teilzunehmen. Die
Teilnahme an Betriebs(teil)versammlungen ist als be-
triebsbestimmte Arbeitszeit anzurechnen.

(9) Versicherungsschutz:
Arbeitsunfälle an einer außerbetrieblichen Arbeits-
stätte sowie Wegunfälle zur Arbeitsstätte sind durch
die Sparkasse zu versichern, sofern diese nicht im Rah-
men der allgemeinen Sozialversicherung gedeckt
sind.

(10) Haftung:
Für die Haftung des/der Angestellten und der mit ihm/
ihr im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienan-
gehörigen gegenüber der Sparkasse gelten im Zu-
sammenhang mit der Tätigkeit an der außerbetriebli-
chen Arbeitsstätte die Regelungen des Dienstnehmer-
haftpflichtgesetzes.

(11) Beendigungsbedingungen:
Die außerbetriebliche Arbeitsstätte kann von beiden
Seiten unter Einhaltung einer Ankündigungsfrist von
drei Monaten aufgegeben werden. Bei Kündigung
des Wohnungsnutzungsvertrages durch den Vermie-
ter verkürzt sich diese Frist gegebenenfalls. Die Aufga-
bekündigung hat schriftlich zu erfolgen. Nach Aufga-
be der außerbetrieblichen Arbeitsstätte wird das
Dienstverhältnis an der betrieblichen Arbeitsstätte
fortgesetzt. Die/Der Angestellte hat die überlassenen
Arbeitsmittel sowie Arbeitsunterlagen nach Aufgabe
der außerbetrieblichen Arbeitsstätte unverzüglich zu-
rückzugeben.

Information des Betriebsrates:
Der Betriebsrat erhält über Verlangen eine jeweils ak-
tuelle Liste aller Mitarbeiter/innen, die an einer außer-
betrieblichen Arbeitsstätte tätig sind.

§ 45 Beschwerderecht

Glaubt ein Angestellter, infolge einer Anordnung eines
Vorgesetzten Grund zur Beschwerde zu haben, so
kann er jeweils beim nächsthöheren Vorgesetzten Vor-
stellungen erheben. Ein solcher Schritt darf dem An-
gestellten nicht zum Nachteil gereichen.

§ 46 entfällt.

IV. AUFLÖSUNG DES DIENSTVERHÄLTNISSES

§ 47 Auflösungsarten

Das Dienstverhältnis wird aufgelöst durch:

a) Zeitablauf,

b) Kündigung,

c) einvernehmliche Auflösung,

d) Versetzung in den Ruhestand,

e) Dienstentlassung,

f) Dienstaustritt,

g) Tod.

§ 48 Zeitablauf

(1) Ein befristetes Dienstverhältnis (§ 8 Abs 1) endet oh-
ne weiteres mit Ablauf der Zeit, für die es vereinbart
wurde.

(2) Während des Probemonats kann das Dienstver-
hältnis jederzeit ohne weiteres aufgelöst werden.

(3) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen drei Jah-
re gedauert, so hat die Sparkasse Abfertigung (§ 70)
zu leisten.

§ 49 Kündigung

(1) Die Sparkasse kann ein kündbares Dienstverhältnis
(§ 9) zum Ende eines jeden Kalendervierteljahres
durch vorhergehende Kündigung auflösen. Die Kün-
digungsfrist beträgt bei einer ununterbrochenen
Dienstzeit

bis zu 2 Dienstjahren ............................. 6 Wochen,
nach dem vollendeten 2. Dienstjahr ........ 2 Monate,
nach dem vollendeten 5. Dienstjahr ........ 3 Monate,
nach dem vollendeten 15. Dienstjahr ...... 4 Monate,
nach dem vollendeten 25. Dienstjahr ...... 5 Monate.
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Bei Geburt eines Kindes ab dem 1. 1. 2002 werden Zei-
ten einer Karenz nach dem Mutterschutzgesetz oder
Väter-Karenzgesetz für die Bemessung der Kündi-
gungsfrist im vollen Ausmaß angerechnet.

(2) Kündbare Angestellte können ihr Dienstverhältnis
unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist
zum Ende eines jeden Kalendermonates kündigen.

(3) Für definitive Angestellte verlängert sich die Kündi-
gungsfrist auf 6 Monate. Durch die Kündigung verliert
der Angestellte alle Rechte aus der definitiven Anstel-
lung (§ 10).

(4) Im Falle der Kündigung durch die Sparkasse hat
diese Abfertigung gemäß § 70 zu leisten, sofern das
Dienstverhältnis ununterbrochen mindestens 3 Jahre
gedauert hat.

(5) Im Falle der betriebsbedingten Kündigung durch
die Sparkasse, hat diese für Angestellte, die bis längs-
tens 31. 12. 2009 die Wartezeit gemäß § 10 (2) erfüllen
(sog. Gruppe I), die Administrativpension [§ 85 (3)] zu
leisten, sofern das Dienstverhältnis infolge der Kündi-
gung ab Vollendung des 45. Lebensjahres der/des
Angestellten endet. Endet das Dienstverhältnis einer/
eines Angestellten der Gruppe I infolge der betriebs-
bedingten Kündigung vor Vollendung ihres/seines
45. Lebensjahres oder infolge einer personenbeding-
ten Kündigung, leistet die Sparkasse die zusätzliche
Abfertigung (§ 70a).
Dem Betriebsrat ist von der Sparkasse ehest möglich
nach dem 1. 1. 2007, danach einmal jährlich bis
2010 in aktualisierter Form, eine Liste der Angestellten
zu übermitteln, die der Gruppe I angehören.

(6) Im Falle der betriebsbedingten Kündigung durch
die Sparkasse hat diese für Angestellte, die bis
31. 12. 2009 die Wartezeit gemäß § 10 (2) nicht erfüllen
(sog. Gruppe II), die Einmalzahlung (§ 68) zu leisten.

(7) Leistungen gemäß (5) und (6) gebühren der/dem
Angestellten nicht, wenn sie/er im Beendigungszeit-
punkt Anspruch auf gesetzliche (vorzeitige) Alterspen-
sion hat. Dies gilt jedoch nicht für den Anspruch auf
Korridorpension [§ 4 (2) APG].

(8)Die Folgen einer betriebsbedingten Kündigung ge-
mäß (5) und (6) treten ein, wenn Gründe vorliegen, die
nicht in der Person der/des Angestellten bzw nicht in
der nachhaltig mangelnden Erfüllung ihrer/seiner
Dienstpflichten gelegen sind. Bei dieser Entscheidung
sind Alter, Gesundheitszustand und Ausbildungsstand
der/des betroffenen Angestellten individuell zu be-
werten und berücksichtigen.

(9) Sofern das Dienstverhältnis einer/eines Angestell-
ten infolge der (beabsichtigten) personenbedingten

Kündigung ab Vollendung ihres/seines 45. Lebensjah-
res enden würde, hat die Sparkasse den Betriebsrat
unter Nennung der wesentlichen Umstände zu infor-
mieren und mit ihm insbesondere zu beraten, ob und
gegebenenfalls welche Maßnahmen geeignet sind,
die (personenbedingte) Kündigung der/des Ange-
stellten zu vermeiden. Eine für den Einzelfall überein-
stimmend als geeignet angesehene Maßnahme ist
mit dem/der Angestellten nach Möglichkeit spätes-
tens ein Monat nach der Information des Betriebsrates
schriftlich zu vereinbaren. Als Maßnahmen kommen
beispielsweise ein gemeinsam geführtes Mitarbeiter-
gespräch mit einer allenfalls nachfolgenden Anpas-
sung der Arbeits- und Entwicklungsvereinbarung oder
die Absolvierung einer zusätzlichen Ausbildung in Be-
tracht. Die Beratungen mit dem Betriebsrat sind
schriftlich zu dokumentieren. Die personenbedingte
Kündigung kann hier frühestens 6 Monate nach der
Information des Betriebsrates ausgesprochen werden.

(10) Sofern das Dienstverhältnis einer/eines Angestell-
ten infolge der (beabsichtigten) personenbedingten
Kündigung vor Vollendung ihres/seines 45. Lebensjah-
res enden würde, hat die Sparkasse den Betriebsrat
unter Nennung der wesentlichen Umstände zu infor-
mieren und mit ihm zu beraten. Die Beratungen mit
dem Betriebsrat sind schriftlich zu dokumentieren.
Die personenbedingte Kündigung kann hier frühes-
tens 1 Monat nach der Information des Betriebsrates
ausgesprochen werden.

(11) Ein Verfahren gemäß (9) und (10) entfällt, wenn
der Angestellte im Zeitpunkt der (beabsichtigten) Be-
endigung des Dienstverhältnisses noch keine
10 Dienstjahre ununterbrochen in der Sparkasse tat-
sächlich absolviert hat oder die Sparkasse die Folgen
der betriebsbedingten Kündigung zuerkennt. Bei Er-
mittlung der absolvierten Dienstjahre finden die Be-
stimmungen des § 167 (9) lit a) zweiter bis vierter Satz
Anwendung.
(Fassung gilt ab 1. Februar 2007)

(12) Die Sparkasse kann das Dienstverhältnis einer/ei-
nes Angestellten innerhalb von 5 Jahren vor Erreichen
seines/ihres gesetzlichen Regelpensionsalters nicht
mehr durch Kündigung auflösen, es sei denn, die/
der Angestellte hat bei Auflösung des Dienstverhält-
nisses noch keine 10 Dienstjahre ununterbrochen in
der Sparkasse tatsächlich absolviert und/oder einen
Pensionsanspruch gemäß (7). Bei Ermittlung der ab-
solvierten Dienstjahre finden die Bestimmungen des
§ 167 (9) a) zweiter bis vierter Satz Anwendung.
Besteht für Angestellte, die ihr Regelpensionsalter
noch nicht erreicht haben, bei Auflösung des Dienst-
verhältnisses infolge der Kündigung durch die Spar-
kasse ein Anspruch auf gesetzliche vorzeitige Alters-
pension bei langer Versicherungsdauer, leistet die
Sparkasse für sie die Grundbeiträge gem § 98a bis
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zu ihrem Regelpensionsalter in Form eines Einmalbeit-
rages, der durch Multiplikation des zuletzt aktuellen
monatlichen Grundbeitrages mit den fehlenden Bei-
tragsmonaten (inklusive Sonderzahlungen) berechnet
wird.

(13) Die Kollektivvertragspartner werden die mit der
Neuregelung des Kündigungsschutzes gewonnenen
Erfahrungen spätestens im ersten Halbjahr 2009 erör-
tern (Evaluierung) und hierbei überprüfen, ob die sich
bei der Abgrenzung betriebsbedingte/personenbe-
dingte Kündigung herausgebildete Praxis von der ge-
meinsamen Regelungsabsicht abweicht. Weicht sie
von ihr ab, besteht Einvernehmen über eine Anpas-
sung der betroffenen Regelungen zu beraten.
(Absätze 5–13 gelten ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungs-
schutz)

§ 49a Unzureichende Erfüllung
der Dienstpflichten

(1) Bei im Rahmen des betrieblichen Beurteilungswe-
sen festgestellter unzureichender Erfüllung der Dienst-
pflichten durch eine/n definitive/n Angestellte/n sind
seitens der Sparkasse gesonderte Mitarbeitergesprä-
che zu führen, die zu einer Verbesserung der Dienster-
füllung beitragen sollen.
(1. Satz idF ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)
Im ersten Mitarbeitergespräch sind Weiterbildungs-
maßnahmen (Entwicklungsmaßnahmen) vorzusehen;
falls erfolglos ist im zweiten Mitarbeitergespräch nach
Möglichkeit ein Funktionswechsel (Versetzung) vorzu-
nehmen. Wenn drei derartige Mitarbeitergespräche
ohne deutliche Verbesserung geführt wurden, wobei
zwischen dem ersten und dritten Gespräch zumindest
ein Jahr liegen muss, kann dies nach Objektivierung
des Sachverhalts durch eine hausinterne Überprü-
fungskommission als „unzureichende Erfüllung der
Dienstpflichten” festgestellt werden.

(2) Die hausinterne Überprüfungskommission setzt
sich aus einem von der Sparkasse nominierten, nicht
mitstimmenden Vorsitzenden, welcher jedoch bei
Stimmengleichheit ein Dirimierungsrecht besitzt, und
je zwei vom Betriebsrat und von der Sparkasse nomi-
nierten Angestellten der Sparkasse mit zumindest
10 Dienstjahren zusammen. Die Kommission verhan-
delt mündlich in nicht öffentlicher Sitzung. Der Vorsit-
zende leitet die Verhandlung und bestimmt den Gang
derselben; insbesondere obliegt ihm die Anordnung
von Parteien- und allfälligen Zeugeneinvernahmen.
Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu verfassen,
die von sämtlichen Kommissionsmitgliedern zu unter-
fertigen ist. Nach Möglichkeit ist binnen zweier Wo-
chen nach Einleitung des Verfahrens vor der hausin-
ternen Überprüfungskommission von dieser zu ent-
scheiden, ob die Verbesserungsbemühungen der

Sparkasse im Sinne des Abs 1 ordnungsgemäß ange-
strengt wurden und aus Verschulden des Mitarbeiters
keine deutliche Verbesserung festgestellt wurde. Wird
dies nachweislich als objektiviert – und somit eine „un-
zureichende Erfüllung der Dienstpflichten” – festge-
stellt, kann die Sparkasse mit Zustimmung des Be-
triebsrates ohne Vorliegen eines gesonderten Diszipli-
narerkenntnisses eine Disziplinarstrafe gemäß § 124
Abs 1 verhängen.

(3) Der Mitarbeiter kann sich nach dem zweiten Mitar-
beitergespräch im Sinne des Abs 1 eine Vertrauens-
person aus dem Mitarbeiterstand der Sparkasse als
Beistand wählen; Gleiches gilt für ein allfälliges Ver-
fahren nach Abs 2.

§ 50 Einvernehmliche Auflösung

(1)Das Dienstverhältnis kann im beiderseitigen Einver-
nehmen jederzeit aufgelöst werden.

(2) In diesem Falle verliert der Angestellte für sich und
seine Angehörigen alle Rechte, die mit seiner Anstel-
lung verbunden sind. Das Recht auf Abfertigung ge-
mäß § 70 hingegen geht nur insoweit verloren, als
der Angestellte ausdrücklich verzichtet.

§ 51 Versetzung in den Ruhestand

Die Bestimmungen über die Versetzung eines Ange-
stellten in den Ruhestand sind in der Pensionsordnung
(Abschnitt C) enthalten.

§ 52 Dienstentlassung

(1) Für die Dienstentlassung gelten die gesetzlichen
Bestimmungen (siehe insb § 27 Angestelltengesetz
und §§ 106, 107 Arbeitsverfassungsgesetz).

(2)Hinsichtlich des Entlassungstatbestandes in § 27 Z 2
(Dienstunfähigkeit) sowie der zweiten Fallgruppe in
§ 27 Z 5 („Abwesenheit während einer den Umständen
nach erheblichen Zeit, ausgenommen wegen Krank-
heit oder Unglücksfalls, an der Verrichtung der Diens-
te gehindert”) wird bei definitiven Mitarbeitern noch
die Überprüfung durch ein Gremium vorgeschaltet.
Dies erfolgt durch die sinngemäße Anwendung der
Bestimmungen über die Überprüfungskommission
gem § 49a Abs 2.
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§ 53 Dienstaustritt

(1) Jeder Angestellte kann das Dienstverhältnis aus
wichtigen Gründen gemäß § 26 Angestelltengesetz
durch Dienstaustritt vorzeitig auflösen.

(2) Der Angestellte verliert dadurch alle Rechte aus
dem Dienstverhältnis, auch ein allfälliges Recht auf
Ruhe- und Versorgungsgenüsse, jedoch gebührt Ab-
fertigung gemäß § 70 Abs 1.

§ 54 Tod

Im Falle des Todes eines definitiven Angestellten gel-
ten die Bestimmungen der Pensionsordnung (Ab-
schnitt C). Dasselbe gilt für den Fall des Todes eines
nicht definitiven Angestellten, wenn er nach Vollen-
dung des 20. Lebensjahres mindestens 5 Dienstjahre
bei der Sparkasse verbracht hat oder wenn der Tod
die Folge eines Dienstunfalles ist.

B. BESOLDUNGSORDNUNG

I. ORDENTLICHE DIENSTBEZÜGE

§ 55 Monatsgehalt

(1) Die Höhe des Monatsgehaltes ergibt sich aus dem
Besoldungsschema (§ 162). Die Höhe des Monatsge-
haltes der Teilzeitbeschäftigten wird auf der Basis
des jeweiligen Besoldungsschemas in dem Verhältnis
berechnet, in welchem die vereinbarte Arbeitszeit
des Teilzeitbeschäftigten der Normalarbeitszeit der
vollbeschäftigten Angestellten entspricht (Aliquotie-
rung).

(2) Das Monatsgehalt ist im Vorhinein an jedem Mo-
natsersten, für den Probemonat jedoch im Nachhinein
auszuzahlen.

(3) Während des Monats eintretende oder ausschei-
dende Angestellte erhalten für jeden Kalendertag
des Dienstverhältnisses in diesem Monat den aliquo-
ten Teil des Monatsgehaltes, ausgenommen bei Able-
ben oder Versetzung in den Ruhestand, in welchen
Fällen für den Monat des Ausscheidens noch das volle
Gehalt gebührt.

§ 55a Außerordentliche Zulage

(1) Angestellte haben Anspruch auf die Leistung einer
Zulage, wenn sie zumindest ein Jahr in der Stufe 9 ei-
ner Tätigkeitsgruppe eingestuft sind und die Voraus-
setzungen für ein Vorrückungskriterium (§ 34c) erfül-
len.

(2) Die Zulage wird jeweils befristet auf drei Jahre
zuerkannt und ist nicht pensionskassenbeitragswirk-
sam; sie beträgt für das erste Vorrückungskriterium
5% (kleine Zulage) und erhöht sich nach frühestens
2 Jahren anlässlich der Erfüllung eines zusätzlichen
Vorrückungskriteriums – bei Fortbestehen der Voraus-
setzungen für das erste – auf 10% (große Zulage) des

Schemagehaltes der Stufe 9 der Tätigkeitsgruppe, in
die der/die Angestellte eingestuft ist.

(3) Vor Ablauf der dreijährigen Befristung ist in einem
Mitarbeitergespräch im Sinne des § 34c (2) zu beurtei-
len, ob eine Veränderung bezüglich der dem/den
Vorrückungskriterium/-kriterien zugrunde liegenden
Voraussetzungen eingetreten ist.

(4) Ergänzende Bestimmungen zur Zulage können in
einer Betriebsvereinbarung geregelt werden.
(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2010)

(5) (Bestandsquote)
Das Ausmaß aller zuerkannter Zulagen hat mindes-
tens 6% des jeweiligen Gesamtbestandes der Ange-
stellten (berechnet nach Köpfen), die zum 1. 1. eines
Jahres (nach einer allfälligen Vorrückung) in der Stu-
fe 9 einer Tätigkeitsgruppe eingestuft sind, zu betra-
gen. Das Ergebnis der Berechnung ist jeweils kauf-
männisch auf Ganze auf- oder abzurunden. Für die
Erfüllung der Bestandsquote gilt ein Übergangszeit-
raum bis 1. 1. 2014. Die Bestandsquote ist nach Mög-
lichkeit kontinuierlich aufzubauen.

(6) Der Betriebsrat ist in schriftlicher Form über die
Einhaltung der Bestandsquote gemäß (5) zu informie-
ren, wobei die Verteilung der Zulage nach Tätigkeits-
gruppen sowie nach Geschlecht, Alter und Beschäfti-
gungsausmaß der Angestellten darzustellen ist.

§ 56 Haushaltszulage

(1) Die Haushaltszulage erhalten:

a) verheiratete Angestellte, denen der Alleinverdiene-
rabsetzbetrag zusteht,

b) verheiratete Angestellte, denen der Alleinverdiene-
rabsetzbetrag nicht zusteht. Sind beide Ehegatten
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in der Sparkasse beschäftigt, gebührt die Haus-
haltszulage nur einmal,

c) verwitwete, geschiedene oder ledige Angestellte,
die für ein oder mehrere Kinder von der Sparkasse
Kinderzulage gemäß § 57 Abs 1 beziehen, für diese
Kinder mindestens den Betrag der Haushalts- und
Kinderzulage aufzuwenden haben und lohnsteuer-
lich den Alleinverdienerabsetzbetrag bzw Alleiner-
zieherabsetzbetrag beziehen;
(lit c idF ab 1. Februar 2008)

d) verwitwete, geschiedene oder ledige Angestellte,
die für einen oder mehrere sonstige gesetzlich un-
terhaltsberechtigte Angehörige bzw für eine ge-
schiedene Gattin mindestens den Betrag der Haus-
haltszulage aufzuwenden haben.

(1a) Die Haushaltszulage erhalten Angestellte gemäß
(1) nur, wenn ihr Dienstverhältnis mit der Sparkasse vor
dem 1. 1. 2005 begonnen hat.
(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

(2) Die Haushaltszulage wird mit dem Monatsgehalt
und anteilsmäßig auch mit den Sonderzahlungen
ausgezahlt. Ihre Höhe ist aus dem jeweiligen Schema-
blatt (Anlage 1) ersichtlich. Die Höhe der Haushaltszu-
lage für Teilzeitbeschäftigte wird entsprechend der
vereinbarten Arbeitszeit aliquot berechnet.

(3) Die Haushaltszulage gebührt erstmals für jenen
Kalendermonat, in dem das Ereignis eintritt, das die
Bezugsberechtigung begründet, und letztmals für je-
nen Kalendermonat, in dem die Voraussetzung für
die Bezugsberechtigung entfällt.

(4) Wird der Alleinverdienerabsetzbetrag rückwirkend
gewährt oder rückwirkend aberkannt, ist die entspre-
chende Nachzahlung durch die Sparkasse oder Rück-
zahlung durch den Dienstnehmer vorzunehmen.

§ 57 Kinderzulage

(1) Kinderzulage erhalten Angestellte auf Antrag für
jedes Kind, für das sie – unter Berücksichtigung von
Abs 5 – Anspruch auf gesetzliche Familienbeihilfe ha-
ben und diese nachweislich beziehen
(Abs 1 idF ab 1. Februar 2008)

a) bis zum Ende des Kalendermonats, vor dem das
Kind das 10. Lebensjahr vollendet, in der im jeweili-
gen Schemablatt (Anlage 1, Seite 87) angeführten
Höhe

b) ab Beginn des Kalendermonats, in dem das Kind
das 10. Lebensjahr vollendet, in der im jeweiligen
Schemablatt (Anlage 1, Seite 87) angeführten Höhe

(1a) Kinderzulage im Ausmaß des Abs 1 lit a) oder b)
erhalten auf Antrag auch Angestellte für jedes Kind,
für das nachweislich Anspruch auf gesetzliche Fami-
lienbeihilfe besteht und diese vom anderen Eltern-
teil/Kind tatsächlich bezogen wird, solange sie nach
einer Trennung aufgrund eines gerichtlichen Urteils
oder gerichtlichen Vergleichs oder einer notariell be-
glaubigten Vereinbarung für diese(s) Kind(er) Unter-
halt (Alimente) in Höhe zumindest der Kinderzulage
nachweislich leisten. Sind beide Elternteile in der
Sparkasse beschäftigt, gebührt die Kinderzulage nur
einmal gemäß Abs 1.
(Abs 1a gilt ab 1. Februar 2008)

(2) Kinderzulage gemäß Abs 1 oder 1a in doppeltem
Ausmaß erhalten Angestellte für jedes erheblich be-
hinderte Kind im Sinne der Bestimmungen des Famili-
enlastenausgleichsgesetzes, für das sie Anspruch auf
erhöhte gesetzliche Familienbeihilfe haben und diese
nachweislich beziehen.
(Abs 2 idF ab 1. Februar 2008)

(3) Die Kinderzulage wird mit dem Monatsgehalt und
anteilsmäßig auch mit den Sonderzahlungen ausge-
zahlt. Die Höhe der Kinderzulage für Teilzeitbeschäf-
tigte wird entsprechend der vereinbarten Arbeitszeit
aliquot berechnet.

(4)Die Kinderzulage gebührt erstmals für jenen Kalen-
dermonat, in dem das Ereignis eintritt, das die Bezugs-
berechtigung begründet, und letztmals für jenen Ka-
lendermonat, in dem die Voraussetzung für die Be-
zugsberechtigung entfällt.
Wird die Familienbeihilfe rückwirkend zuerkannt oder
gestrichen, ist die entsprechende Nachzahlung durch
die Sparkasse oder Rückzahlung durch den Dienst-
nehmer vorzunehmen.

(5) Übergangsregel: Der Anspruch auf kollektivver-
tragliche Kinderzulage besteht für vor dem 1. 7. 1988
geborene Kinder, für die für Juni 2011 die Kinderzula-
ge von der Sparkasse geleistet wird und nach dem
30. 6. 2011 kein Anspruch auf Familienbeihilfe auf
Grund der Vollendung des 24. Lebensjahres mehr be-
steht, für längstens zwei Jahre, maximal bis zur Vollen-
dung des 26. Lebensjahres, auf gesonderten Antrag
des Arbeitnehmers weiter. Es sind jene aktuellen
Nachweise weiterhin zu erbringen (zB aktuelle Inskrip-
tionsbestätigungen), die am 30. 6. 2011 für den Bezug
der Familienbeihilfe maßgeblich waren. Weiters darf
das Kind kein eigenes Einkommen über der im FLAG
enthaltenen Grenze beziehen. Bei Auslaufen dieser
Regelung wird eine Evaluierung erfolgen.
(Abs 5 idF ab 1. Juli 2011)

(6) Der Anspruch auf Kinderzulage ist vom Angestell-
ten entsprechend nachzuweisen. Den Wegfall der Vo-
raussetzungen hat der Angestellte der Sparkasse un-
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verzüglich mitzuteilen. Zu Unrecht bezogene Kinder-
zulagen können von der Sparkasse zurück gefordert
werden.
(Abs 6 gilt ab 1. Februar 2008)

§ 58 Sonderzahlungen

(1) Den Angestellten gebühren in jedem Kalenderjahr
folgende Sonderzahlungen:

a) mit dem Märzgehalt ein Anschaffungsbeitrag,

b) mit dem Junigehalt ein Urlaubsgeld,

c) mit dem Septembergehalt ein Bekleidungsbeitrag,

d) mit dem Novembergehalt ein Weihnachtsgeld.

(2) Jede Sonderzahlung besteht aus der Hälfte

a) des letzten Monatsgehaltes,

b) einer allfälligen Haushaltszulage,

c) allfälliger Kinderzulagen,

d) einer allfälligen Funktionszulage,

e) einer allfälligen außerordentlichen Zulage,

f) einer allfälligen Ausgleichszulage.

(Geltende Fassung ab 1. April 2011)

(3) Neu eintretende oder ausscheidende Angestellte
erhalten von den in das Kalendervierteljahr ihres Ein-
trittes bzw ihres Ausscheidens fallenden Sonderzah-
lungen jenen aliquoten Anteil, der ihrer Dienstzeit im
betreffenden Kalendervierteljahr entspricht.
Der so errechnete aliquote Teil wird im Falle des Ein-
trittes zum Termin der nächstfolgenden Sonderzah-
lung, im Falle des Ausscheidens im Zeitpunkt der Be-
endigung des Dienstverhältnisses fällig.

§ 59 Funktionszulage

(1) Einem Angestellten, der mit der dauernden Aus-
übung einer Funktion betraut wird, mit der die Spar-
kasse die Zuerkennung einer Zulage verbunden hat,
gebührt eine Funktionszulage. Eine Funktion dieser
Art ist jedenfalls die Leitung einer Zweigstelle, in der
einschließlich des Zweigstellenleiters mindestens zwei
Angestellte tätig sind und die wöchentlich an mindes-
tens drei Tagen geöffnet ist. Die Funktionszulage ge-
bührt auch einem Angestellten, der eine solche Funk-
tion vertretungsweise ununterbrochen mindestens
zwei Monate ausübt, für die Dauer dieser Vertretung.

(2) Einem Angestellten, der allein in einer Zweigstelle
ständig Dienst zu verrichten hat (Einmann-Zweigstel-
le), gebührt eine Funktionszulage. Voraussetzung ist,
dass die Zweigstelle wöchentlich an mindestens drei
Tagen geöffnet ist. Die Funktionszulage steht auch ei-

nem Angestellten zu, der eine solche Funktion vertre-
tungsweise ununterbrochen mindestens zwei Monate
ausübt, für die Dauer dieser Vertretung.

(3) Die Funktionszulage wird mit dem Monatsgehalt
und anteilsmäßig auch mit den Sonderzahlungen
ausgezahlt.
Ihre Höhe ist aus dem jeweiligen Schemablatt (Anla-
ge 1) ersichtlich. Die Höhe der Funktionszulage für
Teilzeitbeschäftigte wird entsprechend der vereinbar-
ten Arbeitszeit aliquot berechnet.

(4) Die Funktionszulage gebührt nach Maßgabe der
vorstehenden Bestimmungen ab dem ersten vollen
Kalendermonat der Ausübung der Funktion bis ein-
schließlich jenem Kalendermonat, in dem diese endet.

§ 60 Sonstige Zulagen

Die Sparkasse kann, wenn besondere Umstände vor-
liegen, ausnahmsweise an einzelne Angestellte oder
auch an alle Angestellten sonstige Zulagen für eine
bestimmte Zeit oder gegen jederzeitigen Widerruf ge-
währen.

§ 61 Mehrarbeits- und Überstunden-
entgelt

(1) Für geleistete Mehrarbeit gemäß § 13 Abs 2 Satz 3
gebührt der normale Stundensatz, wie er sich aus dem
jeweiligen Gehalt errechnet, sowie zur aliquoten Ab-
geltung der kollektivvertraglichen Sonderzahlungen
ein Mehrarbeitszuschlag von 16,67% (Mehrarbeit-
sentgelt).

(2) Die Festsetzung des Überstundenentgelts für Über-
stunden gemäß § 13 Abs 2 Satz 2 erfolgt entweder

a) nach dem Normalstundenlohn oder

b) in Form eines monatlichen oder fallweisen Über-
stundenpauschales.

(3) Das Entgelt für eine Überstunde ergibt sich aus 1/
150 des Monatsgehaltes samt allfälliger Zulagen, die
nicht den Charakter eines Überstundenpauschales
haben, und aus dem hieraus zu berechnenden Über-
stundenzuschlag.
Haushalts- und Kinderzulage bleiben außer Ansatz.
Der Überstundenzuschlag beträgt 100% für die an
Sonn- und Feiertagen, Samstagen sowie für die an
sonstigen Arbeitstagen nach 20 Uhr und vor 7 Uhr ge-
leisteten Überstunden; er beträgt 50% für die sonsti-
gen Überstunden.

(4) Für laufend anfallende Überstundenleistungen
kann im Einvernehmen mit dem Betriebsrat bzw bei
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Fehlen eines solchen mit den betreffenden Angestell-
ten das Entgelt gegen jederzeitigen Widerruf in Form
eines monatlich höchstens zwölfmal im Jahr auszahl-
baren Überstundenpauschales festgesetzt werden.
Durch das Überstundenpauschale sind, soweit nichts
anderes vereinbart ist, alle Überstundenleistungen
abgegolten.

(5) Für Mehr- undMassenarbeiten, deren Umfang sich
abschätzen lässt, kann im Einvernehmen mit dem Be-
triebsrat das Überstundenentgelt auch in Form eines
fallweisen Überstundenpauschales festgesetzt wer-
den.

(6) Überstunden können einvernehmlich auch durch
Freizeitgewährung in der Weise abgegolten werden,
dass für Überstunden mit 100%igem Zuschlag 2 Nor-
malstunden und bei 50%igem Zuschlag 1 1/2 Nor-
malstunden Freizeit im Rahmen der Dienststunden
entsprechend der dienstlichen Möglichkeit gewährt
werden.

(7) Innerhalb eines Kalendermonates geleistete Mehr-
arbeits- bzw Überstunden sind spätestens am über-
nächsten Monatsersten zu bezahlen.

(8) Der Anspruch auf Mehrarbeits- bzw Überstunden-
entgelt erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Mo-
naten geltend gemacht wird.

§ 61a Mehrarbeits- und Überstunden-
entgelt für Teilzeitbeschäftigte

Entfällt ab 1. 2. 2003

§ 62 Kassierfehlgeld

(1) Um Angestellten, die als Kassiere tätig sind, das Ri-
siko aus der Haftung für allfällige Kassenabgänge zu
verringern, wird als besondere Entschädigung ein
Kassierfehlgeld gewährt. Es gebührt in dem im jewei-
ligen Schemablatt (Anlage 1, Seite 87) angegebenen
Ausmaß für jeden Arbeitstag, an dem der Angestellte
als Kassier tätig ist. Das Kassierfehlgeld für Teilzeitbe-
schäftigte wird entsprechend der täglich vereinbarten
Arbeitszeit aliquot berechnet.

(2) Das Kassierfehlgeld wird monatlich im Nachhinein
vergütet. Das dem ständig als Kassier tätigen Ange-
stellten zustehende Kassierfehlgeld wird einem ver-
zinslichen Sparkassenbuch des Kassiers gutgeschrie-
ben, das zur Deckung allfälliger Kassenabgänge bis
zum 220-fachen des Kassierfehlgeldes zugunsten der
Sparkasse gesperrt ist. Die Sperre wird aufgehoben,
sobald der betreffende Angestellte nicht mehr dau-
ernd als Kassier tätig ist.

(3) Bei Wegfall des Haftungsrisikos – insbesondere in-
folge organisatorischer Änderungen (AKT, Cashboy
oÄ) – obliegt eine Übergangsregelung für Angestellte,
die bisher Kassierfehlgeld bezogen haben, den Be-
triebsvereinbarungspartnern.

§§ 63, 154–161 und 171 werden ab 1. 1. 2003 durch §§ 150–
153 ersetzt.

II. AUSSERORDENTLICHE DIENSTBEZÜGE

§ 64 Leistungsprämien

Für außergewöhnliche Leistungen kann die Sparkasse
individuelle Leistungsprämien gewähren.

§ 65 Prämien für Verbesserungs-
vorschläge

Für Verbesserungsvorschläge im Betrieb kann die
Sparkasse dem betreffenden Angestellten Prämien
gewähren.

§ 66 Jubiläumsgabe

(1) Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Dienstverhält-
nis mit der Sparkasse vor dem 1. 1. 2020 begonnen
hat und die eine 25-jährige oder 40-jährige Dienstzeit
in der Sparkasse zufriedenstellend zurückgelegt ha-
ben, erhalten aus diesem Anlass eine Jubiläumsgabe.
Diese beträgt im ersten Fall das 2-fache, im zweiten
Fall das 2,5-fache des letzten Monatsgehaltes und all-
fälliger Haushalts-, Kinder-, Funktions- und sonstiger
Zulagen.
Voraussetzung für die Auszahlung der Jubiläumsgabe
nach 40-jähriger zufriedenstellender Dienstzeit in der
Sparkasse ist ein entsprechender Antrag des/der An-
gestellten.
(Siehe § 70 Abs 1 letzter Satz, Seite 37)
(Abs 1 idF ab 1. Jänner 2020)
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(2) Für den Anspruch auf die Jubiläumsgabe werden
bei Teilzeitbeschäftigten Zeiten der Teilzeitbeschäfti-
gung ab dem 1. 1. 1976 berücksichtigt.
In der Sparkasse absolvierte Lehrzeiten sind in einem
unmittelbar anschließenden Dienstverhältnis zu be-
rücksichtigen, wenn der Lehrling die Lehrabschluss-
prüfung nach dem 31. 1. 2008 erfolgreich abgelegt
hat.
(Abs 2 idF ab 1. Februar 2008)

(3) Liegen in ein und demselben Dienstverhältnis so-
wohl Zeiten der Vollzeitbeschäftigung als auch solche
der Teilzeitbeschäftigung bzw Zeiten mit unterschied-
lichem Teilzeitausmaß vor, so ist für die Ermittlung des
heranzuziehenden letzten Monatsgehaltes und allfäl-
liger Haushalts-, Kinder-, Funktions- und sonstiger Zu-
lagen vom Durchschnitt der während der für die Jubi-
läumsgabe maßgeblichen Dienstjahre geleisteten Ar-
beitszeit auszugehen (Gewichtung der Bemessungs-
grundlage).

§ 67 Kostenbeihilfen bei Eheschließung,
Geburten und Todesfällen

(1) In folgenden Fällen erhalten Angestellte in unge-
kündigtem Dienstverhältnis eine einmalige Kostenbei-
hilfe, deren Höhe sich aus dem jeweiligen Schema-
blatt (Anlage 1, Seite 87) ergibt:

a) bei Eheschließung, wenn sie mindestens ein Jahr im
Dienst der Sparkasse stehen;

b) bei Geburt eines Kindes, für das Kinderzulage ge-
bührt, (bzw bei Totgeburt);

c) bei Tod der/des im gemeinsamen Haushalt leben-
den Ehegattin/Ehegatten bzw bei Tod eines Kindes,
für das Kinderzulage gebührt.

(2) Sind zwei Anspruchsberechtigte vorhanden, wird
die Beihilfe nur an eine/n Angestellte/n ausbezahlt.
Die Kostenbeihilfe für Teilzeitbeschäftigte wird ent-
sprechend der vereinbarten Arbeitszeit aliquot be-
rechnet.

§ 68 Einmalzahlung

Wenn das Dienstverhältnis einer/eines Angestellten
der Gruppe II [§ 49 (6)] durch betriebsbedingte Kündi-
gung seitens der Sparkasse aufgelöst wird und die/
der Angestellte bis zur Auflösung des Dienstverhältnis-
ses zumindest 10 Dienstjahre ununterbrochen in der
Sparkasse tatsächlich absolviert hat und § 49 (7) keine
Anwendung findet, gebührt ihr/ihm eine Einmalzah-
lung im 2-fachen Ausmaß des letzten Monatsbezuges.
Bei Ermittlung der absolvierten Dienstjahre finden die

Bestimmungen des § 167 (9) a) zweiter bis vierter Satz
Anwendung.
(§ 68 gilt ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)

§ 69 entfallen

§ 70 Abfertigung

(1) Wenn das Dienstverhältnis, auf welches das Be-
triebliche Mitarbeitervorsorgegesetz keine Anwen-
dung findet, durch Kündigung seitens der Sparkasse,
einvernehmlich, durch begründeten Dienstaustritt
oder durch Versetzung in den Ruhestand aufgelöst
wird, gebührt je nach der Dauer der in der Sparkasse
zurückgelegten Dienstzeit eine Abfertigung im nach-
stehend angeführten Ausmaß
(1. Absatz idF 1. Februar 2006)

ab vollendetem 3. Dienst-
jahr .............................. 2/12 des Jahresbezuges,
ab vollendetem 5. Dienst-
jahr .............................. 3/12 des Jahresbezuges,
ab vollendetem
10. Dienstjahr ................ 4/12 des Jahresbezuges,
ab vollendetem
15. Dienstjahr ................ 6/12 des Jahresbezuges,
ab vollendetem
20. Dienstjahr ................ 9/12 des Jahresbezuges,
ab vollendetem
25. Dienstjahr ................ 12/12 des Jahresbezuges.

Der Jahresbezug errechnet sich auf der Grundlage
des letzten Monatsbezuges aus Monatsgehalt und
Sonderzahlungen und, soweit im letzten Monat zuste-
hend, aus Haushaltszulage, Kinderzulage, Funktions-
zulage, regelmäßig gewährten sonstigen Zulagen
und Überstundenvergütung.
Ab dem vollendeten 35. Dienstjahr erhöht sich die Ab-
fertigung um das 2,5-fache des letzten Monatsgehal-
tes und allfälliger Haushalts-, Kinder-, Funktions- und
sonstiger Zulagen. Eine allenfalls bereits gewährte Ju-
biläumsgabe für 40-jährige zufrieden stellende
Dienstleistung gemäß § 66 Abs 1 zweiter Fall kürzt
das Abfertigungsausmaß.
(Die beiden letzten Sätze gelten ab 1. Juli 2005)

(1a) Liegen in ein und demselben Dienstverhältnis so-
wohl Zeiten der Vollzeitbeschäftigung als auch solche
der Teilzeitbeschäftigung bzw Zeiten mit unterschied-
lichem Teilzeitausmaß vor, so ist für die Ermittlung des
heranzuziehenden Jahresbezuges im Sinne des vor-
stehenden Absatzes vom Durchschnitt der während
der für die Abfertigungmaßgeblichen Dienstjahre ge-
leisteten Arbeitszeit auszugehen (Gewichtung der Be-
messungsgrundlage). Falls die Berechnung gem § 23
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Angestelltengesetz eine höhere Abfertigung ergibt,
gebührt diese.

(2) Abfertigung gemäß Abs 1 gebührt auch, wenn die
einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses

a) von Angestellten bis zur Vollendung des 3. Lebens-
jahres ihres Kindes oder Adoptivkindes (§ 15 Abs 6
MSchG),

b) im Falle der Inanspruchnahme von Teilkarenz von
Angestellten bis zur Vollendung des 4. Lebensjahres
ihres Kindes oder Adoptivkindes (§ 15 Abs 6
MSchG),

c) von nicht definitiven Angestellten innerhalb eines
Jahres nach Erreichung des für den Anspruch auf
die gesetzliche Alterspension maßgeblichen Le-
bensalters beantragt wird.
Einem solchen Antrag ist innerhalb einer Frist von
längstens drei Monaten zu entsprechen.

(3) In den Fällen der Kündigung durch den Angestell-
ten, der Dienstentlassung und des Dienstaustrittes oh-
ne wichtigen Grund steht Abfertigung nicht zu.

§ 70a Zusätzliche Abfertigung

(1)Wenn das Dienstverhältnis einer/eines Angestellten
der Gruppe I [§ 49 (5)] durch personenbedingte Kün-
digung seitens der Sparkasse aufgelöst wird und

§ 49 (7) keine Anwendung findet, gebührt der/dem
Angestellten eine zusätzliche Abfertigung, die 25%
der gemäß § 70 (1) erster und zweiter Satz ermittelten
Abfertigung beträgt.

(2)Wenn das Dienstverhältnis einer/eines Angestellten
der Gruppe I [§ 49 (5)] durch betriebsbedingte Kündi-
gung seitens der Sparkasse vor Vollendung ihres/sei-
nes 45. Lebensjahres aufgelöst wird und § 49 (7) keine
Anwendung findet, gebührt der/dem Angestellten ei-
ne zusätzliche Abfertigung, die 50% der gemäß § 70
(1) erster und zweiter Satz ermittelten Abfertigung be-
trägt; sie erhöht sich auf 100%, wenn diese/r Ange-
stellte bis zur Auflösung des Dienstverhältnisses zumin-
dest 20 Dienstjahre ununterbrochen in der Sparkasse
tatsächlich absolviert hat. Bei Ermittlung der absol-
vierten Dienstjahre finden die Bestimmungen des
§ 167 (9) a) zweiter bis vierter Satz Anwendung.
(§ 70a gilt ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)

§ 71 Todesfallsabfertigung

Wird das Dienstverhältnis durch den Tod eines Ange-
stellten beendet, so gebührt den gesetzlichen Erben,
zu deren Erhaltung der/die Verstorbene gesetzlich
verpflichtet war, eine Abfertigung gemäß § 70 Abs 1,
jedoch nur im halben Ausmaß der dort vorgesehenen
Sätze.

C. PENSIONSORDNUNG

C.A. DIREKTE LEISTUNGSZUSAGE

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 72 Anspruch auf Ruhe- und Ver-
sorgungsgenüsse

(1) Anspruch auf Ruhegenüsse nachMaßgabe der Be-
stimmungen dieser Pensionsordnung haben

a) definitive Angestellte,

b) nicht definitive Angestellte unter gewissen Voraus-
setzungen bei Berufsunfähigkeit (§ 83), bei Dienst-
unfall (§ 84) und bei betriebsbedingter Kündigung
[§ 85 (3)].

(Gilt ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)

(2) Anspruch auf Versorgungsgenüsse nach Maßgabe
der Bestimmungen dieser Pensionsordnung haben
Hinterbliebene nach

a) definitiven Angestellten,

b) Ruhegenussempfängern,

c) nicht definitiven Angestellten, die nach Vollendung
ihres 20. Lebensjahres mindestens 5 Dienstjahre in
der Sparkasse verbracht haben oder deren Tod
als Folge eines Dienstunfalles eingetreten ist.

§ 73 Arten der Ruhe- und Versorgungs-
genüsse

(1) Als Ruhegenüsse kommen in Betracht:

a) Pension (Alterspension, vorzeitige Alterspension,
Berufsunfähigkeitspension, Dienstunfallspension,
Administrativpension),

– 38 –



b) Haushaltszulage,

c) Kinderzulage,

d) Pflegegeldzuschuss.

(2) Als Versorgungsgenüsse kommen in Betracht:

a) Witwen-/Witwerpension,

b) Erziehungsbeiträge,

c) Pflegegeldzuschuss,

d) Sterbegeld.

§ 74 Automatikklausel

(1) Jede allgemeine Veränderung der durch Kollektiv-
vertrag oder Betriebsvereinbarung geregelten Bezü-
ge der aktiven Angestellten hat eine entsprechende
Veränderung der Bezüge der Pensionisten zur Folge,
sofern es sich nicht um eine Änderung der Aktivitäts-
bezüge im Zusammenhang mit geänderten dienstli-
chen Verpflichtungen der aktiven Angestellten han-
delt.

(2) Die Gesamtpensionsleistung wird bis zum Betrag
von jeweils 80% der Tätigkeitsgruppe H, Stufe 5 des
neuen Gehaltsschemas (Stand vor Valorisierung) um
den jeweiligen Kollektivvertragssatz valorisiert, über-
steigende Beträge mit dem jeweiligen ASVG-Anpas-
sungsfaktor (Splitting bei der Valorisierung der Pen-
sion); bei Witwen-/Witwerpensionen gilt die aliquote
Splittinggrenze gemäß § 95 Abs 1.
(Fassung gilt ab 1. Jänner 2005)

Ordnungsnorm gemäß § 3 (1) ArbVG:
Abweichende Regelungen in Betriebsvereinbarungen
oder in Einzelverträgen sind unzulässig. Die in Artikel II
Abs 1 genannten Institute sind jedoch ermächtigt, bis
spätestens 31. 12. 1995 diese betragliche Grenze für
jeweilige Neupensionisten durch Betriebsvereinba-
rungen individuell nachzuvollziehen. Erfolgt bis zu
diesem Zeitpunkt keine innerbetriebliche Vereinba-
rung, so ist gemäß Satz 1 dieser Ordnungsnorm auto-
matisch 80% der der Kollektivvertragseinstufung ent-
sprechend nächsthöheren Betriebsvereinbarungs-
Schemastufe betragsmäßig heranzuziehen.
Diese Valorisierungsregelung gilt jedoch nicht für jene
Angestellten und Pensionisten, deren Ruhe- und Ver-
sorgungsgenüsse gemäß dem Kollektivvertrag betref-
fend Neuregelung der Pensionsrechte vom 16. No-
vember 1961 („Pensionsreform 1961”) oder inhaltlich
entsprechenden Betriebsvereinbarungen oder Einzel-
verträgen geregelt sind.

(3) Die Erhöhung der Gesamtpensionsleistung gemäß
Abs 2 wird mit dem Betrag, der sich aus einer Anpas-
sung der Gesamtpensionsleistung mit dem für das Ka-

lenderjahr vor dem Valorisierungsstichtag verlautbar-
ten Verbraucherpreisindex (VPI in %, 1 Dezimalstelle)
ergibt, beschränkt.
Günstigere Regelungen auf Basis von Einzelverträgen
oder Betriebsvereinbarungen, inklusiver solcher, die
auf Art II, Abs 1 beruhen, sind hiervon nicht erfasst.

§ 75 Pensionsanrechenbare Dienstzeit

(1) Unabhängig von den Bestimmungen über die An-
rechnung von Vordienstzeiten für die Einstufung in das
Besoldungsschemawirdmit Zuerkennung der definiti-
ven Anstellung die pensionsanrechenbare Dienstzeit
festgesetzt. Diese beginnt frühestens mit der Vollen-
dung des 20. Lebensjahres.

(2) Unter dieser Einschränkung sind die in der eigenen
Sparkasse und in anderen inländischen Sparkassen
zurückgelegten Dienstzeiten voll zu berücksichtigen
und können auch sonstige, für die Sparkassen nutzba-
re Vordienstzeiten angerechnet werden.

(3) Ebenfalls unter dieser Einschränkung sind Zeiten,
die nach dem 1. Jänner 1938 im Kriegs-, Wehr- oder
Arbeitsdienst oder in Kriegsdienstverpflichtung bzw
Kriegsgefangenschaft verbracht wurden, für die Pen-
sionsbemessung heranzuziehen.

(4) Angestellten, die ein Studium an einer Universität
oder Hochschule abgeschlossen haben und bei de-
nen das abgeschlossene Studium für die Beschäfti-
gung in der Sparkasse nutzbar ist, werden für die or-
dentliche Dauer der Studienzeit erforderliche Studien-
jahre nach Vollendung des 20. Lebensjahres bis zum
Höchstausmaß von 5 Jahren für die Bemessung der
Pension angerechnet, soweit sie nicht bereits mit an-
deren Dienstzeiten als pensionsanrechenbar aner-
kannt wurden.

(5) Eine Anrechnung von Vordienstzeiten erfolgt je-
doch nicht, wenn hiefür ein Pensionsanspruch gegen-
über früheren Dienstgebern besteht und die Anrech-
nung dieser Pension auf die von der Sparkasse zuge-
sicherte Pension nicht ausdrücklich vereinbart wird.

(6)Die nach Abs 1 bis 4 bis zum Zeitpunkt der Zuerken-
nung der definitiven Anstellung errechnete pensions-
anrechenbare Dienstzeit ist dem Angestellten nach
Jahren, Monaten und Tagen schriftlich mitzuteilen.

(7) Bei Versetzung in den Ruhestand bzw Anfall einer
Witwen-/Witwerpension wird die gesamte pensions-
anrechenbare Dienstzeit in der Weise ermittelt, dass
zu der nach Abs 1 bis 4 errechneten Dienstzeit die seit-
her in der Sparkasse zurückgelegte Dienstzeit nach
Jahren, Monaten und Tagen hinzugerechnet wird.
Bei der sich so ergebenden gesamten pensionsanre-

– 39 –



chenbaren Dienstzeit werden Bruchteile eines Jahres,
wenn sie mindestens 6 Monate betragen, für ein volles
Jahr gerechnet, andernfalls nicht berücksichtigt.

(8) Bei nicht definitiven Angestellten und Versorgungs-
genussempfängern ist für die Ermittlung der Berufs-
unfähigkeitspension (§ 83) und der Witwen-/ Witwer-
pension (§ 88) die pensionsanrechenbare Dienstzeit
im Sinne der Absätze 1 bis 7 unter Berücksichtigung
der für diese Fälle vorgesehenen besonderen Bestim-
mungen zum Zeitpunkt des Anfalles festzusetzen und
dem Anspruchsberechtigten schriftlich mitzuteilen.

§ 76 Einrechnung gesetzlicher
Leistungen

(1) In die in der Pensionsordnung zugesicherten Ruhe-
und Versorgungsgenüsse werden unter Berücksichti-
gung nachstehender Ausnahmen alle Leistungen ein-
gerechnet, die der Angestellte bei ordnungsmäßiger
Versicherung in der gesetzlichen Pensionsversiche-
rung bis zum Tage seines Ausscheidens aus den
Diensten der Sparkasse erworben hat. Hievon ausge-
nommen sind solche Leistungen aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung, auf die der Angestellte durch
Dienstleistung bei einem anderen Dienstgeber oder
durch Nachkauf von Versicherungszeiten gemäß der
32. ASVG-Novelle Anspruch erworben hat, sofern die-
se Zeiten nach dem 20. Lebensjahr des Angestellten
liegen und bei Festlegung der pensionsanrechenba-
ren Sparkassendienstzeiten nicht angerechnet wur-
den.
Von der Einrechnung ausgenommen sind auch ASVG-
Versicherungsmonate aus auf eigene Kosten einge-
kauften Schul- und Studienzeiten.
In diesem Fall erfolgt eine Aliquotierung der gesetzli-
chen Pension zwischen dem Pensionsempfänger und
der Sparkasse, jedoch darf hiebei das sich aus § 93
Abs 4 ergebende Prozentausmaß der Pension nicht
überschritten werden. Findet § 93 Abs 4 keine Anwen-
dung, dürfen 80% der Pensionsbemessungsgrundla-
ge gemäß § 92 nicht überschritten werden (Kürzungs-
klausel).
Werden (laufend wiederkehrende) Zulagen zwar in
der Bemessungsgrundlage der gesetzlichen Pension,
nicht aber in der Pensionsbemessungsgrundlage ge-
mäß § 92 berücksichtigt, so werden die diesen Zula-
gen entsprechenden Teile der gesetzlichen Pension
nicht in die Sparkassenpension eingerechnet. Aus-
gleichszulagen, Pflegegeldzuschüsse und besondere
Steigerungsbeträge, welche aus einer freiwilligen Hö-
herversicherung in der Pensionsversicherung und Bei-
trägen in die Pensionsversicherung bei mehreren ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigungen anfallen, wer-
den in die von der Sparkasse einzubehaltende gesetz-
liche Pension nicht eingerechnet.

(2)Wenn eine gemäß Abs 1 einrechenbare gesetzliche
Leistung wegen nicht ordnungsgemäßer Durchfüh-
rung, mangels Geltendmachung oder aus einem
sonstigen beim Anspruchsberechtigten gelegenen
Grunde nicht, in einem geringeren Ausmaß oder ver-
spätet anfällt, gänzlich oder teilweise eingestellt, ent-
zogen, gekürzt wird oder ruht, kann die Sparkasse
gleichwohl den vollen Betrag der sonst gebührenden
Leistung einrechnen.

(3) Tritt ein Angestellter vor Anfall einer gesetzlichen
Pension in den Ruhestand, so hat er das Versiche-
rungsverhältnis nachweislich derart aufrechtzuerhal-
ten, dass die Anwartschaft aus dieser Versicherung
in Höhe der zuletzt bestandenen Beitragsgrundlage
bis zum Anfall der gesetzlichen Pension gewahrt
bleibt, wobei die Sparkasse die zu entrichtenden Bei-
träge bezahlt. Der aus diesen Zeiten resultierende
Leistungsanspruch aus der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung verbleibt jedenfalls der Sparkasse.

(4) Bei Anfall einer Berufsunfähigkeitspension wird,
wenn der Pensionsempfänger weniger als zwanzig
pensionsanrechenbare Sparkassendienstjahre zu-
rückgelegt und auch keine zwanzig Versicherungs-
jahre in der gesetzlichen Pensionsversicherung aufzu-
weisen hat, die gesamte gesetzliche Berufsunfähig-
keitspension in die Sparkassenleistung eingerechnet.
Ansonsten wird im Verhältnis der pensionsanrechen-
baren Sparkassendienstzeit zur Versicherungszeit in
der gesetzlichen Pensionsversicherung die Berufsun-
fähigkeitspension zwischen Sparkasse und Pensions-
empfänger aliquotiert. Abs 1 vorletzter und letzter Satz
sind zu berücksichtigen.

(5) Bei Anfall einer Dienstunfallspension wird die ge-
samte gesetzliche Pension aus der Pensions- und Un-
fallversicherung in die Sparkassenpension eingerech-
net. Abs 1 vorletzter und letzter Satz sind zu berück-
sichtigen.

(6) Die Sparkasse bringt lediglich den Unterschieds-
betrag zwischen der von ihr zugesicherten Leistung
und der einrechenbaren gesetzlichen Pension zur
Auszahlung.

§ 76a Einrechnung von Pensionskassen-
leistungen

(1) In die in dieser Pensionsordnung zugesicherten Ru-
he- bzw Versorgungsgenüsse werden Leistungen ei-
ner Pensionskasse, soweit sie auf Arbeitgeberbeiträ-
gen gemäß § 98a Abs 1–4 beruhen, im Ausmaß des
1,5-fachen eingerechnet.

– 40 –



(2) Bei Angestellten, die am Stichtag 1. Februar 1996
definitiv gestellt sind und das 31. Lebensjahr vollendet
haben, gilt folgende Übergangsregelung:
Bei Angestellten, die zum Stichtag das 31. Lebenjahr
vollendet haben, werden die Leistungen aus der Pen-
sionskasse im 1,45-fachen Ausmaß angerechnet. Die-
ser Anrechnungsfaktor vermindert sich für jedes wei-
tere, zum Stichtag vollendete Lebensjahr jeweils um
0,05, maximal aber bis zumWert 1 (= einfache Anrech-
nung).
Zum jeweils vollendeten Lebensjahr (L J) ergibt sich
somit ein Anrechnungsfaktor (AF):

LJ 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40

AF 1,45 1,40 1,35 1,30 1,25 1,20 1,15 1,10 1,05 1,00

Bei definitiven Angestellten, die zum Stichtag wenigs-
tens das 40. Lebensjahr vollendet haben, findet daher
lediglich eine einfache Anrechnung der Pensionskas-
senleistungen statt.

(3) Ordnungsnorm gemäß § 3 (1) ArbVG:
Eine von § 76a abweichende Regelung in Betriebsver-
einbarungen oder Einzelverträgen ist unzulässig, es
sei denn, dass höhere Arbeitgeberbeiträge gemäß
§ 98a geleistet werden.

§ 77 Auszahlung der Ruhe- und Ver-
sorgungsgenüsse

(1) Ruhe- und Versorgungsgenüsse gebühren ab dem
auf die Versetzung in den Ruhestand bzw auf das Ab-
leben folgenden Monat. Die Pensionszahlungen sind
grundsätzlich in der gleichen Weise wie die Monats-
gehälter und Sonderzahlungen für die Aktiven zahlbar
mit der Maßgabe, dass sie fällig werden:

a) bei erstmaligem Pensionsanfall vor dem 1. 1. 1997
an jedem Monatsersten in Vorhinein,

b) bei erstmaligem Pensionsanfall nach dem 31. 12.
1996 jeweils am Ersten des Folgemonats im Nachhi-
nein.

(2) Empfänger von Ruhe- und Versorgungsgenüssen
haben die hievon zu entrichtenden gesetzlichen Ab-
gaben und Beiträge aus eigenem zu tragen.

§ 78 Einrechnung gesetzlicher
Abfertigungsansprüche

Ruhe- und Versorgungsgenüsse (ausgenommen Ster-
begeld) der Sparkasse ruhen für so viele Monate, wie
viele Abfertigungszwölftel gebühren (§§ 70 Abs 1 und
71). Die Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung verbleiben während dieser Zeit dem Ruhe-
und Versorgungsgenussempfänger.

§ 79 Wiederverwendung im Dienst

(1) Wird der Empfänger einer Berufsunfähigkeitspen-
sion während der Dauer des zeitlichen Ruhestandes
vom Träger der gesetzlichen Pensionsversicherung
nicht bzw nicht mehr für berufsunfähig erklärt und
von der Sparkasse zur Dienstleistung aufgefordert,
so hat er dieser Aufforderung bei sonstigem Verlust al-
ler Ansprüche aus dieser Pensionsordnung innerhalb
angemessener Frist Folge zu leisten. In diesem Fall le-
ben mit dem Zeitpunkt des Dienstantrittes alle dienst-
rechtlichen Ansprüche mit Ausnahme des Anspruches
auf Abfertigung in jenem Umfang wieder auf, wie sie
im Zeitpunkt des Ausscheidens bestanden hatten. Ver-
zichtet die Sparkasse auf die Wiedereinberufung zum
Dienst, so ist sie verpflichtet, infolge des Wegfalles der
gesetzlichen Berufsunfähigkeitspension die gesamte
Berufsunfähigkeitspension aus eigenem zu tragen.

(2) Für den Fall der Dienstunfallspension sind die Be-
stimmungen des vorstehenden Absatzes mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass das Dienstverhältnis als nicht
unterbrochen gilt.

(3) Wird der Empfänger einer Administrativpension,
der wegen Betriebseinschränkung in den zeitlichen
Ruhestand versetzt worden ist, innerhalb von 2 Jahren
von der Sparkasse zur Dienstleistung aufgefordert,
gelten die Bestimmungen des Abs 1 sinngemäß.

§ 80 Zusammentreffen von Ruhe-
und Versorgungsgenüssen

(aufgehoben mit Wirksamkeit 31. 1. 1996)

§ 81 Erlöschen des Anspruches auf Ruhe-
und Versorgungsgenüsse

(1) Der Anspruch auf Ruhegenüsse erlischt

a) mit dem Tode des Ruhegenussempfängers,

b) mit der Wiederverwendung im Dienst,

c) aufgrund eines entsprechenden Disziplinarer-
kenntnisses,

d) wenn der Ruhegenussempfänger ohne vorherige
Zustimmung der Sparkasse für eine andere Kredit-
unternehmung oder für eine Interessenvertretung
von Kreditunternehmungen wiederholt oder dau-
ernd tätig wird. Die Sparkasse wird ihre Zustim-
mung nur verweigern, wenn eine Konkurrenzierung
gegeben ist.

In den unter Punkt c) und d) angeführten Fällen er-
lischt zugleich auch der Anspruch auf künftige Versor-
gungsgenüsse.
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(2) Der Anspruch auf Versorgungsgenüsse erlischt

a) mit dem Tode der bezugsberechtigten Person,

b) mit dem Wegfall einer Anspruchsvoraussetzung.

II. ANFALL VON RUHEGENÜSSEN

§ 82 Alterspension

(1) Alterspension gebührt ohne Nachweis der Berufs-
unfähigkeit und ohne Rücksicht auf die Dienstzeit,

a) sobald die Voraussetzungen für den Anspruch auf
die gesetzliche Alterspension,

b) sobald die Voraussetzungen für den Anspruch auf
vorzeitige gesetzliche Alterspension bei langer Ver-
sicherungsdauer gegeben sind.

(2) Unter diesen Voraussetzungen kann die Verset-
zung in den dauernden Ruhestand vom Angestellten
verlangt oder von der Sparkasse einseitig vorgenom-
men werden.

§ 83 Berufsunfähigkeitspension

(1) Berufsunfähigkeitspension gebührt, wenn ein An-
gestellter, ohne dies vorsätzlich oder bei Verübung ei-
nes Verbrechens herbeigeführt zu haben, eine so weit-
gehende körperliche oder geistige Schädigung erlei-
det, dass er vom Träger der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung für berufsunfähig erklärt wird. Einem nicht
definitiven Angestellten gebührt Berufsunfähigkeits-
pension jedoch nur dann, wenn er nach Vollendung
des 20. Lebensjahres mindestens 5 Dienstjahre in der
Sparkasse verbracht hat.

(2) Bei Zutreffen der vorstehenden Voraussetzungen
erfolgt in der Regel zunächst die Versetzung in den
zeitlichen Ruhestand.

(3) Die Versetzung in den dauernden Ruhestand er-
folgt, wenn vom Träger der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung die dauernde Berufsunfähigkeit festgestellt
wird oder während der Dauer des zeitlichen Ruhestan-
des die gesetzliche Alterspension anfällt.

(4) Unter den vorstehenden Voraussetzungen kann die
Versetzung in den Ruhestand vom Angestellten ver-
langt oder von der Sparkasse einseitig vorgenommen
werden.

(5) Einem definitiven Angestellten kann von der Spar-
kasse Berufsunfähigkeitspension auch dann gewährt
werden, wenn ein von der Sparkasse im Einvernehmen
mit dem Betriebsrat bestimmter Arzt feststellt, dass der

Angestellte zur ordnungsgemäßen Fortsetzung der
Dienstobliegenheiten nicht mehr geeignet ist.

§ 84 Dienstunfallspension

(1) Dienstunfallspension gebührt ohne Rücksicht auf
Lebensalter und Dienstzeit, wenn ein Angestellter, oh-
ne dies vorsätzlich oder bei Verübung eines Verbre-
chens herbeigeführt zu haben, infolge eines Dienstun-
falles eine so weitgehende körperliche oder geistige
Schädigung erleidet, dass er vom Träger der gesetzli-
chen Pensionsversicherung für berufsunfähig erklärt
wird.

(2) Ein Dienstunfall ist ein Unfall, der vom Träger der
gesetzlichen Unfallversicherung als Arbeitsunfall an-
erkannt wird.

(3) Ein Dienstunfall ist auch ein Unfall, der sich in un-
mittelbarem oder mittelbarem Zusammenhangmit ei-
nem Banküberfall im weitesten Sinne ereignet.

(4) Für die Versetzung in den zeitlichen oder dauern-
den Ruhestand sind die Bestimmungen des § 83 Abs 2
bis 4 anzuwenden.

§ 85 Administrativpension

(1) Administrativpension gebührt bei vorzeitiger Ver-
setzung in den Ruhestand wegen Betriebseinschrän-
kung oder wegen Auflösung der Sparkasse oder auf-
grund eines Disziplinarerkenntnisses.

(2) Im Falle der Betriebseinschränkung kann zunächst
die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand ausge-
sprochen werden. Sollte keine Wiederverwendung im
Dienst innerhalb von 2 Jahren erfolgen, ist die Verset-
zung in den dauernden Ruhestand vorzunehmen.

(3) Administrativpension gebührt auch aufgrund einer
betriebsbedingten Kündigung eines/einer Angestell-
ten der Gruppe I [§ 49 (5)], sofern das Dienstverhältnis
infolge der Kündigung ab Vollendung des 45. Lebens-
jahres der/des Angestellten endet und § 49 (7) keine
Anwendung findet. Ein von ihr abgeleiteter Anspruch
auf Hinterbliebenenpension besteht gegenüber der
Sparkasse nicht.
(Gilt ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)

– 42 –



§ 86 Haushaltszulage, Kinderzulage

(1) Dem Empfänger eines Ruhegenusses gebührt
Haushaltszulage, solange die Voraussetzungen ge-
mäß § 56 bestehen.

(2) Kinderzulage gebührt dem Empfänger eines Ruhe-
genusses, solange die Voraussetzungen gemäß § 57
gegeben sind.

§ 87 Pflegegeldzuschuss

Den Beziehern eines Pflegegeldes gemäß § 4 BPGG
von Stufe 2 oder höher gebührt für die Dauer ihres
Pflegeaufwandes ein Pflegegeldzuschuss.

III. ANFALL VON VERSORGUNGSGENÜSSEN

§ 88 Witwen-/Witwerpension

(1) Der Witwe/Dem Witwer eines/einer Angestellten
oder Ruhegenussempfängers gebührt, sofern die
Ehemit dem/der Verstorbenen im Zeitpunkt seines/ih-
res Ablebens aufrecht war, eine Witwen-/Witwerpen-
sion. Die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme
sowie die Dauer des Pensionsbezuges richten sich
nach den Bestimmungen über die gesetzliche Wit-
wen-/Witwerpension nach § 258 Abs 1 bis 3 bzw
§ 270 ASVG.

(2) Der Anspruch auf Witwen-/Witwerpension erlischt
mit dem Tod der Witwe / des Witwers sowie bei Wie-
derverehelichung, doch wird im letzteren Fall der Wit-
we/dem Witwer eine Abfertigung gemäß § 95 Abs 2
gewährt.

(3) Ein durch Wiederverehelichung erloschener Ver-
sorgungsgenuss lebt im Falle des abermaligen Wit-
wen-/Witwerstandes wieder auf, doch werden die ge-
mäß Abs 2 erhaltene Abfertigung sowie etwa ander-
wärts erworbene Versorgungsansprüche in die Wit-
wen-/Witwerpension der Sparkasse eingerechnet.

§ 89 Erziehungsbeitrag

(1) Ein Erziehungsbeitrag gebührt nach dem Tode von
Angestellten oder Ruhegenussempfängern jedem
Kind, solange die gesetzliche Waisenpension gewährt
wird.
Dasselbe gilt sinngemäß für eheliche Kinder, die nach
dem Tode des Angestellten oder Ruhegenussempfän-
gers geboren wurden.

(2) Ferner gebührt ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des
Betrages der 4-fachen Haushaltszulage gemäß § 56
Abs 1 lit a) in Verbindung mit § 166 Abs 1 bis zur Erlan-
gung der Selbsterhaltungsfähigkeit, längstens jedoch
für die Dauer von 3 Jahren, unter folgenden Voraus-
setzungen:

a) Der Tod des (der) Angestellten ist die Folge einer
Gewaltanwendung gegen die Sparkasse.

b) Es besteht kein Anspruch auf gesetzliche Waisen-
pension.

c) Das Kind (die Kinder) war (waren) zum Zeitpunkt
des Todes des (der) Angestellten wegen einer noch
nicht abgeschlossenen Ausbildung oder aus sonsti-
gen Gründen nicht fähig, sich selbst zu erhalten.
Die Selbsterhaltungsfähigkeit ist gegeben, wenn
das Kind über ausreichende Mittel verfügt. Ausrei-
chend sind die Mittel jedenfalls dann, wenn das
Kind ein regelmäßiges Einkommen in der Höhe zu-
mindest des fiktiven Erziehungsbeitrages gemäß
§ 89 Abs 1 bezieht.

§ 90 Pflegegeldzuschuss

Die Bestimmung des § 87 gilt auch für Bezieher der
Witwen-/Witwerpension und des Erziehungsbeitrages.

§ 91 Sterbegeld

(1) Das Sterbegeld ist zur Deckung der Bestattungs-
kosten und etwaiger Krankheits- und Pflegekosten so-
wie zur Überbrückung wirtschaftlicher Erschwernisse
bestimmt.

(2) Sterbegeld gebührt im Falle des Todes eines/einer
Angestellten oder Ruhegenussempfängers in erster Li-
nie der Witwe/dem Witwer, wenn die Ehegatten zum
Zeitpunkt des Todes in ehelicher Gemeinschaft gelebt
haben. Hat der/die Verstorbene eine/n anspruchsbe-
rechtigte/n Witwe/r nicht hinterlassen, so gebührt das
Sterbegeld seinen/ihren Kindern, für die er/sie zum
Zeitpunkt des Todes gesetzliche Familienbeihilfe be-
zogen hat.

(3) Ist weder ein Anspruch gemäß Abs 2 noch ein Ab-
fertigungsanspruch gemäß § 71 gegeben, wird die
Sparkasse die Bestattung in angemessenem Rahmen
finanziell unterstützen, wobei als Richtgröße ein Be-
gräbnis der Klasse 2 gilt.
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IV. LEISTUNGEN

§ 92 Pensionsbemessungsgrundlage

Grundlage für die Bemessung der Pension und der
Sonderzahlungen ist das letzte Monatsgehalt ein-
schließlich der ausdrücklich als pensionsanrechenbar
erklärten Zulagen (Pensionsbemessungsgrundlage).
Krankheitshalber eingetretene Gehaltsminderungen
(§ 36) bleiben außer Betracht.

§ 93 Ausmaß der Pension

(1) Die Alterspension, die Berufsunfähigkeitspension
und die Administrativpension betragen für die ersten
10 pensionsanrechenbaren Dienstjahre 40% der Pen-
sionsbemessungsgrundlage. Sie steigt für die folgen-
den 25 Dienstjahre um je 1,6% und für die nachfol-
genden 5 Dienstjahre um je 1%, sodass nach
40 Dienstjahren ein Höchstausmaß von 85% der Pen-
sionsbemessungsgrundlage erreicht wird.
Für Angestellte, die ab dem Jahr 2019 in Pension ge-
hen, verringert sich das Höchstausmaß der Pension
um 0,5%-Punkte jährlich bis zum Jahr 2028. Ab dem
Jahr 2028 beträgt dann das Höchstausmaß der Pen-
sion 80%. Die oben angeführte Steigerungsstaffel
bleibt unberührt.
Der Berechnung der Berufsunfähigkeitspension ist
mindestens eine pensionsanrechenbare Dienstzeit
von 20 Jahren zu Grunde zu legen.
Die oben angeführte Steigerungsstaffel wird bei Er-
mittlung der Administrativpension gemäß § 85 (3) für
anspruchsberechtigte Angestellte, welche die Warte-
zeit gemäß § 10 (2) erst nach dem 31. 12. 2005 erfüllt
haben, insoweit abgeändert, als sie für die ersten
10 pensionsanrechenbaren Dienstjahre 20% der Pen-
sionsbemessungsgrundlage beträgt. Bei Berechnung
der Administrativpension gemäß § 85 (3) wird das
Höchstausmaß in jedem Fall mit 80% der Pensionsbe-
messungsgrundlage festgelegt.
(Die beiden letzten Sätze gelten ab 1. Jänner 2007 – KV Kündi-
gungsschutz)

(2) Die Dienstunfallspension beträgt 100% der in den
Tätigkeitsgruppen A–G um 12% – maximal jedoch
auf den um 10% aufgewerteten Schemagehalt der
Stufe 9 – und in der Tätigkeitsgruppe H um 6% – ma-
ximal jedoch auf den um 4% aufgewerteten Schema-
gehalt der Stufe 9 – erhöhten Pensionsbemessungs-
grundlage. Ist in einem Dienstvertrag eine vom Besol-
dungsschema abweichende Besoldungsregelung
vorgesehen, so sind etwa noch ausstehende Vorrü-
ckungen mit dem auf die nächsten 5 Jahre entfallen-
den Anteil in Ansatz zu bringen.
(Fassung gilt ab 1. Jänner 2005)

(3)Die Dienstunfallspension im Falle des § 84 Abs 3 be-
trägt 100% der um 8 zeitabhängige Vorrückungen er-
höhten Pensionsbemessungsgrundlage. Soweit in der
betreffenden Tätigkeitsgruppe zeitabhängige Vorrü-
ckungen nicht mehr möglich sind, werden bis zu 4
noch ausstehende fiktive zeitabhängige Vorrückun-
gen mit dem Betrag der letzten Vorrückung in Ansatz
gebracht. Soweit diese Regelungen – auch im Hinblick
auf das Leistungsniveau vor dem 1. 1. 2005 – keine
ausreichende Versorgung sicherstellen, können um-
gehend einvernehmlich zwischen Sparkasse und Be-
triebsrat weitere sozialadäquate Regelungen getrof-
fen werden.
(Fassung gilt ab 1. Jänner 2005)

(4) Übersteigt die zum Zeitpunkt des Eintrittes des Pen-
sionsfalles gemäß Abs 1–3 errechnete Pension den
Grenzwert des § 164 Abs 1, 1. Satz, gebührt die Pension
in dem gemäß § 164 Abs 1 verkürzten Ausmaß.

§ 94 Höhe der Haushalts- und
der Kinderzulage

(1) Haushaltszulage gebührt im Ausmaß von 85% der
Haushaltszulage für Angestellte (siehe § 56 Abs 2, Sei-
te 34 und Anlage 1, Seite 87).

(2) Kinderzulage gebührt in gleicher Höhe wie den An-
gestellten (siehe § 57 Abs 1, Seite 34 und Anlage 1, Sei-
te 87).

§ 95 Ausmaß der Witwen-/Witwer-
pension

(1) Die Witwen-/Witwerpension gebührt in einem Hun-
dertsatz der nach § 93 ermittelten Pension. Der Hun-
dertsatz der Witwen-/Witwerpension hat dem jeweili-
gen Hundertsatz der gesetzlichen Witwen-/Witwer-
pension gemäß § 264 ASVG zu entsprechen.

(2) Die gemäß § 88 Abs 2 bei Wiederverehelichung ge-
bührende Abfertigung umfasst einen Jahresbetrag
der Witwen-/Witwerpension, in welchen die Abferti-
gung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung je-
doch nur im Ausmaß einer gesetzlichen Jahrespension
eingerechnet wird.

§ 96 Ausmaß des Erziehungsbeitrages

(1) Der Erziehungsbeitrag beträgt

a) für jedes einfach verwaiste Kind 16% der Pensions-
bemessungsgrundlage, mindestens jedoch die
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Summe der Waisenpension aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung und der Kinderzulage der
Sparkasse,

b) für jedes doppelt verwaiste Kind 24% der Pensions-
bemessungsgrundlage, mindestens jedoch die
Summe der Waisenpension aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung und der doppelten Kinderzu-
lage der Sparkasse.

(2) Bei Dienstunfall (§ 84 Abs 2 bzw 3) sind die Pen-
sionsbemessungsgrundlagen gemäß § 93 Abs 2 bzw
3 in Ansatz zu bringen.

(3) Die Summe der gemäß Abs 1 errechneten Erzie-
hungsbeiträge und der Witwen-/Witwerpension darf
die nach § 93 ermittelte Pension zuzüglich Kinderzula-
ge nicht übersteigen, andernfalls sind die einzelnen
Erziehungsbeiträge verhältnismäßig zu kürzen.

(4) Wird durch den Wegfall eines Erziehungsbeitrages
die Erhöhung der gekürzten Erziehungsbeiträge der
übrigen Kinder möglich, so sind die Erziehungsbeiträ-
ge zum nächsten Monatsersten neu zu berechnen.

(5) Fällt Witwen-/Witwerpension nicht oder nicht mehr
an, so gelten die Kinder jedenfalls als doppelt ver-
waist.

(6) Der Erziehungsbeitrag für minderjährige Kinder
wird an den gesetzlichen Vertreter gezahlt.

§ 97 Ausmaß des Pflegegeldzuschusses

Der Pflegegeldzuschuss wird in gleicher Höhe und An-
zahl wie das jeweilige Pflegegeld der Stufe 2 gemäß
§ 5 Abs 1 BPGG gewährt. Der Pflegegeldzuschuss ruht
bei stationärem Aufenthalt in einer Krankenanstalt
und den anderen Ruhenstatbeständen des § 12 BPGG
im gleichen Verhältnis wie das jeweilige Pflegegeld.

§ 98 Ausmaß des Sterbegeldes

(1) Das Sterbegeld nach einem Angestellten beträgt
25% der aufgrund der im letzten Monat bestandenen
Besoldungsverhältnisse errechneten Jahressumme
der ordentlichen Dienstbezüge, ausgenommen Über-
stundenentgelt, Kassierfehlgeld und Spesentragung
bei dienstlicher Versetzung.
(Gilt ab 1. Februar 2004)

(2) Das Sterbegeld nach einem Ruhegenussempfän-
ger beträgt 25% des aufgrund des letzten monatli-
chen Ruhegenusses errechneten Jahresruhegenusses.

C.B. FINANZIERUNG DER PENSIONSZUSAGE ÜBER EINE PENSIONSKASSE

§ 98a Betriebsvereinbarung über
Pensionskassenbeiträge

(1) Zur Finanzierung von Pensionsleistungen haben
die Sparkassen Vereinbarungen mit einer Pensions-
kasse abgeschlossen.

(2) Aufgrund der darauf aufbauenden Betriebsverein-
barung zahlt die Sparkasse ab 1. Februar 1997 (bzw
ab 1. Februar 1998 bei ratenweiser Berücksichtigung
des Pensionssicherungsbeitrages) für alle aktiven An-
gestellten ab Vollendung des 20. Lebensjahres Pen-
sionskassenbeiträge in der nachstehenden Höhe, wo-
bei die jeweilige Basis die pensionsanrechenbaren
Bezugsbestandteile zuzüglich 85% der Haushaltszu-
lage bilden. In Sparkassen, die am 31. März 1996 be-
reits eine Pensionskassenregelung in einer Betriebs-
vereinbarung verankert haben, kann der Beginn der
Beitragszahlung längstens bis zur Vollendung des
30. Lebensjahres aufgeschoben werden, wenn durch
höhere Arbeitgeberleistungen an die Pensionskasse
ein – bezogen auf den Anfallszeitpunkt einer gesetzli-
chen Alterspension – zumindest gleich hohes De-
ckungskapital erreicht wird.

2,2% für Gehaltsteile bis zum Betrag der Tätigkeitsgruppe

G, Stufe 8,

4,2% für Gehaltsteile darüber bis zum Betrag der Tätig-

keitsgruppe H, Stufe 9 und

6,2% für Gehaltsteile darüber, wobei sich der Prozentwert

pro jeweils weiteren € 726,73 um jeweils weitere 2%

erhöht.

(Prozentwerte gültig ab 1. Februar 2008)
Die aus den Arbeitgeberbeiträgen finanzierte Leis-
tung der Pensionskasse wird im 1,5-fachen Ausmaß
bzw im Ausmaß der Übergangsregelung (§ 76a) in
die gemäß Sparkassen-Kollektivvertrag zu gewähren-
den Leistungen eingerechnet.
Die Ansprüche aus der Pensionskasse ergeben sich
nach der finanzmathematischen Kalkulation, sodass
das für einen Anwartschaftsberechtigten eingezahlte
Vermögen im Leistungsfall uneingeschränkt zur Ver-
fügung steht und keine Umverteilung auf andere An-
wartschaftsberechtigte erfolgt.

Rechnungsgrundlagen:

Rechnungszins ............................................. 3,5%
Vorgesehener rechnungsmäßiger Überschuss
dzt .............................................................. 7,5%
Wahrscheinlichkeitstafeln nach Ettl/Pagler
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(3) Aufgrund dieser Betriebsvereinbarung hat der Ar-
beitnehmer die Möglichkeit der Mitfinanzierung der
Leistungszusage bei Definitivstellung durch Einbezah-
lung von Arbeitnehmer-Beiträgen jeweils im halben
Ausmaß der Arbeitgeber-Beiträge. Die technische
Umsetzung erfolgt durch die oben genannte Anrech-
nung der Arbeitgeber-Beiträge im 1,5-fachen Aus-
maß, wobei es eben bei Leistung entsprechender Bei-
träge durch den Arbeitnehmer zur Erreichung der Hö-
he der Pensionszusage, bei Nicht- oder reduzierter
Leistung zu einer entsprechenden Reduktion kommt.
Das in der Leistungszusage bei Definitivstellung zuge-
sicherte Pensionsausmaß ist daher nur mehr bei Mitfi-
nanzierung durch Arbeitnehmer-Beiträge erreichbar.

(4) Ordnungsnorm gemäß § 3 Abs 1 ArbVG:
Eine von § 98a Abs 2 und Abs 3 abweichende Rege-
lung in einer Betriebsvereinbarung oder in Einzelver-
trägen ist nur insofern zulässig, als sie höhere Arbeit-
geberbeiträge vorsieht, wobei die 1,5-fache Anrech-
nung jedoch nur bis zur Höhe der kollektivvertragli-
chen Beiträge zulässig ist. Eine 1,5-fache Anrechnung
von höheren Arbeitgeber-Beiträgen ist unzulässig.

(5) Für ab 1. 1. 2003 geleistete, finanziell abgegoltene
Mehrarbeit (§ 61 Abs 1) erhalten Teilzeitbeschäftigte
ab Vollendung des 20. Lebensjahres einen Pensions-
kassenbeitrag in Höhe von 2% des jeweils ausbezahl-
ten Mehrarbeitsentgelts (inkl 16,67%-Mehrarbeitszu-
schlag).
Die Einzahlung in die Pensionskasse kann durch eine
nachträgliche Einmalzahlung bis spätestens 30. April
des Folgejahres erfolgen; bei Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses ist diesfalls eine abschließende Ein-

malzahlung gemeinsam mit der Schlussabrechnung
durchzuführen.
(Aus KV 2003)

(6) Für den Fall eines „opting-out” (Ausschluss der
Mindestertragsgarantie der Pensionskasse durch Ab-
schluss einer Betriebsvereinbarung) werden ab 1. 2.
2006 bzw bei einem allenfalls danach erfolgenden
„opting-out” mit dem darauf folgenden Monatsersten
die bisher kollektivvertraglich oder betrieblich verein-
barten Beitragssätze für den laufenden Pensionskas-
senbeitrag um 0,2%-Punkte erhöht. In gleicher Weise
kann das aus dieser Beitragserhöhung resultierende
Volumen für den/die Begünstigten materiell gleich-
wertig in eine alternative Vorsorgeform einbezahlt
werden.
(Gilt ab 13. Oktober 2005 – KV Mindestertragsgarantie Pen-
sionskassen)

(7) Für den Zeitraum von der – nach dem 1. 1. 2006 lie-
genden – Geburt bis zum Ablauf des ersten Lebens-
jahres des Kindes zahlt die Sparkasse für die/den an-
gestellte/n Mutter/Vater (ab Vollendung seines/ihres
20. Lebensjahres) Grundbeiträge an die Pensionskas-
se, wenn und solange kein aktives Dienstverhältnis be-
steht, weil für sie das Beschäftigungsverbot gilt und/
oder sie/er danach Karenz nach dem Mutterschutz-
gesetz oder Väter-Karenzgesetz in Anspruch nimmt.
Die Grundbeiträge sind in Form eines Einmalbeitrages
zu entrichten, der bei Beendigung des Beschäfti-
gungsverbotes bzw der Karenz und Wiederaufnahme
des aktiven Dienstverhältnisses fällig wird. Die Berech-
nungsbasis für den Einmalbeitrag bildet der letzte vor
Antritt der Karenz einbezahlte monatliche Grundbei-
trag.
(Gilt ab 1. Februar 2006)

C.C. SONDERREGELTEIL „PENSIONSREFORM 99”

§ 98b Geltungsbereich des Teiles C.C.

(1) Teil C.C. gilt für alle dem Sparkassendienstrecht
unterliegenden Arbeitgeber, die aufgrund einer „Aus-
lagerungs-Betriebsvereinbarung” entsprechend den
Bestimmungen des § 98d Abs 1 sowie des einen inte-
grierenden Bestandteil dieses Teiles bildenden Tech-
nischen Anhanges (Anlage 2 zum SpkDR; in der Folge
TA) die Alterspensions-Anwartschaften der über den
Auslagerungsstichtag hinaus im aktiven Dienstver-
hältnis befindlichen definitiven Angestellten an eine
Pensionskasse übertragen haben, sowie für alle Ange-
stellten dieser Arbeitgeber, deren aktives Dienstver-
hältnis nicht spätestens am Auslagerungsstichtag en-
det bzw deren Dienstverhältnis erst nach diesem Da-
tum begründet wird.

(2) Teil C.C. gilt jedenfalls infolge bereits erfolgter
Auslagerungen von Pensionsanwartschaften in die
Pensionskasse – unter Berücksichtigung der diesbezü-
glichen Auslagerungs-Betriebsvereinbarungen – in

• der Kärntner Sparkasse AG, Erste Bank der oesterrei-
chischen Sparkassen AG,

• der Salzburger Sparkasse Bank Aktiengesellschaft,

• sowie in der Stadtsparkasse Traiskirchen.

(3) Teil C.C. gilt nicht für jene Angestellten, deren akti-
ves Dienstverhältnis spätestens am Auslagerungss-
tichtag endet. Wurde bis zum Auslagerungsstichtag
bereits eine Beendigung des Dienstverhältnisses im
Laufe des auf den Auslagerungsstichtag folgenden
Jahres schriftlich vereinbart, gilt Teil C.C. nur dann,
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wenn darüber schriftliches Einvernehmen zwischen
Sparkasse und jeweiligem/r Angestellten besteht.

(4) Mit dem Wirksamwerden von Teil C.C. ändert sich
das System der Pensionsordnung; die Bestimmungen
der Pensionsordnung (Teil C.A. und C.B.) werden teil-
weise außer Kraft gesetzt und teilweise ergänzt (zB
§ 98a).

§ 98c Allgemeines und Definitionen

(1) Die Sparkasse wird zur Umsetzung des Teiles C.C.
ihre bestehenden Pensionskassen-Rechtsgrundlagen
(in der Regel Pensionskassen-Betriebsvereinbarung
und Pensionskassenvertrag) entsprechend adaptieren
bzw neu fassen.

(2) Der Pensionskassenbeitrag gem § 98a wird
„Grundbeitrag” genannt.

(3) Sämtliche in Teil C.A enthaltenen Verweise auf das
ASVG beziehen sich auf die am Auslagerungsstichtag
geltende Fassung.

(4) Auslagerungsstichtag ist grundsätzlich der 31. 12.
1999, in Ausnahmefällen jener Tag, den eine Auslage-
rungs-Betriebsvereinbarung als Auslagerungsstich-
tag nennt, wobei diesfalls § 98h Abs 2 zu beachten
ist; Berechnungsstichtag ist grundsätzlich der 1. 1.
1999, in Ausnahmefällen jener Tag, den eine Auslage-
rungs-Betriebsvereinbarung als Berechnungsstichtag
nennt, wobei diesfalls § 98h Abs 2 zu beachten ist; Ziel-
pensions-Stichtag ist der sich individuell für jede/n
Angestellten gem Versicherungsverlauf in der gesetz-
lichen Pensionsversicherung ergebende frühestmögli-
che Zeitpunkt für eine gesetzliche vorzeitige Alters-
pension bei langer Versicherungsdauer gemäß jener
ASVG-Rechtslage, die am Auslagerungsstichtag gilt
bzw gegolten hat. Bei Angestellten, die keine Zielüber-
tragung erhalten, wird erstgenannter Zeitpunkt fikti-
ver Zielpensions-Stichtag genannt.

§ 98d Pensionskassenbeiträge für am
Auslagerungsstichtag definitive Ange-

stellte

(1) Am Auslagerungsstichtag definitive Angestellte er-
halten eine Übertragung ihrer Alterspensions-Anwart-
schaften in die Pensionskasse („Zielübertragung”).
Die Sparkasse kann im Rahmen der abzuschließenden
„Auslagerungs-Betriebsvereinbarung” (siehe § 98b
Abs 1, Seite 87) unter verschiedenen Übertragungsva-
rianten wählen, wobei in einer Sparkasse nur eine Va-
riante für alle amAuslagerungsstichtag zielzuübertra-
genden Angestellten zulässig ist:

a) Maximalvariante (MAX) ist die sofortige Übertra-
gung des gesamten Zielübertragungs-Deckungs-
erfordernisses an die Pensionskasse, sodass von
der Sparkasse für die Zukunft nur noch die Grund-
beiträge bis zum Zielpensions-Stichtag zu leisten
sind.

b) Minimalvariante (MIN) ist die sofortige Übertra-
gung der nach Steuerrecht zu bildenden Pensions-
rückstellung der zielzuübertragenden Angestellten
und die Ermittlung von individuellen zusätzlichen
Pensionskassenbeiträgen der Sparkasse bis zum
Zielpensions-Stichtag des/r jeweiligen Angestellten
gemäß TA.

c) Mögliche Zwischenvarianten (MID) ergeben sich
aus dem TA.

Die weiteren Modalitäten zur Zielübertragung sind
dem TA zu entnehmen.

(2) Die Sparkasse zahlt für ihre über den Auslage-
rungsstichtag hinaus aktiven definitiven Angestellten
ein individuell bestimmtes Deckungserfordernis, des-
sen Berechnung sich aus dem TA ergibt. In der Maxi-
malvariante stellt das Zielübertragungs-Deckungser-
fordernis den individuell pro Angestellter/m errechne-
ten, abgezinsten, zusätzlich zu den Grundbeiträgen
benötigten Kapitalbedarf der Pensionskasse zum frü-
hestmöglichen Pensionsstichtag dar, um dem/der An-
gestellten unter den getroffenen Annahmen (Parame-
ter – siehe TA) die Sparkassen-Alterspension als Pen-
sionskassen-Pension lebenslang wertgesichert zahlen
zu können.

(3) Entfällt.

(4) Bei einer Überreihung (§ 35) nach der Zielübertra-
gung erhalten Angestellte ein gem TA ermitteltes zu-
sätzliches Vielfaches des Grundbeitrages (Karriere-
schritt-Beitrag) in die Pensionskasse eingezahlt. Nach
Wahl der Sparkasse kann sie anstelle dieser über fünf
Jahre verteilten zusätzlichen laufenden Beiträge einen
finanzmathematisch zu ermittelnden Einmalbeitrag in
die Pensionskasse leisten. Sollten in Betriebsvereinba-
rungen oder Einzelvereinbarungen pensionsanre-
chenbare Zulagen vorgesehen sein, so ist nach ähnli-
chen Prinzipien ein Karriereschrittbeitrag in die Pen-
sionskasse nachzudotieren.

(5) Entfällt.

(6) Durch Betriebsvereinbarung kann – ungeachtet
der Ordnungsnorm des § 98a Abs 4 – eine Regelung
geschaffen werden, die einer Veränderung des Ar-
beitszeitfaktors des/der Angestellten nach Zielüber-
tragung Rechnung trägt (zB Ruhen der laufenden
Grundbeiträge zur Korrektur einer Überdeckung infol-
ge Wechsels von Voll- auf Teilzeitarbeit sowie Zusatz-
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dotation nach ähnlichen Prinzipien wie in Abs 4 bei
Wechsel von Teilzeit- auf Vollzeitarbeit).

§ 98e Pensionskassenbeiträge bei
Definitivstellungen nach dem Aus-

lagerungsstichtag

(1) Für jene Angestellten, die am Auslagerungsstich-
tag bereits die Wartezeit gem § 10 Abs 2 SpKV erfüllt
haben (sog. Gruppe A), gilt § 98d bei Definitivstellung
binnen 10 Jahren nach dem Auslagerungsstichtag
sinngemäß.

(1a) Für die „Zielübertragung” eines/einer Angestell-
ten gemäß (1) (sog. Gruppe A) ist zur Ermittlung der
schemahochgerechneten pensionsanrechenbaren
Bemessungsgrundlage weiterhin das Besoldungs-
schema des SpKV in der Fassung vom 1. 2. 2004 heran-
zuziehen, in das der/die Angestellte vor dem Umstieg
in das neue Gehaltsschema eingestuft war. Das Besol-
dungsschema ist hierfür zukünftig mit den jeweils ver-
einbarten Valorisierungssätzen aufzuwerten („Schat-
tenschema”). Im neuen Gehaltsschema vor der „Ziel-
übertragung” stattfindende Überreihungen sind im
„Schattenschema” nachzubilden. Für die Berechnung
von Karriereschritt-Beiträgen [§ 98d (4)] nach einer
„Zielübertragung” sind ab 1. 1. 2005 bei der Darstel-
lung der Relation der Schemaendgehälter der Tätig-
keitsgruppen vor und nach Überreihung (REMULT)
die Schemaendgehälter des neuen Gehaltsschemas
(Anlage 1, Seite 87) heranzuziehen.
(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

(2) Für jene Angestellten, die vor dem 1. 2. 1996 in die
Sparkasse eingetreten sind und am Auslagerungss-
tichtag die Wartezeit gem § 10 Abs 2 SpKV noch nicht
erfüllt haben (sog Gruppe B), zahlt die Sparkasse bei
Definitivstellung eine einmalige Nachzahlung der
Grundbeiträge zwischen Diensteintritt, frühestens ab
dem 20. Geburtstag, und dem 1. 2. 1996, wobei zur
Verwaltungsvereinfachung dieser Beitragsnachzah-
lung der bei Definitivstellung aktuelle monatliche
Grundbeitrag multipliziert mit den fehlenden Pen-
sionskassen-Beitragsmonaten inklusive Sonderzah-
lungen zur Berechnung herangezogen wird.

(3) Abs 2 gilt sinngemäß auch bei Definitivstellungen
von Angestellten der Gruppe A gem Abs 1 nach Ablauf
der 10-jährigen Übergangsfrist.

§ 98f Weitere Sonderregelungen im
Pensionskassen-Beitragsrecht

(1) entfällt ab 1. 2. 2001 (KV 2001)

(2) Jene laufenden Ruhe- und Versorgungsgenüsse,
die gem § 98g von der Sparkasse als Zuschussleistun-
gen zu erbringen sind (zB bei Berufsunfähigkeit,
Dienstunfall), kann die Sparkasse zwecks Administra-
tionserleichterung in die Pensionskasse auslagern;
diesfalls richtet sich die Valorisierung nach § 98g
Abs 1.

(3) Der Rechnungszins gem § 98a wird im Geltungsbe-
reich des Teiles C.C. mit 5,5% festgelegt.

§ 98g Sonderregelungen für Ruhe- und
Versorgungsgenüsse

(1) Die Alterspension (§ 82) wird gemäß dem auf Basis
der Pensionskassen-Betriebsvereinbarung zwischen
Sparkasse und Pensionskasse abzuschließenden Pen-
sionskassen-Vertrag von der Pensionskasse geschul-
det und bezahlt. Die Leistungen der Pensionskasse
werden durch diese jährlich zum 1. Jänner entspre-
chend der Differenz zwischen dem Rechnungszins
(5,5%) und dem vorgesehenen rechnungsmäßigen
Überschuss der Veranlagungs- und Risikogemein-
schaft (dzt vorgesehen 7,5%) gemäß Geschäftsplan
und gesetzlichen Rahmenbedingungen valorisiert.
Die Bestimmungen des Teiles C.A. über die Höhe der
Alterspension inkl Anspruch auf Haushaltszulage sind
nicht mehr anwendbar. Die Höhe der Alterspension
ergibt sich aus der Verrentung des angesparten Kapi-
tals zum Zeitpunkt des Leistungsanfalls entsprechend
dem Geschäftsplan der Pensionskasse.

(2) Hinsichtlich der Einrechnung gesetzlicher Leistun-
gen ist im Bereich der sonstigen Pensionsarten gem
Teil C.A. (zB Berufsunfähigkeitspension, Dienstunfall-
spension) zu beachten, dass die einzurechnenden
Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung
gem TA Abschnitt III ermittelt werden. Neben der Ein-
rechnung von aus dem Grundbeitrag beruhenden
Pensionskassenleistungen gem § 76a erfolgt eine Ein-
rechnung von auf Arbeitgeberbeiträgen gem § 98d
bzw § 98e beruhenden Pensionskassenleistungen im
einfachen Ausmaß. Bei Eintritt des Leistungsfalles wird
eine Zuschusspension der Sparkasse ermittelt, die in
der Folge mit der für die aktiven Angestellten vorgese-
henen Wertsicherung valorisiert wird. Hierfür wird in-
dividuell jener Veränderungssatz herangezogen, der
der Schemaeinstufung des/der Angestellten im Zeit-
punkt der Beendigung des Dienstverhältnisses ent-
spricht; bei Sonderverträgen wird das sich für H/9 er-
gebende Valorisierungsnominale in jenem Ausmaß
herangezogen, das dem Anteil der Zuschusspension
an der bei deren Ermittlung zu berechnenden „Ge-
samtpension” entspricht.
(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)
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(3) § 76 Abs 3 (Ruhestand vor Antritt einer gesetzlichen
Pension) ist weiterhin anzuwenden.

(4) Sonderzahlungen im Ausmaß von 100% der für
den jeweiligen Monat zustehenden Leistung gebühren
in den Monaten April und September.

(5) Die Witwen-/Witwerpension beträgt grundsätzlich
60% der nach Teil C.A. – unter Beachtung der Bestim-
mungen des Teiles C.C. – berechneten Pension bzw
fiktiven Pension des/r Verstorbenen. Der Erziehungs-
beitrag (Waisenpension) beträgt grundsätzlich 20%,
bei doppelt verwaisten Kindern 30% jener Pension,
von der die Witwen-/Witwerpension berechnet wird
bzw würde. Im Übrigen gelten die Bestimmungen
des Teiles C.A.

(6) Im Geltungsbereich des Teiles C.C. gilt § 91 (Ster-
begeld) nur für den Fall des Todes von Angestellten
im aufrechten Dienstverhältnis; § 98 Abs 2 entfällt.

§ 98h Übergangsbestimmungen

(1) Liegt der Zielpensions-Stichtag für Angestellte vor
dem Auslagerungsstichtag, erfolgt die Berechnung
der Zielübertragung zu einem mit dem/r Angestellten
vereinbarten Pensionierungsdatum. In § 98f Abs 1 er-
setzt dieses Datum für diese/n Angestellte/n den Ziel-
pensions-Stichtag. Erfolgt vor diesem Datum eine Ver-
setzung in den Ruhestand, ist die seinerzeitige Ziel-
übertragung durch ein versicherungsmathematisch
zu berechnendes Deckungserfordernis zu korrigieren.

(2) Für Teilzeitbeschäftigte mit Diensteintritt vor 1. 2.
1996 erfolgt bei Definitivstellung – in gleicher Weise
wie für Vollzeitbeschäftigte – je nach Erfüllung der
Wartezeit gem § 10 Abs 2 SpKV entweder eine nach-
trägliche Zielübertragung (Gruppe A während der
10-jährigen Übergangsfrist) oder die Nachzahlung
der fehlenden PK-Monate (Gruppe B). Dienstzeiten
von Teilzeitbeschäftigten sind gem § 10 Abs 2 SpKV zu-
mindest ab 1. 1. 1993 pensionswirksam. Liegen in ei-
nem Dienstverhältnis sowohl Zeiten der Vollzeitbe-
schäftigung (pensionswirksam auch vor 1. 1. 1993)
als auch solche der Teilzeitbeschäftigung bzw Zeiten
mit unterschiedlichem Teilzeitausmaß vor, erfolgt eine
Gewichtung der Bemessungsgrundlage mit dem
Durchschnitt der während der pensionswirksamen
Dienstjahre geleisteten Arbeitszeit (vgl § 66 Abs 3, Sei-
te 37).
Hinsichtlich Einrechnung von ASVG-Leistungen sind
nicht pensionswirksame Dienstzeiten nach dem 20. Le-
bensjahr in sinngemäßer Anwendung des § 76 Abs 1
von der Einrechnung ausgenommen.

Bildung einer Arbeitgeber-Reserve
Die Sparkasse bringt gleichzeitig mit der Auslagerung
zum Auslagerungsstichtag in die Pensionskasse ein Volu-
men von 10% des insgesamt erforderlichen Deckungs-
erfordernisses (Maximalvariante – § 98d Abs 1 lit a) als
sog. „Arbeitgeber-Reserve” ein. Falls der Veranlagungs-
überschuss der Pensionskasse 7,5% pa unterschreitet
und die Minderperformance aus der Schwankungsrück-
stellung nicht ausgeglichen werden kann, wird die AG-
Reserve von der Pensionskasse zum Ausgleich herange-
zogen. Dafür stehen im ersten Jahr nach dem Auslage-
rungsstichtag maximal 30%, im zweiten und dritten Jahr
zusätzlich jeweils maximal 20% und im vierten und fünf-
ten Jahr zusätzlich maximal 15% des Gesamtvolumens
(somit ab dem 5. Jahr insgesamt 100%) zur Verfügung.
Die AG-Reserve kommt dabei nur den per Auslage-
rungsstichtag zielübertragenen Angestellten und der
Deckungsrückstellung aus den für diese gem § 98a
und § 98d geleisteten Beiträgen zugute. Ab dem 6. Jahr
nach Bildung der AG-Reserve können jeweils pro Jahr
20% des verbliebenen AG-Reserve-Kapitals und allen-
falls nach 10 Jahren der Rest gegen laufende Pensions-
kassenbeiträge der Sparkasse verrechnet werden.

(3) Pensionskassenbeiträge gemäß § 98e fallen im
Übergangszeitraum [§ 10 (2a)] für 100% der zur Errei-
chung der Quote von 70% [§ 10 (2)] jeweils ermittelten
Anzahl an Angestellten an. Für den jeweiligen Teil da-
von, für den keine Übernahme von Angestellten in ein
definitives Dienstverhältnis erfolgt, werden die Pen-
sionskassenbeiträge gemäß § 98e erst per 31. 12.
2009 entrichtet. Die einzelnen Angestellten, für die die-
se Beiträge in die Pensionskasse einbezahlt werden,
sind nach Möglichkeit entsprechend dem in der Grup-
pe I [§ 49 (5)] dann bestehenden Verhältnis Frauen/
Männer und Voll-/Teilzeitbeschäftigte von der Spar-
kasse auszuwählen. Die Einzahlung hat für jeden aus-
gewählten Angestellten zumindest den – ab 1. 2. 2007
jährlich um den prozentuellen Veränderungssatz der
Schemagehälter zu erhöhenden – Betrag von
€ 500,– auszumachen, sofern die nach dem Techni-
schen Anhang Abschnitt I durchzuführende Berech-
nung keinen höheren Gesamtbetrag ergibt.
Angestellte, die in ein definitives Dienstverhältnis
übernommen werden, erhalten die Pensionskassen-
beiträge gem § 98e – wie bisher – im Jahr der Defini-
tivstellung in die Pensionskasse einbezahlt.
(Gilt ab 1. Jänner 2007 – KV Kündigungsschutz)

SONDERMASSNAHMEN „PENSIONSKASSEN-
PERFORMANCE 2000” („KV 2001”)

Die zum allfälligen Ausgleich einer Minderperformance
im zweiten Jahr vorgesehenen 20% der Arbeitgeberre-

– 49 –



serve (§ 98h Abs 4 Satz 3) kann die Pensionskasse bereits
per 1. 1. 2001 heranziehen.
Siehe Zusatzprotokoll zum KV 2001 Punkt 3 (im Anhang, Sei-
te 85)

Arbeitgeber-Reserve-Zuschlag

Zielübertragene Angestellte und ehemalige Angestellte,

a) von deren Zielübertragungs-Deckungserfordernis
(§ 98d SpKV) eine Arbeitgeberreserve bemessen und
einbezahlt wurde (§ 98h Abs 4 SpKV) und

b) die zwischen 1. 1. 2000 und 31. 12. 2001 zwecks Antritts
einer vorzeitigen Alterspension bei langer Versiche-
rungsdauer (§ 253b ASVG) in den Ruhestand versetzt
werden bzw worden sind, und

c) deren Pensionskassenleistung frühestens ab 1. 1. 2001
zu fließen beginnt,

erhalten im Zeitpunkt der Verrentung des Deckungska-
pitals durch die Pensionskasse (das ist idR ein Jahr nach
Ausscheiden aus dem aktiven Dienstverhältnis infolge
„Abfertigungs-Ruhens”) einen „AG-Reserve-Zuschlag”
in die Pensionskasse einbezahlt. Dieser Beitrag beträgt
bei Beendigung des Dienstverhältnisses im Jahre 2000
4% des im Rahmen der Zielübertragung individuell
per 31. 12. 1999 errechneten Zielübertragungs-De-
ckungserfordernisses (§ 98d Abs 2). Auch bei Beendi-
gung im Jahre 2001 beträgt dieser „Arbeitgeber-Reser-
ve-Zuschlagsprozentsatz” 4%, wenn zielübertragene
Angestellte aufgrund des § 588 Abs 7 ASVG idF
BGBl I 2000/101 (Sozialrechts-Änderungsgesetz 2000)
zum Zielpensionsstichtag in vorzeitige Alterspension we-
gen langer Versicherungsdauer gehen bzw gegangen
sind. Anderenfalls beträgt der „Arbeitgeber-Reserve-Zu-
schlagsprozentsatz”:

bei Beendigung des Dienstverhältnisses
zwischen Jänner und März 2001 ...................... 3,2%,
bei Beendigung des Dienstverhältnisses
zwischen April und Juni 2001 .......................... 2,4%,
bei Beendigung des Dienstverhältnisses
zwischen Juli und September 2001 ................... 1,6%,
bei Beendigung des Dienstverhältnisses
zwischen Oktober und Dezember 2001 ............. 0,8%.

SONDERMASSNAHMEN „PENSIONSKASSEN-
PERFORMANCE 2001” („KV 2002”)

Präambel
Aufgrund der Pensionskassen-Performance im Jahre
2001 haben sich die Kollektivvertragspartner entschlos-
sen, bereits im Zusatzprotokoll vom 21. Februar 2001
zum Kollektivvertrag „KV 2001” grundgelegte Maßnah-
men zur Milderung des schlagend gewordenen Kapital-
marktrisikos zu setzen.
Für all jene ehemaligen Angestellten, die spätestens am
31. 12. 2001 zwecks Antritts einer ASVG-Pension aus dem

Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, sowie für einige
knapp vor Pensionsantritt stehende Angestellte wird –
auch zur Abdeckung des Risikos versicherungstechni-
scher Verluste infolge des Fehlens eines entsprechend
verteilten Pensionistenbestandes bei der Zielübertra-
gung 1999 sowie der Einbußen, die im Rahmen der Ver-
rentung des Deckungskapitals durch die von der Auf-
sicht vorgeschriebene Verwendung der Sterbetafeln
AVÖ 1999-Pagler (veröffentlicht am 20. 12. 1999) gegen-
über den bei der Zielübertragung zugrundegelegten
Sterbetafeln (Angestellten-Generationentafeln von F.W.
Pagler; siehe TA I Pkt 6) eintreten – ein zusätzlicher Pen-
sionskassenbeitrag vorgesehen. Dadurch sollen unter
dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes und unter
Beibehaltung der beitragsorientierten Pensionskassen-
regelung Härtefälle ausgeglichen werden.
Die KV-Partner haben bei unten stehenden Maßnahmen
berücksichtigt, dass ein Pensionsantritt nach dem Ziel-
pensionsstichtag (§ 98c Abs 4 SpKV), welcher noch auf
Basis der am 31. 12. 1999 geltenden ASVG-Rechtslage
ermittelt wurde, positive Effekte auf das Ausmaß der zu
erwartenden PK-Pension haben wird, und diese Effekte
umso größer sind, je später der Pensionsantritt nach
dem Zielpensionsstichtag erfolgt. Im Rahmen von Be-
triebsvereinbarungen, die zur Umsetzung der zusätzli-
chen Pensionskassenbeiträge abgeschlossen werden,
können mit Wirksamkeit und Valuta 31. 12. 2001 auch
noch zusätzliche, ergänzende Einmalzahlungen für ei-
nen weiteren Personenkreis vorgesehen werden.
Die Kollektivvertragspartner halten ausdrücklich fest,
dass es sich bei diesem Maßnahmenpaket um eine ein-
malige freiwillige Leistung handelt, aus der keinerlei
Präjudiz für die Zukunft abzuleiten ist.

Maßnahmen im Bereich der VRG 29

1) Der im Rahmen der Pensionsreform 99 vorgesehene
Beitragsstopp (§ 98f Abs 1 SpKV) entfällt zum 1. 1. 2000,
wobei die Rückwirkung jene Angestellten betrifft, die
am 1. 1. 2002 im aufrechten Dienstverhältnis stehen.

2) Die Pensionskasse kann den verbliebenen Teil der Ar-
beitgeberreserve, die zum allfälligen Ausgleich einer
Minderperformance vorgesehenen ist (§ 98h Abs 4
SpKV), im halben Ausmaß bereits per 31. 12. 2001 heran-
ziehen.

3) Den dann noch verbliebenen Teil der Arbeitgeber-
reserve führt die Pensionskasse ebenfalls per 31. 12.
2001 den individuell geführten Schwankungsrückstel-
lungen der von der Arbeitgeberreserve begünstigten
Personen zu; dies geschieht allerdings unter der Auf-
lage, dass dieser Teil als Schwankungsrückstellung
über den 31. 12. 2001 hinaus zur Verfügung steht
und somit zum Ausgleich einer zukünftigen Minder-
performance dienen kann.
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4) Somit können § 98h Abs 4 und § 98h Abs 5 SpKV ent-
fallen.

5) Der Arbeitgeber leistet für zielübertragene ehema-
lige Angestellte, von deren ZielübertragungsDe-
ckungserfordernis (§ 98d SpKV) eine Arbeitgeber-Re-
serve bemessen und einbezahlt wurde (§ 98h Abs 4
SpKV) und die bis spätestens 31. 12. 2001 zwecks An-
tritts einer ASVG-Pension in den Ruhestand versetzt
worden sind, mit Wirksamkeit und Valuta 31. 12. 2001
einen Zuschlag zur Arbeitgeberreserve. Dieser Beitrag
wird von der Pensionskasse ermittelt und vorgeschrie-
ben. Er beträgt bis zu 5,5% der individuellen De-
ckungsrückstellung per 31. 12. 2001 und dient – nach
Gutschrift des gem Abs 2 zu diesem Datum freigege-
benen Teiles der Arbeitgeberreserve und nach Heran-
ziehung einer allfällig vorhandenen Schwankungs-
rückstellung – der Erreichung des technischen Zins-
satzes im Jahre 2001 bei jeder der genannten Perso-
nen.

6) Einen Zuschlag zur Arbeitgeberreserve in Höhe von
2% des im Rahmen der Zielübertragung errechneten
Deckungserfordernisses (§ 98d Abs 2 SpKV) erhalten
mit Wirksamkeit und Valuta 31. 12. 2001 auch ziel-
übertragene Angestellte,

a) die über den 31. 12. 2001 hinaus im aufrechten
Dienstverhältnis stehen und

b) von deren Zielübertragungs-Deckungserfordernis
(§ 98d SpKV) eine Arbeitgeberreserve bemessen
und einbezahlt wurde und

c) die vor dem 1. Oktober 1945 (Männer) bzw 1. Okto-
ber 1950 (Frauen) geboren sind und

d) die unter die Übergangsregelung des § 588 Abs 7
ASVG fallen oder deren Zielpensionsstichtag (§ 98
Abs 4 SpKV) zumindest ein Monat nach ihrem
60. (Männer) bzw 55. Geburtstag (Frauen) liegt.

C.D. SONDERREGELTEIL BETRIEBLICHE PENSIONSVORSORGE – ZUKUNFT

(Die nachfolgenden §§ 99–99e gelten ab 1. Jänner 2020)

§ 99 Geltungsbereich des Teiles C.D.

Der Teil C.D. gilt für alle Sparkassenmitarbeiterinnen,
deren Dienstverhältnis nach dem 31. 12. 2019 beginnt.
Für diese Sparkassenmitarbeiterinnen treten die Teile
C.A., C.B. und C.C. der Pensionsordnung mit Wirksam-
keit 1. 1. 2020 außer Kraft.

§ 99a Pensionsvorsorgebeiträge

Die Sparkasse leistet für Sparkassenmitarbeiterinnen
ohne einer dienstzeit- oder altersbedingten Wartezeit
und unabhängig von einem allfälligen Ausschluss
der Mindestertragsgarantie (opting-out) Pensionsvor-
sorgebeiträge als laufende Grundbeiträge in Höhe
von 2,4% des Monatsgehaltes gem § 55 und der Son-
derzahlungen gem § 58 (zzgl. Versicherungssteuer) in
Einem (daher kein Beitragssplitting) entweder an eine
Pensionskasse oder betriebliche Kollektivversicherung
mit der sie auf Basis einer Betriebsvereinbarung, wel-
che die noch offenen Modalitäten regelt oder regeln
kann, einen Pensionskassen- bzw Versicherungsver-
trag abgeschlossen hat.

§ 99b Berufsunfähigkeit

Die Sparkasse leistet für Sparkassenmitarbeiterinnen,
die vom zuständigen gesetzlichen Sozialversiche-

rungsträger für berufsunfähig erklärt werden, einen
Sonderbeitrag, berechnet als Vielfaches des letzten
Grundbeitrages gem § 99a als jener Beitrag, der auf
das letzte Monatsgehalt zzgl. der anteiligen Sonder-
zahlungen entfällt, an eine Pensionskasse oder Kollek-
tivversicherung oder wahlweise als Sonderbruttobe-
trag direkt an die Sparkassenmitarbeiterin wie folgt:
Der Sonderbeitrag bzw Sonderbruttobetrag ergibt
sich aus dem letzten Grundbeitrag mal Anzahl der
Monate für den Zeitraum von dem auf die berufsunfä-
higkeitsbedingte Karenz oder einvernehmliche Auflö-
sung des Dienstverhältnisses folgenden Monatsersten,
soweit sie nicht auch so auf einen Monatsersten fallen,
bis zum auf die (fiktive) Vollendung des 65. Lebensjah-
res der Sparkassenmitarbeiterin folgenden Monats-
letzten, soweit sie nicht auch so auf einen Monatsletz-
ten fällt, mal des altersabhängigen Faktors x gem un-
ten stehender Tabelle:

Lebensjahr (LJ) der Sparkassenmitarbeiterin, in
das die berufsunfähigkeitsbedingte Karenz

oder Auflösung fällt
Faktor x

< 27. LJ 1,0

27. bis 45. LJ 1,5

46. bis 50. LJ 3,0

> 50. LJ 3,5

§ 99c Dienstunfähigkeit („Dienstunfall“)

Die Sparkasse leistet für Sparkassenmitarbeiterinnen,
die von den zuständigen gesetzlichen Sozialversiche-
rungsträgern infolge eines Arbeitsunfalls für berufs-
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unfähig erklärt werden, den Sonderbeitrag oder Son-
derbruttobetrag gem § 99b, welcher im Fall der
Dienstunfähigkeit um 40% zu erhöhen ist.

§ 99d Gemeinsame Bestimmungen für
Berufs- und Dienstunfähigkeit

(„Dienstunfall“)

(1) Weiter- bzw Wiederbeschäftigung:
Die Sparkassenmitarbeiterinnen haben das Recht

und die Pflicht, nach einer berufs- bzw dienstunfallbe-
dingten Karenz oder Auflösung des Dienstverhältnis-
ses ihre Beschäftigung im Rahmen des bestehenden
oder eines neuen Dienstverhältnisses in der Sparkasse
wieder aufzunehmen, wenn die gesetzlichen Sozial-
versicherungsträger ihre neuerliche Arbeitsfähigkeit
feststellen.

(2) Im Fall des (1) leistet die Sparkasse ausschließlich
für Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Sonderbeitrag
oder Sonderbruttobetrag gem § 99b oder § 99c mit ei-
nem Faktor von 1 ermittelt wurde, nach einer Wartezeit
von 10 Dienstjahren, oder ausschließlich für Sparkas-
senmitarbeiterinnen, deren Sonderbeitrag oder Son-
derbruttobetrag gem § 99b oder § 99c mit einem Fak-
tor von 1,5 ermittelt wurde, nach einer Wartezeit von
15 Dienstjahren, wieder die Pensionsvorsorgebeiträge
gem § 99a.

(3) Wird nach einer Weiter- bzw Wiederbeschäftigung
gem (1) von den zuständigen Krankenversicherungst-
rägern neuerlich die Berufsunfähigkeit festgestellt,
leistet die Sparkasse ausschließlich für Sparkassenmi-
tarbeiterinnen, deren Sonderbeitrag oder Sonder-
bruttobetrag gem § 99b oder § 99c mit einem Faktor
von 1 ermittelt wurde, nach einer Wartezeit von
10 Dienstjahren, oder ausschließlich für Sparkassen-
mitarbeiterinnen, deren Sonderbeitrag oder Sonder-
bruttobetrag gem § 99b oder § 99c mit einem Faktor
von 1,5 ermittelt wurde, nach einer Wartezeit von
15 Dienstjahren, in beiden Fällen neuerlich und ein-
malig einen Sonderbeitrag oder Sonderbruttobetrag
gem § 99b oder § 99c unabhängig vom Alter der Spar-
kassenmitarbeiterinnen mit einem Faktor von 1.

(4) Die Wartezeiten gem (2) und (3) beginnen ab dem
Zeitpunkt der Weiter- bzw Wiederbeschäftigung zu
laufen.

§ 99e Todesfall

Die Sparkasse leistet in den Nachlass von Sparkassen-
mitarbeiterinnen, die während des aufrechten Dienst-
verhältnisses versterben, den Sonderbruttobetrag
gem § 99b.

D. PRÜFUNGSORDNUNG

§ 100 Sparkassen-Kollektivvertrag
Bildung

Die Bestimmungen über die kollektivvertragliche Aus-
bildung der Sparkassen-Angestellten sind in einem ei-
genständigen Sparkassen-Kollektivvertrag Bildung
enthalten.
(Fassung gilt ab 1. Februar 2007)

§ 101 Ausbildungskosten

(1) Die auszubildenden Angestellten haben hinsicht-
lich der im Sparkassen-Kollektivvertrag Bildung vor-
gesehenen Seminare gegenüber dem entsendenden
Dienstgeber Anspruch auf Reisekostenvergütung
nach Maßgabe der Reisekostenordnung. Die Semi-
nar- und Prüfungsgebühr entrichtet der entsendende
Dienstgeber.
(Fassung gilt ab 1. April 2021)

(2) Der entsendende Dienstgeber kann Ersatz der für
die im Sparkassen-Kollektivvertrag Bildung vorgese-

henen Ausbildungen von ihm ausgelegten Kursge-
bühren und Reisekosten verlangen, wenn ein/e Semi-
narteilnehmer/in das Seminar laut Mitteilung der Se-
minarleitung aus eigenem Verschulden nicht ord-
nungsgemäß besucht bzw wenn die Prüfung inner-
halb angemessener Frist nicht bestanden wurde. Der
Ersatz von Ausbildungskosten für den Fall des freiwilli-
gen Ausscheidens aus dem Dienst der Sparkasse kann
für von der Sparkasse finanzierte Ausbildungsmaß-
nahmen individuell vereinbart werden.
(Fassung gilt ab 1. April 2021)
Für ab 1. September 2007 neu getroffene Vereinba-
rungen über den Rückersatz von Ausbildungskosten
gelten die gesetzlichen Bestimmungen (§ 2d AVRAG)
mit folgender Maßgabe:

a) Die Rückerstattung von Kosten einer Basisausbil-
dung (zB BASIS-Ausbildung gem Art IX Punkt 1
Sparkassen-Kollektivvertrag Bildung), die dem/
der Angestellten keine Spezialkenntnisse vermittelt,
die er/sie auch bei anderen Arbeitgebern verwer-
ten kann, ist ausgeschlossen. Der Ausschluss gilt
auch für reine Ein- und Anwenderschulungen sowie
für Ausbildungen, die ausschließlich die Persön-
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lichkeitsentwicklung des/der teilnehmenden Ange-
stellten zum Inhalt haben.

b) Die Rückforderung des während einer Ausbildung
fortgezahlten Entgelts ist nur zulässig, wenn der/
die Angestellte für die Dauer der Ausbildung von
der Dienstleistung freigestellt ist und es sich bei
der Ausbildung um einen länger als 1 Monat dau-
ernden Lernaufenthalt im Ausland oder um ein
Traineeprogramm handelt; in diesen beiden Fällen
ist die Rückforderung mit 50% des fortgezahlten
Entgelts beschränkt.

c) Die höchstzulässige Bindungsdauer beträgt 3 Jah-
re.

d) Die rückzuerstattenden Ausbildungskosten sind ali-
quot in der Weise zu berechnen, dass sie sich um 1/
x (x = Anzahl der Monate der vereinbarten bzw zu-
lässigen Bindungsdauer, zB bei 3 Jahren: 36) für je-
den vollen Monat, der nach dem Zeitpunkt der Be-
endigung der Ausbildung im aufrechten Dienstver-
hältnis verbracht wurde, verringern.

(Fassung gilt ab 1. April 2021)

(3) Der entsendende Dienstgeber kann Ersatz der von
ihm für im Sparkassen-Kollektivvertrag Bildung vorge-
sehene Ausbildungen ausgelegten Kursgebühren und
Reisekosten verlangen, wenn ein/e Seminarteilneh-
mer/in das Seminar laut Mitteilung der Seminarlei-
tung aus eigenem Verschulden nicht ordnungsgemäß
besucht bzw wenn die Prüfung innerhalb angemesse-
ner Frist nicht bestanden wurde.
(Fassung gilt ab 1. April 2021)

§ 102 Gleichbehandlungsgebot

Aufgrund des Geschlechtes darf bei Maßnahmen der
Aus- und Weiterbildung und Umschulung niemand
unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden.
(Geltende Fassung ab 1. Februar 2005)

Die §§ 103–119 SpKV entfallen (mit KV 2000) und werden
durch die §§ 1–23 des neu abgeschlossenen SpKV-Bildung
ersetzt.

E. DISZIPLINARORDNUNG

I. PFLICHTVERLETZUNGEN UND STRAFEN

§ 120 Art der Pflichtverletzungen
und Strafen

Gegen Angestellte, die ihre nach diesem Kollektivver-
trag obliegenden Pflichten verletzen, werden Ord-
nungs- oder Disziplinarstrafen verhängt, je nachdem,
ob die Pflichtverletzung eine Ordnungswidrigkeit oder
ein Dienstvergehen darstellt.

§ 121 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrigkeiten sind solche Pflichtverletzun-
gen, die im Einzelfall auf den Dienst keinen maßgebli-
chen oder wesentlich störenden Einfluss ausüben, wie
zB Unpünktlichkeit, nicht genügender Fleiß oder Eifer,
Unaufmerksamkeit im Dienst, nicht entsprechendes
Benehmen im Verkehr mit den Kunden oder im sonsti-
gen Dienstverkehr.

§ 122 Dienstvergehen

(1) Dienstvergehen sind grobe Pflichtverletzungen,
insbesondere solche, die den Dienstbetrieb, das Anse-
hen oder überhaupt die Interessen der Sparkasse ge-

fährden oder schädigen oder unter die Begriffsbe-
stimmungen des § 27 des Angestelltengesetzes fallen.

(2) Dienstvergehen sind demnach zB Dienstverweige-
rung, Ungehorsam, Widersetzlichkeit, Verweigerung
der Unterstützung im Dienst, Befassung mit unerlaub-
ten Geschäften, Annahme von Geschenken für Dienst-
handlungen im Geschäftsverkehr, Unredlichkeit,
Trunkenheit, ungebührliches Benehmen gegen Vor-
gesetzte, Mitarbeiter oder Kunden, Verletzung der
Verschwiegenheitspflicht, fortgesetzte oder wieder-
holte Ordnungswidrigkeiten oder schließlich alle
Pflichtverletzungen, die im Hinblick auf die Schwere
der Verfehlung, auf die Wiederholung oder auf sons-
tige erschwerende Umstände strengere Bestrafung
rechtfertigen.

§ 123 Ordnungsstrafen

(1) Ordnungsstrafen sind:

a) die mündliche Mahnung, das ist eine einfache Erin-
nerung an die Dienstpflichten,

b) die schriftliche Rüge, das ist ein eindringlicher Ta-
del der begangenen Ordnungswidrigkeit.

– 53 –



(2) Die mündliche Mahnung kann von einem Vor-
standsmitglied oder dem sonst zuständigen Vorge-
setzten, die schriftliche Rüge nur vom Vorstand nach
Einvernehmen mit dem Betriebsrat der Sparkasse er-
teilt werden.

(3)Ordnungsstrafen werden in der Regel ohne Durch-
führung eines Disziplinarverfahrens verhängt. Vor Er-
teilung einer schriftlichen Rüge ist jedoch dem Ange-
stellten Gelegenheit zur Rechtfertigung in einer Sit-
zung des Vorstandes zu geben.

§ 124 Disziplinarstrafen

(1) Disziplinarstrafen sind:

a) der schriftliche Verweis,

b) die Kürzung oder der Entzug der nächstfälligen
Sonderzahlung,

c) die vorübergehende oder dauernde Kürzung oder
Einstellung einer Funktionszulage (§ 59) oder einer
sonstigen Zulage (§ 60),

d) die Ausschließung von der Vorrückung für höchs-
tens 2 Jahre,

e) die vorübergehende oder dauernde Kürzung des
Monatsgehaltes und der Sonderzahlungen um
höchstens 25% mit oder ohne Auswirkung auf die
Pensionsbemessung,

f) die Versetzung in den dauernden Ruhestand,

g) die Versetzung in den dauernden Ruhestand unter
Kürzung der Pension um höchstens 50% mit oder
ohne Auswirkung auf die Witwenpension,

h) die Aberkennung der definitiven Anstellung.

i) Entfällt ab 1. 2. 1999.

(2) Entfällt ab 1. 2. 1999.

(3) Welche Disziplinarstrafe in Betracht kommt, ist
nach dem Ausmaß des Verschuldens, der Schwere
der entstandenen oder möglichen Folgen der Pflicht-
verletzung und der etwaigen Wiederholung zu beur-
teilen. Es können auch 2 oder mehrere der genannten
Disziplinarstrafen nebeneinander verhängt werden.

(4) Disziplinarstrafen können nur durch Erkenntnis der
Disziplinarkommission aufgrund eines Disziplinarver-
fahrens verhängt werden. Dabei kann auch die An-
drohung einer anderen Disziplinarstrafe für den Fall
eines neuerlichen Dienstvergehens ausgesprochen
werden.

§ 125 Disziplinarbehandlung der Ruhe-
genussempfänger

(1) Gegen einen Ruhegenussempfänger kann ein Dis-
ziplinarverfahren eingeleitet werden

a) wegen einer während des Dienstverhältnisses be-
gangenen unredlichen oder strafbaren Handlung
(Dienstvergehen), die entweder einen nicht unbe-
trächtlichen Vermögensschaden der Sparkasse
oder eines Dritten nach sich zog oder sonst eine
maßgebliche Schädigung der Interessen der Spar-
kasse oder ihrer Kunden bedeutet, die erst nach
Versetzung in den Ruhestand der Sparkasse be-
kannt geworden ist,

b) im Falle der rechtskräftigen Verurteilung wegen ei-
ner noch während des Dienstverhältnisses began-
genen Straftat, die gemäß § 52 Abs 1 zur Dienstent-
lassung hätte führen können.

(2) Disziplinarstrafen sind

a) die Kürzung oder der Entzug der nächstfälligen
Pensions-Sonderzahlung,

b) die vorübergehende oder dauernde Kürzung der
Pension um höchstens 50% mit oder ohne Auswir-
kung auf die Witwenpension,

c) der gänzliche Entzug des Ruhegenusses und der
Ansprüche auf Versorgungsgenüsse.

§ 126 Bedingte Bestrafung

(1) Eine Disziplinarstrafe kann unter Festsetzung einer
ein- bis dreijährigen Bewährungsfrist bedingt ausge-
sprochen werden, wenn gegen den Beschuldigten bis-
her keine schwerere Disziplinarstrafe als ein schriftli-
cher Verweis verhängt worden ist.

(2) In diesem Falle wird der Vollzug der Disziplinarstra-
fe für die Dauer der Bewährungsfrist aufgeschoben.
Mit dem Ablauf dieser Frist gilt die Disziplinarstrafe
als verbüßt.

(3) Wird gegen den Bestraften innerhalb der Bewäh-
rungsfrist neuerlich ein Disziplinarverfahren eingelei-
tet, so wird diese Frist für die Dauer dieses Verfahrens
gehemmt. Endet dieses mit der Verhängung einer Dis-
ziplinarstrafe, so ist die aufgeschobene Disziplinar-
strafe gleichfalls so zu vollziehen, wie wenn sie erst
zu diesem Zeitpunkt verhängt worden wäre. Andern-
falls wird die Hemmung der Bewährungsfrist unwirk-
sam.
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II. DISZIPLINARKOMMISSION

§ 127 Zuständigkeit

Bei jedem Landesverband der Sparkassen ist eine
ständige Disziplinarkommission zu bilden. Diese ist
im Bereich des Landesverbandes für die Durchfüh-
rung von Disziplinarverfahren zuständig

a) gegen Angestellte und Ruhegenussempfänger von
Sparkassen,

b) im Falle des § 131 Abs 3 oder

c) wenn dies von der zuständigen Sparkasse bean-
tragt wird.

§ 128 Zusammensetzung

(1) Jede Disziplinarkommission besteht aus einem Vor-
sitzenden und 6 weiteren Mitgliedern.

(2) Zum Vorsitzenden der Disziplinarkommission ist ein
rechtskundiges Vorstandsmitglied oder ein rechtskun-
diger leitender Angestellter aus der Sparkassenorga-
nisation durch den zuständigen Landesverband zu
bestellen.

(3) Mitglieder der Disziplinarkommission sind weiters

a) 3 durch den Landesverband bestellte Vorstands-
mitglieder von Mitgliedssparkassen (Dienstgeber-
vertretung),

b) 3 durch die zuständige Landesfachgruppe-Spar-
kassen der Gewerkschaft bestellte Angestellte von
Mitgliedssparkassen, die den Voraussetzungen
des § 129 entsprechen (Dienstnehmervertretung).

(4) Für die Mitglieder der Disziplinarkommission sind
im Sinne der vorstehenden Bestimmungen in gleicher
Anzahl Ersatzmitglieder zu bestellen.

(5) Die Mitglieder der Disziplinarkommission sind in
Ausübung ihrer Tätigkeit selbstständig, an keine Wei-
sungen gebunden und niemandem verantwortlich.
Sie haben ihre Aufgaben mit strenger Objektivität
nach bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen und
über interne Beratungen jedermann gegenüber voll-
kommenes Stillschweigen zu bewahren.

§ 129 Persönliche Voraussetzungen

Zu Mitgliedern der Disziplinarkommission können nur
Personen bestellt werden, die am Tage der Bestellung
das 10. Dienstjahr in der Sparkasse bereits vollendet
haben. Von der Bestellung sind Personen ausge-
schlossen, gegen die ein Disziplinarverfahren anhän-
gig oder über die innerhalb der letzten 5 Jahre eine
Disziplinarstrafe verhängt worden ist.

§ 130 Funktionsdauer

Die Funktionsdauer der Mitglieder und Ersatzmitglie-
der der Disziplinarkommission beim Landesverband
beträgt jeweils 3 Jahre. Während dieser Zeit durch
Wegfall einer der in den §§ 128 und 129 geforderten
Voraussetzungen, durch Verzicht oder durch Tod frei
werdende Mandate sind für die restliche Funktions-
dauer wieder zu besetzen.

III. DISZIPLINARVERFAHREN

§ 131 Einleitung des Verfahrens

(1) Die Einleitung des Disziplinarverfahrens erfolgt
durch Beschluss des Vorstandes der Sparkasse. Sie
kann gegen sich selbst auch von jedem Angestellten
beantragt werden.

(2) Von der Einleitung des Disziplinarverfahrens ist der
Vorsitzende der Disziplinarkommission unverzüglich
schriftlich zu verständigen.

(3) Wird die Einleitung des Disziplinarverfahrens, das
ein Angestellter gegen sich selbst beantragt hat, ab-
gelehnt, so kann dieser die Einleitung des Verfahrens
beim zuständigen Landesverband beantragen. Über

diesen Antrag entscheidet die Disziplinarkommission
beim Landesverband.

(4) Der Vorsitzende der Disziplinarkommission hat von
der Einleitung des Verfahrens

a) den Beschuldigten,

b) den Betriebsrat,

c) die Sparkasse und

d) den Sparkassenverband

unter Bezeichnung der dem Beschuldigten zur Last
gelegten Pflichtverletzung unverzüglich schriftlich zu
benachrichtigen.
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§ 132 Voruntersuchung

(1) Zur Klärung des Sachverhaltes hat der Vorsitzende
der Disziplinarkommission einen nach Dienststellung
und Sachkenntnis hiefür geeigneten Angestellten aus
der Sparkassenorganisation zum Untersuchungskom-
missär zu bestellen und mit der Führung der Vorunter-
suchung zu betrauen.

(2) Der Untersuchungskommissär hat nach freiem Er-
messen alle ihm zur Erfüllung seiner Aufgabe zweck-
dienlich erscheinenden Erhebungen anzustellen. Er
hat insbesondere alles verfügbare Belastungs- und
Entlastungsmaterial sicherzustellen, den Beschuldig-
ten, Zeugen und Sachverständige zu vernehmen und
überhaupt alle in Betracht kommenden Beweismittel
zu sammeln. Über mündliche Einvernahmen sind Nie-
derschriften aufzunehmen und von den daran Betei-
ligten zu unterzeichnen.

(3) Beweisanträgen des Beschuldigten ist nach Mög-
lichkeit zu entsprechen.

(4) Die Voruntersuchung ist streng objektiv und mög-
lichst rasch zu führen.

(5) Der Untersuchungskommissär hat über den ge-
samten Verfahrensgegenstand Dritten gegenüber
vollkommenes Stillschweigen zu bewahren.

(6) Die für den Beschuldigten zuständige Sparkasse ist
verpflichtet, den Untersuchungskommissär bei Erfül-
lung seiner Aufgabe in jeder Weise zu unterstützen
und ihm insbesondere uneingeschränkte Einsicht in
alle in Betracht kommenden Unterlagen zu gewähren
und erforderlichenfalls Ablichtungen derselben zur
Verfügung zu stellen.

(7) Ist im gleichen Gegenstand eine strafgerichtliche
Untersuchung eingeleitet, kann der Vorsitzende der
Disziplinarkommission im Einvernehmen mit dem Vor-
stand der Sparkasse die Voruntersuchung bis längs-
tens zum Abschluss des strafgerichtlichen Verfahrens
aussetzen.

§ 133 Untersuchungsbericht

(1) Über den Verlauf der Voruntersuchung und den
festgestellten Sachverhalt hat der Untersuchungs-
kommissär einen Untersuchungsbericht abzufassen
und diesen mit dem in Betracht kommenden Beweis-
material dem Vorsitzenden der Disziplinarkommission
zu übergeben. Erforderlichenfalls kann der Vorsitzen-
de der Disziplinarkommission vom Untersuchungs-
kommissär Ergänzung des Untersuchungsberichtes
verlangen.

(2) Der Vorsitzende der Disziplinarkommission hat den
Untersuchungsbericht samt Beweismaterial dem Vor-
stand der Sparkasse zu übermitteln.

§ 134 Verfahrensfeststellung

(1) Aufgrund der Ergebnisse der Voruntersuchung
kann der Vorstand der Sparkasse nach persönlicher
Anhörung des Vorsitzenden der Disziplinarkommission

a) das Verfahren einstellen,

b) unter Einstellung des Verfahrens eine Ordnungs-
strafe verhängen,

c) unter Fortsetzung des Verfahrens die Durchführung
der mündlichen Verhandlung vor der Disziplinar-
kommission verfügen oder

d) das vorläufige Ruhen des Verfahrens anordnen,
wenn dies im Hinblick auf eine eingeleitete strafge-
richtliche Untersuchung angezeigt erscheint.

(2) Der Beschluss des Vorstandes ist dem Vorsitzenden
der Disziplinarkommission, dem Beschuldigten und
dem Betriebsrat schriftlich mitzuteilen.

(3) Wird das Verfahren fortgesetzt, so ist der Diszipli-
narakt dem Vorsitzenden der Disziplinarkommission
wieder zuzuleiten. Dieser hat dem Beschuldigten und
über dessen Wunsch auch dem Betriebsrat innerhalb
angemessener Frist Gelegenheit zur Einsicht in den
Untersuchungsbericht samt Beweismaterial zu geben
und über Verlangen des Beschuldigten diesem eine
Ablichtung des Untersuchungsberichtes ohne Beweis-
mittel auszufolgen.

(4) In einem ruhenden Disziplinarverfahren kann nach
Lage der Dinge jederzeit durch Beschluss des Vorstan-
des im Sinne des Abs 1 neuerlich entschieden werden.
Eine derartige Entscheidung ist jedenfalls nach
rechtskräftigem Abschluss des strafgerichtlichen Ver-
fahrens alsbald herbeizuführen.

§ 135 Disziplinaranwalt

(1) Zur Vertretung der Anklage in der mündlichen Ver-
handlung bestellt der Vorsitzende der Disziplinarkom-
mission ein Vorstandsmitglied oder einen nach Dienst-
stellung und Sachkenntnis hiefür geeigneten Ange-
stellten aus der Sparkassenorganisation zum Diszipli-
naranwalt. Diesem ist der Disziplinarakt rechtzeitig zu-
zuleiten.

(2) Der Disziplinaranwalt kann Beweisanträge stellen
und insbesondere die Ladung von Zeugen und Sach-
verständigen beantragen.
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(3) Der Disziplinaranwalt ist in Ausübung seiner Tätig-
keit selbstständig, an keine Weisungen gebunden und
niemandem verantwortlich. Er hat seine Aufgabe
nach bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen.

§ 136 Verteidiger

Der Beschuldigte hat das Recht, ein Vorstandsmitglied
oder einen Angestellten aus der Sparkassenorganisa-
tion als Verteidiger namhaft zu machen. Der Verteidi-
ger hat dieselben Rechte wie der Beschuldigte und ist
der mündlichen Verhandlung zuzuziehen. Insbeson-
dere ist er berechtigt, Anträge zu stellen und zu plä-
dieren.
Der Beschuldigte kann auf eigene Kosten auch eine
anwaltliche Vertretung als Verteidiger wählen.

§ 137 Anberaumung der mündlichen
Verhandlung

(1) Ist vom Vorstand der Sparkasse gemäß § 134 Abs 1
lit c) die Durchführung der mündlichen Verhandlung
verfügt worden, so hat der Vorsitzende der Disziplinar-
kommission unter Bedachtnahme auf die gegebenen
Umstände dafür zu sorgen, dass diese so bald wie
möglich stattfindet.

(2) Er hat den Zeitpunkt und Ort der mündlichen Ver-
handlung festzusetzen und hierzu spätestens 2 Wo-
chen vor dem Termin

a) die Mitglieder bzw Ersatzmitglieder der Disziplinar-
kommission,

b) den Disziplinaranwalt,

c) den Beschuldigten sowie dessen Verteidiger und

d) etwaige Zeugen und Sachverständige schriftlich
einzuladen.

(3) In der Einladung sind dem Disziplinaranwalt und
dem Beschuldigten die Namen der Mitglieder bzw Er-
satzmitglieder der Disziplinarkommission, letzteren
hingegen der Name des Beschuldigten bekannt zu
geben. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass etwaige
Befangenheitserklärungen (§ 138 Abs 3) binnen einer
Woche nach Erhalt der Einladung schriftlich abzuge-
ben sind.

(4) Zur Führung der Verhandlungsschrift über die
mündliche Verhandlung hat der Vorsitzende der Dis-
ziplinarkommission einen Schriftführer zu bestellen.

§ 138 Ablehnung von Mitgliedern

(1) Befangenheit eines Mitgliedes oder Ersatzmitglie-
des der Disziplinarkommission kann vorliegen, wenn
dieses

a) zu dem Beschuldigten im Verhältnis eines nahen
Angehörigen im Sinne des § 32 der Konkursord-
nung steht,

b) die Anzeige erstattet hat, die zur Einleitung des Dis-
ziplinarverfahrens geführt hat,

c) im gegenständlichen Disziplinarverfahren Zeuge
oder Sachverständiger ist,

d) zu dem Beschuldigten nachweisbar in persönlicher
Feindschaft steht, oder

e) aus sonstigen Gründen vom persönlichen Interesse
des Beschuldigten besonders berührt wird.

(2) Die pflichtgemäße Obliegenheit des Vorstandes
der Sparkasse, einen Disziplinarfall wahrzunehmen,
begründet an sich für Vorstandsmitglieder keine Be-
fangenheit.

(3) Sowohl der Beschuldigte als auch der Disziplinar-
anwalt haben das Recht, Mitglieder und Ersatzmitglie-
der der Disziplinarkommission aus den in Abs 1 ge-
nannten Gründen für befangen zu erklären. Aus den-
selben Gründen kann ein Mitglied (Ersatzmitglied) der
Disziplinarkommission sich selbst für befangen erklä-
ren. Die Befangenheitserklärung ist zu begründen.

(4) Die Disziplinarkommission entscheidet in Abwesen-
heit des betreffenden Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) mit
einfacher Stimmenmehrheit, ob einer Befangenheits-
erklärung stattzugeben ist. Zutreffendenfalls scheidet
das befangene Mitglied aus, und es tritt ein vom Vor-
sitzenden zu bestimmendes Ersatzmitglied an dessen
Stelle.

§ 139 Verhandlungsgang

(1)Diemündliche Verhandlung wird vom Vorsitzenden
der Disziplinarkommission geleitet. Sie findet in nicht
öffentlicher Sitzung statt.

(2) Die Mitglieder der Disziplinarkommission, der Dis-
ziplinaranwalt, der Verteidiger, der Schriftführer, Zeu-
gen und Sachverständige haben über den Verlauf der
Verhandlung und überhaupt über den gesamten Ver-
fahrensgegenstand Dritten gegenüber vollkommenes
Stillschweigen zu bewahren. Die Genannten haben
vor Beginn der Verhandlung die Übernahme dieser
Verpflichtung dem Vorsitzenden zu geloben.
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(3) Die mündliche Verhandlung darf nur durchgeführt
werden, wenn der Disziplinaranwalt anwesend und
die Disziplinarkommission beschlussfähig ist. Die Dis-
ziplinarkommission ist beschlussfähig, wenn außer
dem Vorsitzenden mindestens 4 Mitglieder oder Er-
satzmitglieder anwesend sind und zwischen Dienstge-
ber- und Dienstnehmervertretung Anzahlgleichheit
besteht. Ist die Disziplinarkommission nicht beschluss-
fähig, so muss die mündliche Verhandlung vertagt
werden. In der neuerlichen Verhandlung ist die Diszip-
linarkommission jedenfalls beschlussfähig, wenn au-
ßer dem Vorsitzenden ohne Rücksicht auf das Vertre-
tungsverhältnis mindestens 2 Mitglieder oder Ersatz-
mitglieder anwesend sind.

(4) Ist zur mündlichen Verhandlung weder der Be-
schuldigte noch dessen Verteidiger erschienen, so
hat der Vorsitzende nach Anhörung der Disziplinar-
kommission zu entscheiden, ob die Verhandlung
durchgeführt oder vertagt werden soll.

(5) Die Verhandlung beginnt mit der Darstellung des
Sachverhaltes durch den Disziplinaranwalt. Sodann
wird das Beweisverfahren mit der Vernehmung des Be-
schuldigten eröffnet. Im Falle eines glaubwürdigenGe-
ständnisses kann über Beschluss der Disziplinarkom-
mission auf weitere Beweisaufnahme verzichtet wer-
den. Andernfalls ist das Beweisverfahren fortzusetzen.

(6) Hat das Beweisverfahren den Sachverhalt nicht
ausreichend geklärt, erscheint jedoch eine Klarstel-
lung durch neue Beweisaufnahme möglich, so hat
der Vorsitzende die Verhandlung zu vertagen, an-
dernfalls das Beweisverfahren zu schließen.

(7) Nach Schluss des Beweisverfahrens hat der Diszip-
linaranwalt im Fall der Aufrechterhaltung der Be-
schuldigung Anträge über Schuldfrage und Strafaus-
maß zu stellen, worauf dem Beschuldigten und dem
Verteidiger das Recht der Erwiderung zusteht. Sodann
ist die mündliche Verhandlung durch den Vorsitzen-
den zu schließen.

§ 140 Beratung und Beschlussfassung

(1) Nach Schluss der mündlichen Verhandlung zieht
sich die Disziplinarkommission zur Beratung und Be-
schlussfassung über Schuldfrage und Strafausmaß
zurück. Sie beschließt in schriftlicher, geheimer Ab-
stimmung mit einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorsit-
zende hat hierbei kein Stimmrecht. Stimmenthaltung
wird nicht als Stimme gezählt.

(2) Zunächst ist über die Schuldfrage, das heißt, darü-
ber abzustimmen, ob und welcher Dienstvergehen der
Beschuldigte für schuldig befunden wird. Liegt eine
Beschuldigung wegen mehrerer Dienstvergehen vor,

so ist über jeden Tatbestand einzeln abzustimmen.
Vor der Abstimmung hat der Vorsitzende darüber zu
belehren, dass durch Abstimmung über die Schuldfra-
ge der Entscheidung über das Strafausmaß nicht vor-
gegriffen wird. Ergibt sich Stimmengleichheit, so gilt
die Schuldfrage als verneint.

(3) Wird die Schuldfrage bejaht, so wird über das vom
Disziplinaranwalt beantragte Strafausmaß abge-
stimmt, wenn nicht ein Mitglied der Disziplinarkommis-
sion die Abstimmung über ein höheres Strafausmaß
verlangt. Ergibt sich für das derart beantragte Straf-
ausmaß keine Stimmenmehrheit, so ist über ein vom
Vorsitzenden vorzuschlagendes niedrigeres Strafaus-
maß abzustimmen. Dieser Vorgang ist erforderlichen-
falls so lange zu wiederholen, bis sich für ein Strafaus-
maß eine Mehrheit ergibt.

(4) War der Beschuldigte unter Kürzung seiner Dienst-
bezüge suspendiert (§ 144), so ist hierauf bei Festset-
zung des Strafausmaßes Bedacht zu nehmen.

(5) Die Disziplinarkommission ist bei ihrer Entschei-
dung an keine Beweisregeln gebunden. Sie hat nach
ihrer freien, aus der gewissenhaften Prüfung aller in
der mündlichen Verhandlung vorgebrachten Beweise
gewonnenen Überzeugung zu entscheiden.

§ 141 Verhandlungsschrift

Über die mündliche Verhandlung ist vom Schriftführer
eine Verhandlungsschrift aufzunehmen, welche die
Namen und Funktionen aller Anwesenden und eine
Darstellung des Verhandlungsganges in allen wesent-
lichen Punkten zu enthalten hat. Diese ist vom Vorsit-
zenden und vom Schriftführer zu unterfertigen.

§ 142 Disziplinarerkenntnis

(1) Die Beschlüsse der Disziplinarkommission über
Schuldfrage und Strafausmaß sind mit einer entspre-
chenden Begründung vom Vorsitzenden in einem be-
sonderen Schriftsatz festzuhalten (Disziplinarerkennt-
nis).

(2) Das Disziplinarerkenntnis ist vom Vorsitzenden und
von allen Mitgliedern der Disziplinarkommission, die
an der mündlichen Verhandlung teilgenommen ha-
ben, zu unterfertigen. Es ist in je einer Ausfertigung
dem Beschuldigten, dem Vorstand der Sparkasse,
dem Betriebsrat und dem Sparkassenverband zu
übermitteln.

(3) Der Vorstand der Sparkasse hat das Disziplinarer-
kenntnis zu vollziehen und diesbezügliche Schriftstü-
cke dem Disziplinarakt anzuschließen.
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IV. SONSTIGE BESTIMMUNGEN

§ 143 Verjährung

(1) Ordnungwidrigkeiten können nicht mehr verfolgt
werden, wenn seit der Pflichtverletzung 3 Monate ver-
gangen sind oder seit dem Zeitpunkt, da diese dem
zur Erteilung einer Ordnungsstrafe berechtigten Vor-
gesetzten dienstlich bekannt geworden ist, ein Monat
verflossen ist.

(2) Dienstvergehen können nicht mehr verfolgt wer-
den, wenn seit dem Zeitpunkt, da sie dem Vorstand
der Sparkasse bekannt geworden sind, 3 Monate ver-
flossen sind, ohne dass ein Disziplinarverfahren einge-
leitet oder eine Strafanzeige erstattet worden ist.

§ 144 Suspension

(1) Bei Einleitung oder im Zuge des Disziplinarverfah-
rens gegen einen Angestellten kann dessen sofortige
Enthebung vom Dienst (Suspension) vom Vorstand
der Sparkasse ausgesprochen werden:

a) im Falle grober Verletzung der einem Vorgesetzten
gebührenden Achtung oder Verweigerung der
dienstlichen Unterordnung,

b) wenn im Falle der Weiterverwendung Verdunke-
lungsgefahr in Bezug auf die begangene Pflicht-
verletzung besteht,

c) wenn gegen den Betreffenden eine strafgerichtli-
che Untersuchung eingeleitet worden ist, oder

d) in allen Fällen, in denen der Dienstbetrieb, das An-
sehen oder überhaupt die Interessen der Sparkasse
dies erforderlich erscheinen lassen. Der Betriebsrat
ist von der Suspension schriftlich zu verständigen.

(2) In dringenden Fällen kann ein Vorstandsmitglied
oder der sonst zuständige Vorgesetzte gegen nach-
trägliche Beschlussfassung durch den Vorstand die
Suspension aussprechen.

(3) Die Suspension ist eine bloße Vorbeugungsmaß-
nahme und keine Strafe. Sie kann im Einvernehmen
mit dem Betriebsrat mit einer Kürzung der Dienstbezü-
ge bis höchstens 50% verbunden werden.

(4) Die Suspension kann auf Antrag eines Vorstands-
mitgliedes vom Vorstand aufgehoben werden. Sie ist
spätestens mit der Durchführung des Disziplinarer-
kenntnisses aufzuheben. Einbehaltene Dienstbezüge
sind insoweit nachzuzahlen, als sie von der Disziplinar-
strafe nicht berührt werden.

§ 145 Rechtsmittel

Gegen Ordnungsstrafen oder gegen Disziplinarer-
kenntnisse gibt es im Rahmen dieser Disziplinarord-
nung kein Rechtsmittel.

§ 146 Disziplinarakten

(1) Nach Abschluss des Disziplinarverfahrens hat der
Vorsitzende der Disziplinarkommission den Diszipli-
narakt der zuständigen Sparkasse zur geheimen und
versiegelten Verwahrung zu übermitteln. Die Diszipli-
narkommission kann jederzeit in den Disziplinarakt
Einsicht nehmen.

(2) Der Disziplinarakt ist auf die Dauer des Dienstver-
hältnisses, mindestens aber 10 Jahre, aufzubewahren.

(3) Nach Straftilgung ist der Disziplinarakt jedenfalls
zu vernichten.

§ 147 Straftilgung

(1) Nach Ablauf von 10 Jahren seit Zustellung des Dis-
ziplinarerkenntnisses kann der Bestrafte bei der zu-
ständigen Disziplinarkommission die Tilgung der Dis-
ziplinarstrafe beantragen. Der Vorsitzende der Diszip-
linarkommission hat bei Vorliegen dieser Vorausset-
zung dem Antrag zu entsprechen.

(2) Durch die Straftilgung werden die Straffolgen nicht
berührt.

(3) Der Vorsitzende der Disziplinarkommission hat von
der erfolgten Straftilgung alle jene Stellen zu benach-
richtigen, denen seinerzeit das Disziplinarerkenntnis
zugeleitet worden ist.

§ 148 Wiederaufnahme des Verfahrens

(1) Ist gegen einen Angestellten oder Ruhegenuss-
empfänger eine Disziplinarstrafe verhängt worden,
so kann von diesem oder von etwaigen durch die
Straffolgen betroffenen Hinterbliebenen jederzeit die
Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens verlangt
werden, wenn neue Beweise oder Tatsachen vorge-
bracht werden, die, wenn sie seinerzeit bekannt gewe-
sen wären, den Ausgang des Verfahrens zugunsten
des Beschuldigten hätten beeinflussen können.

(2)Werden der Sparkasse Beweise oder Tatsachen der
im vorstehenden Absatz erwähnten Art ohne Zutun des
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Bestraften bzw seiner Hinterbliebenen bekannt, so hat
sie von sich aus die Wiederaufnahme zu beantragen.

(3) Die Wiederaufnahme ist spätestens einen Monat
nach Bekanntwerden der gegenständlichen Beweise
oder Tatsachen, längstens aber binnen 10 Jahren
nach Zustellung des Disziplinarerkenntnisses bei der
zuständigen Disziplinarkommission zu beantragen.
Diese hat nach gewissenhafter Prüfung der Sachlage
alsbald über den Wiederaufnahmeantrag zu ent-
scheiden.

(4) Entscheidet die Disziplinarkommission auf Wieder-
aufnahme des Disziplinarverfahrens, so hat der Vorsit-
zende unverzüglich für dessen Durchführung gemäß
den Bestimmungen der Disziplinarordnung zu sorgen.

(5) Im Falle eines neuerlichen Schuldspruches darf
keine strengere als die ursprünglich auferlegte Strafe
verhängt werden.

(6) Wird im wieder aufgenommenen Disziplinarver-
fahren eine geringere oder keine Strafe verhängt, so
ist eine durch die ehemals strengere Bestrafung verur-
sachte materielle Einbuße wieder gutzumachen. Bei
einer etwaigen Entschädigung wegen Dienstentlas-
sung oder Kündigung ist jedoch alles aufzurechnen,
was der Bestrafte durch Erlöschen seiner Anstellung
erspart oder seither durch anderweitige Tätigkeit er-
worben hat.

§ 149 Kosten des Verfahrens

(1) Die Kosten des Disziplinarverfahrens sind von der
zuständigen Sparkasse zu tragen.

(2) Im Falle eines Schuldspruches hat jedoch der Be-
strafte keinen Anspruch auf Kostenersatz.

F. REISEKOSTENORDNUNG

§§ 63, 154–161 und 171 werden ab 1. 1. 2003 durch §§ 150–
153 ersetzt.

§ 150 Dienstreisen

(1) Eine Dienstreise ist eine zu dienstlichen Zwecken
und im Auftrag des zuständigen Vorgesetzten über
die Grenze des ständigen Dienstortes hinaus unter-
nommene Reise. Auch die aus dienstlichen Gründen
erforderliche vorübergehende Rückkehr vom Urlaub
gilt zwischen Urlaubsort und ständigem Dienstort
(und zurück) als Dienstreise.

(2) Die Dauer einer Dienstreise ist unter Berücksichti-
gung des Dienstgeschäftes auf das kürzestmögliche
Ausmaß zu beschränken. Als Beginn bzw Beendigung
gilt der Zeitpunkt, in dem die ständige Dienststelle ver-
lassen bzw erreicht wird, es sei denn, die Dienstreise
wird zwecks Zeitersparnis von der Wohnung aus ange-
treten bzw endet dort.
Die Rückreise oder Weiterreise hat nach beendetem
Dienstgeschäft noch am selben Tag zu erfolgen, wenn
der ständige Dienstort bzw das nächste Reiseziel bis
22 Uhr erreicht werden kann. Beansprucht das Dienst-
geschäft oder beanspruchen Hin- bzw Rückreise und
Dienstgeschäft mehr als 10 Stunden, kann von der
Rück- bzw Weiterreise an demselben Tag abgesehen
werden.
Zur Übernachtung darf eine Fahrt nur dann unterbro-
chen werden, wenn das Reiseziel erst nach mehr als
12-stündiger Reisezeit und nicht vor 22 Uhr erreicht
werden kann.

Wird die Ausführung des Dienstgeschäftes während
einer Dienstreise durch Erkrankung oder Unfall verzö-
gert oder verhindert, ist dies dem zuständigen Vorge-
setzten auf kürzestem Wege anzuzeigen. Ist die sofor-
tige Rückkehr zum ständigen Dienstort nicht zweck-
mäßig oder nicht möglich, verlängert sich die Dauer
der Dienstreise um die Zeit der Dienstunfähigkeit,
höchstens jedoch bis zur Erlangung der Transportfä-
higkeit.

(3) Bei mehrtägigen Dienstreisen nach Orten, von de-
nen eine tägliche Rückkehr zum ständigen Dienstort
möglich ist, kommt eine Übernachtung am Ort des
Dienstgeschäftes nur dann in Betracht, wenn dies
durch Gewinn an Arbeitszeit oder durch sonstige Um-
stände (zB Alter, Gesundheitszustand) gerechtfertigt
ist.
Für Ruhetage innerhalb von Dienstreisen (Sonntage,
Feiertage, arbeitsfreie Tage) kommt je nachdem, wo-
für sich der geringere Kostenaufwand errechnet, ent-
weder der Verbleib am Beschäftigungsort oder die
Heimreise zum ständigen Dienstort in Betracht.
Bei länger dauernden Dienstreisen im Inland kann je-
weils nach drei Wochen eine Heimreise erfolgen. Die
Heimreise hat an einemWochenende zu erfolgen, wo-
bei zwischen Ankunft am ständigen Dienstort und Ab-
reise von dort Anspruch auf einen Aufenthalt bis zu
40 Stunden besteht. Die Heimreise kann bei Dienstrei-
seantritt von Sonntag bis Mittwoch am darauf folgen-
den dritten, bei Dienstreiseantritt von Donnerstag bis
Samstag am darauf folgenden vierten Wochenende
erfolgen.
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(4) Als Reiseweg ist grundsätzlich der kürzeste Weg zu
wählen, der bei den bestehenden Verbindungen unter
Berücksichtigung des Dienstgeschäftes benützt wer-
den kann und der Verkehrssitte entspricht. Ein Umweg
ist nur zulässig, wenn trotz der längeren Strecke eine
wesentliche Zeitersparnis erzielt wird.

(5) In erster Linie sind öffentliche Verkehrsmittel zu be-
nützen, wobei bei einer ununterbrochenen Eisen-
bahnfahrt mit mindestens 6 Stunden Fahrzeit in der
Zeit von 20 Uhr bis 8 Uhr Anspruch auf Schlafwagen-
benützung besteht.
Wenn die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel nicht
möglich oder nach den gegebenen Umständen nicht
zweckmäßig ist, sind in erster Linie Dienstfahrzeuge
zu benützen.
Ist auch das nicht möglich oder zweckmäßig, können
über ausdrückliche Genehmigung Mietfahrzeuge bzw
ausnahmsweise mit schriftlicher Begründung Privat-
fahrzeuge benützt werden.
Flugzeuge dürfen nur über ausdrückliche vorherige
Genehmigung benützt werden.

§ 151 Reisekosten

(1) Zur Bestreitung des Mehraufwandes auf Dienstrei-
sen gebühren Reiseaufwandsentschädigung (Tag-
geld und Nächtigungsgeld), Fahrgeld und Nebenkos-
tenersatz, welche abzüglich allfälliger Vorschüsse
nach Beendigung der Dienstreise durch schriftliche
Reisekostenrechnung geltend zu machen sind. Reise-
kostenvergütung in Fremdwährung ist zum Warenkurs
für Noten vom Tag des Antritts der Dienstreise umzu-
rechnen.

(2) Die Reiseaufwandsentschädigung (Taggeld und
Nächtigungsgeld) wird bei Inlandsdienstreisen – unter
Berücksichtigung der Übergangsregelung in § 153 –
mit jenen Beträgen festgesetzt, die gemäß § 26 EStG
als steuerfrei anerkannt werden, wobei als Reisetag
der Kalendertag gilt. Nachgewiesener Mehraufwand
für die Nächtigung ist jedenfalls zu ersetzen. Für Aus-
landsdienstreisen gebühren im Rahmen der steuer-
rechtlichen Bestimmungen die höchsten für Bundes-
bedienstete vorgesehenen Beträge.

(3) Als Fahrgeld wird bei Benützung öffentlicher Ver-
kehrsmittel der Normaltarifsatz bzw ein von der Spar-
kasse angebotener Sondertarifsatz vergütet. Ange-
stellte der höchsten Besoldungsgruppe können in
der ersten Klasse und bei Notwendigkeit der Benüt-
zung eines Schlafwagens im Double-Schlafwagen
fahren.
Werden im Flugverkehr verschiedene Klassen geführt,
ist im Voraus bei der Genehmigung festzulegen, wel-
che Tarifklasse vergütet wird.

Bei Benützung von Mietfahrzeugen werden die nach-
gewiesenen tatsächlichen Kosten ersetzt.
Bei – nur mit ausdrücklicher Genehmigung durch
den/die Vorgesetzte/n zulässiger – Benützung eines
eigenen Kraftfahrzeuges besteht Anspruch auf amtli-
ches Kilometergeld; werden im dienstlichen Interesse
weitere Personen mitgenommen, erhöht sich das amt-
liche Kilometergeld entsprechend.

(4) Als Nebenkosten werden die üblichen Kosten für
Fahrkartenbesorgung, für Platzkarten, für den Trans-
port, die Aufbewahrung und die Versicherung des Ge-
päcks, für Grenzdokumente sowie für dienstliche
Nachrichtenübermittlung ersetzt, soweit sie im Zusam-
menhang mit der Dienstreise anfallen.

(5) Bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zur Zu-
rücklegung notwendiger Wegstrecken im Ortsverkehr
besteht Anspruch auf Vergütung der hiefür nachweis-
lich entstandenen Auslagen. Ist die Zurücklegung sol-
cher Wegstrecken mit öffentlichen Verkehrsmitteln
oder zu Fuß nach Lage der Umstände nicht möglich
oder nicht zumutbar, besteht Anspruch auf Ersatz
der nachgewiesenen Taxikosten.

§ 152 Spesentragung bei dienstlicher
Versetzung

(1) Ist bei dienstlicher Versetzung an einen anderen
Ort eine tägliche Rückkehr zum Wohnort nicht zumut-
bar, gebührt während der ersten 14 Tage die volle Rei-
sekostenvergütung, allerdings entfällt der Anspruch
auf Übernachtungsgeld, wenn die Sparkasse eine Un-
terkunft beistellt.
Für eine länger als 14 Tage dauernde Abwesenheit,
längstens jedoch für die Dauer von 6 Monaten, ge-
bühren die halben Tag- bzw Übernachtungsgelder;
nach Ablauf von 6 Monaten ist erforderlichenfalls ein-
vernehmlich eine individuelle Regelung zu treffen.
Der Anspruch auf Reisekostenvergütung erlischt je-
denfalls, sobald für den/die Angestellte/n und des-
sen/deren Familie die Beschaffung einer geeigneten
Wohnung am neuen Dienstort möglich ist. Die Über-
siedlungskosten werden von der Sparkasse getragen.

(2) Ist bei dienstlicher Versetzung an einen anderen
Ort die tägliche Rückkehr zum Wohnort zwar zumut-
bar, bedeutet sie allerdings insofern eine deutliche
Mehrbelastung, als der neue Dienstort örtlich bzw fi-
nanziell gravierend ungünstiger als bisher erreichbar
ist, gebühren ein Drittel des Taggeldes sowie ein
Fahrtkostenzuschuss in Höhe der effektiven Fahrtkos-
ten.
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§ 153 Übergangsregelung zum In-Kraft-
Treten der überarbeiteten Reisekosten-

ordnung

(1) Solange das höchste steuerlich anerkannte Tag-
geld für Inlandsdienstreisen nicht zumindest € 29,07
pro Tag beträgt, erhalten Angestellte mit einem Brut-
tojahresverdienst von zumindest € 21.801,85 für jeden
Reisetag, für den das volle Inlandstaggeld ausbezahlt
wird, eine zusätzliche Leistung in Höhe der Differenz
zwischen dem höchsten steuerlich anerkannten Tag-
geld für Inlandsdienstreisen (per 1. 2. 2003: € 26,40)*)
und € 29,07. Die Form der Ausschüttung ist durch Be-
triebsvereinbarung gem Abs 3 bzw Einzelvereinba-
rung, wenn kein Betriebsrat besteht, festzulegen.

(2) Durch den Umstieg auf die steuerrechtliche Zwölf-
telregelung gebühren an nicht vollen Reisetagen in ei-
nigen Konstellationen geringfügig niedrigere Taggel-
der als bisher. Durch Betriebsvereinbarung kann auch
dafür eine Abgeltung vorgesehen werden; beispiels-
weise könnten anstelle von dzt € 2,67 pro vollem In-
lands-Reisetag gem Abs 1 ein entsprechender Misch-
satz für jeden Inlands-Reisetag ausgeschüttet werden.

(3) Durch Betriebsvereinbarung bzw Einzelvereinba-
rung, wenn kein Betriebsrat besteht, kann für die Aus-
schüttung der Leistung gem Abs 1 oder 2 entweder die
Einzahlung in die Pensionskasse oder eine gleichwer-
tige andere Regelung (zB Barauszahlung; Abschlags-
zahlung) vorgesehen werden. Die Einzahlung in die
Pensionskasse oder Auszahlung kann durch eine
nachträgliche Einmalzahlung bis spätestens 30. April
des Folgejahres erfolgen; bei Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses ist diesfalls eine abschließende Ein-
malzahlung gemeinsam mit der Schlussabrechnung
durchzuführen. Ohne derartige Betriebsvereinbarung
bzw Einzelvereinbarung, wenn kein Betriebsrat be-

steht, ist die Leistung gem Abs 1 als nachträgliche Ein-
malzahlung auszuzahlen.

(4) Für Arbeitgeber gem Art II SpKV gilt § 153 nur, wenn
in der jeweiligen durch Betriebsvereinbarung gere-
gelten Reisekostenordnung das Inlandstaggeld eben-
falls mit dem höchsten steuerfreien Inlandstaggeld
festgelegt wird.

*) Der Inlandssatz beträgt per 1. 1. 2005 unverändert € 26,40.

§ 154 Internatskosten

Die Sparkasse vergütet dem Lehrling jeweils gegen
Vorlage von Belegen die mit dem Besuch der Berufs-
schule tatsächlich anfallenden Internatskosten [§ 9
(5) BAG] im halben Ausmaß.
(§ 154 gilt ab 1. Februar 2006)

§ 155 Fahrtkostenübernahme für
Lehrlinge

Ein Lehrling, der eine Landesberufsschule mit Block-
unterricht besucht und sich während des Lehrgangs
in einem Landesberufsschülerheim (Internat) aufhält,
erhält gegen Vorlage von Belegen Fahrtkostenersatz
von der Sparkasse bezahlt.
Der Fahrtkostenersatz umfasst die vom Lehrling tat-
sächlich aufgewendeten Fahrtkosten öffentlicher Ver-
kehrsmittel (günstigster Tarif für Autobus oder Bahn
2. Klasse) für Fahrten zwischen demWohnort des Lehr-
lings und der Landesberufsschule, jeweils am Beginn
bzw Ende und an Wochenenden während des Lehr-
gangs. Fahrtbeihilfen Dritter sind vom Lehrling in An-
spruch zu nehmen und können von der Sparkasse
vom Fahrtkostenersatz in Abzug gebracht werden.
(§ 155 gilt ab 1. September 2007)

G. ANHANG

§ 162 Besoldungsschema

(1) Die Gehaltsansätze des „Neuen Gehaltsschemas
2021“ werden per 01. 04. 2022 um 3,25% angehoben,
ebenfalls ab 01. 04. 2022 wird die Kinderzulage ge-
mäß § 57 Abs. 1 lit. a) auf € 143,19, die gemäß § 57
Abs. 1 lit. b) auf € 152,21 erhöht. Ausgleichszulagen
(§ 167 Abs. 11) steigen um 2,8% (VPI 2021). Die Gel-
tungsdauer beträgt 12 Monate.

Die (Teile der) monatlichen Brutto-Gesamtpensionen
aus direkten Leistungszusagen erhöhen sich bis
€ 3.578,34 (Splittinggrenze für Ruhegenüsse auf Basis
einer Vollzeitbeschäftigung) um 3,25%, Teile über

der Splittinggrenze um den auf Basis der jeweiligen
Brutto-Gesamtpension gem. § 759 Abs. 1 ASVG ermit-
telten Wert; zusätzlich findet die aus der Vergleichsbe-
rechnung gem. § 74 Abs. 3 resultierende Erhöhungs-
beschränkung Anwendung, wobei der für die Anpas-
sung per 1. 4. 2022 relevante VPI 2021 2,8% beträgt.

(Abs 1 idF 1. April 2022)

(2) Überbindungsklausel:

2.1 Die schematischen Gehaltsansätze der Betriebs-
vereinbarungen der in Artikel II Abs 1 genannten Ar-
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beitgeber werden ebenso per 1. 4. 2022 um 3,25%, die
Kinderzulagen um 3,3% angehoben.
(2.1 idF 1. April 2022)

2.2 Von Instituten und Unternehmen, die dem Art II un-
terliegen, allenfalls im Zuge der Entgeltreform 2005
zum teilweisen Ausgleich der Differenz zwischen den
vormals geltenden BV- und KV-Gehaltsansätzen neu
durch Betriebsvereinbarung geschaffene Zahlungen
(zB neue Fixbetragszulagen) werden – soweit sie nicht
als%-Satz der bereits valorisierten Schemagehälter
definiert sind – jährlich mit dem durchschnittlichen
prozentuellen Veränderungssatz der kollektivvertrag-
lichen Schemagehälter erhöht. Die Erhöhung beträgt
per 1. 4. 2022 3,25%.
(2.2 idF 1. April 2022)

§ 163 Lehrlingsentschädigung

Für Lehrlinge beträgt die Lehrlingsentschädigung ab
1. 4. 2022:

im 1. Lehrjahr ......................................... € 916,26
im 2. Lehrjahr ......................................... € 1.098,67
im 3. Lehrjahr ......................................... € 1.282,19

Sonderzahlungen gebühren in sinngemäßer Anwen-
dung des § 58.
(Fassung gilt ab 1. April 2022)

§ 164 Kürzungsstufen zur Pensions-
ermittlung

(1) Übersteigt die gemäß § 93 Abs 1 bis 3 ermittelte
Pension den Grenzwert von € 4.825,00, wird das Pro-
zentausmaß (§ 93 Abs 1–3) der Pension nach Maßga-
be folgender Staffel gekürzt:

ab 1. April 2022:
Kürzungsstufen: Kürzungsprozentsatz:

Bei einer errechneten Pension vermindert sich das Pro-
zentausmaß der Pension

um folgende Prozentpunk-
te

Untergrenze Obergrenze

1. bis € 4.825,00 .............. um 0%
2. von € 4.825,01 bis € 5.815,71 .............. um 1%
3. von € 5.815,72 bis € 6.806,54 .............. um 2%
4. von € 6.806,55 bis € 7.797,38 .............. um 3%
5. von € 7.797,39 bis € 8.788,35 .............. um 4%
6. über € 8.788,36 .............. um 5%.

(Fassung gilt ab 1. April 2022)

(2) Die Kürzung erfolgt jedoch höchstens auf den Be-
trag, der sich aus der Obergrenze der nächstniedrige-
ren Kürzungsstufe bei unverändertem individuellen
Prozentausmaß der Pension und nach Abzug des
Kürzungsprozentsatzes dieser Kürzungsstufe errech-
net.

(3) Die Grenzwerte der Kürzungsstufen gemäß Abs 1
werden (beginnend mit 1. 2. 2006) jeweils mit dem ef-
fektiven Kollektivvertrags-Prozentsatz, der sich für die
Tätigkeitsgruppe H, Stufe 7 ergibt, angepasst.

§ 165 Fachhochschul-Pflicht-
praktikanten-Entschädigung

Studenten einer Fachhochschule im Rahmen der Ab-
solvierung des nach der Studienordnung vorgeschrie-
benen Pflichtpraktikums erhalten ab 1. 4. 2022 eine
Entschädigung in Höhe von € 1.639,57.
(Fassung ab 1. April 2022)

Die nachfolgenden §§ 166–168 wurden mit 1. Jänner 2005
neu eingeführt:

§ 166 Betriebliche Gesundheitsvorsorge

(1) Jede Sparkasse ist verpflichtet, jährlich einen Be-
trag für Maßnahmen der betrieblichen gesundheitli-
chen Vorsorge bzw Förderung („work-life-balance”),
aufzubringen.
Der Betrag bemisst sich per anno mit € 20,– pro zum
1. 1. eines Jahres beschäftigtem/beschäftigter Ange-
stellten/r. Über die Verwendung des Gesamtbetrages,
der nicht für vom Arbeitnehmer(innen)schutzgesetz
geforderte Aufwendungen heranzuziehen ist, hat die
Sparkasse mit dem Betriebsrat gemeinsam zu bestim-
men.

(2) Die Kollektivvertragspartner sehen die betriebliche
Gesundheitsvorsorge als – bei Bedarf auch über das
in (1) festgelegte Ausmaß hinausgehend – förde-
rungswürdig an und empfehlen zur effizienten Nut-
zung der aufgebrachten Mittel die Umsetzung von ge-
meinsamen regionalen Projekten im Sparkassensek-
tor.

(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

(3) Die betriebliche Gesundheitsförderung ist eine
moderne Unternehmensstrategie und zielt darauf
ab, Krankheiten am Arbeitsplatz vorzubeugen (ein-
schließlich arbeitsbedingter Erkrankungen, Arbeits-
unfälle, Berufskrankheiten und Stress), Gesundheits-
potentiale zu stärken und das Wohlbefinden am Ar-
beitsplatz zu erhöhen. Als Grundlage können betrieb-
liche Gesundheitsindikatoren und -daten dienen, die
im Gesundheitsausschuss einvernehmlich festgelegt
werden. Die betriebliche Gesundheitsförderung er-
setzt nicht die rechtlichen Verpflichtungen im Rahmen
des ArbeitnehmerInnenschutzes, sondern muss als Er-
gänzung und Erweiterung gesehen werden.
Zur Wahrnehmung der oben proklamierten Zielset-
zung haben Kreditinstitute, in denen ein Arbeitsschutz-
ausschuss (§ 88 ASchG) einzurichten ist, einen Ge-
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sundheitsausschuss zu etablieren, dem Vertreter der
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite (Betriebsrat) so-
wie sachlich zuständige Präventivdienste angehören.
Darüber hinaus können im Einvernehmen auch exter-
ne Experten beigezogen werden.

(4) Das betriebliche Eingliederungsmanagement
stellt ein System dar, wie Arbeitnehmer nach längeren
krankheitsbedingten Abwesenheiten wieder in den Ar-
beitsprozess integriert werden können. Damit soll er-
reicht werden, dass Arbeitnehmer nach gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen wieder auf den gleichen Ar-
beitsplatz zurückkehren können bzw an einem ande-
ren adäquaten Arbeitsplatz dem Unternehmen erhal-
ten bleiben. Mit einem derartigen betrieblichen Ein-
gliederungsmanagement haben sich Kreditinstitute,
in denen ein Arbeitsschutzausschuss (§ 88 ASchG) ein-
zurichten ist, im Rahmen des betrieblichen Gesund-
heitsausschusses auseinander zusetzen.
Beim betrieblichen Eingliederungsmanagement sol-
len folgende Prinzipien beachtet werden:

1. Verpflichtung des Mitarbeiters an einem angebote-
nen Gespräch mit dem Arbeitsmediziner teilzuneh-
men,

2. Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen,

3. Transparenz des Systems und

4. Berücksichtigung der konkreten Arbeitsbedingun-
gen

(Abs 3 und 4 gelten ab 1. Juli 2011)

§ 167 Umstieg in das neue Gehalts-
schema

Geltungsbereich des Übergangsrechts

(1) Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für An-
gestellte, für die per 31. 12. 2004 der SpKV wirksam
ist und die sich zum 1. 1. 2005 in einem ungekündigten
Dienstverhältnis befinden.

(2) Diese Angestellten machen mit dem Umstieg in das
neue Gehaltsschema per 1. 1. 2005 eine ordentliche
Vorrückung um eine Stufe gemäß § 34 (1) SpKV in
der Fassung vom 1. 2. 2004, wobei die dort enthaltene
Einschränkung bezüglich des Eintrittsdatums zu be-
achten ist.

Umreihung
(3) Die Umreihung des/der Angestellten in eine Tätig-
keitsgruppe des neuen Gehaltsschemas hat gemäß
der in der nachstehenden Umreihungstabelle wieder-
gegebenen fixen Zuordnung zu erfolgen:

Umreihungstabelle
Besoldungsgruppen in den alten
Besoldungsschemata

Tätigkeitsgruppen im neuen Ge-
haltsschema

S, Sa .............................. A oder B
1, 1a .............................. C
2, 2a .............................. D
3, 3a .............................. E
4, 4a .............................. F
5, 5a .............................. G
6, 6a .............................. H

Die Zuordnung von den Besoldungsgruppen S und Sa
findet tätigkeitsbezogen in die Tätigkeitsgruppe A
oder B statt.

Umstufung

(4) Die Umstufung hat in jene Stufe der gemäß (3) er-
mittelten Tätigkeitsgruppe zu erfolgen, die gegenüber
dem – nach der Vorrückung gemäß (2) – in der bishe-
rigen Besoldungsgruppe ausgewiesenen Schemage-
halt das nächstniedrigere Schemagehalt gewährt.
Den Differenzbetrag, der sich daraus beim monatli-
chen Schemagehalt vor und nach Umstufung ergibt,
hat die Sparkasse dem/der Angestellten in Form der
Ausgleichszulage zu leisten.

(5) Findet sich in der neuen Tätigkeitsgruppe kein
nächstniedrigeres Schemagehalt, ist abweichend
von (4) in das nächsthöhere umzustufen. Die sich aus
der Umstufung ergebenden Erhöhungen des Sche-
magehaltes sind auf regelmäßige Überzahlungen
der kollektivvertraglichen Dienstbezüge anrechenbar,
soweit dem keine einzelvertraglichen oder in Betriebs-
vereinbarungen enthaltene Regelungen entgegen-
stehen. Zu den kollektivvertraglichen Dienstbezügen
sind in diesem Fall sonstige Zulagen (§ 60) nicht zu
zählen.

Individueller Erwartungsschutzzeitraum

(6) Der individuelle Erwartungsschutzzeitraum des/
der Angestellten ist ausgehend von der Anzahl an fik-
tiven jährlichen ordentlichen Vorrückungen, die der/
die Angestellte bei fortdauerndem Dienstverhältnis
gemäß § 34 (1) SpKV in der Fassung vom 1. 2. 2004 in
der Besoldungsgruppe, in die er/sie vor dem Umstieg
in das neue Gehaltsschema eingestuft war, nach der
Vorrückung gemäß (2) bis zur Stufe 30 gemacht hätte,
zu definieren. Das Dienstverhältnis ist hierbei in dem
Zeitpunkt als beendet zu werten, in dem der/ die An-
gestellte sein/ihr fiktiv nach § 607 (10) ASVG in der
Fassung BGBl I 2003/71 ermitteltes Pensionsalter er-
reichen würde.

(7) Der individuelle Erwartungsschutzzeitraum des/
der Angestellten, ausgedrückt in jährlichen fiktiven
Bonusvorrückungen in der Besoldungsgruppe, in der
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er/sie vor dem Umstieg in das neue Gehaltsschema
eingestuft war, ergibt sich, indem der gemäß (9) er-
mittelte Erwartungsschutzprozentsatz mit der sich
aus (6) ergebenden Anzahl an fiktiven Vorrückungen
multipliziert wird. Ergeben sich hierbei Bruchteile von
fiktiven Bonusvorrückungen, ist kaufmännisch auf
Ganze zu runden.
Die Vorrückung gemäß (2) ist auf die Anzahl der jähr-
lichen fiktiven Bonusvorrückungen nicht anzurechnen.

Sockel/Deckel
(8) Der individuelle Erwartungsschutzzeitraum eines/
einer Angestellten ist unabhängig von der Feststellung
nach (7) mit zehn Jahren bzw zehn fiktiven Bonusvor-
rückungen begrenzt (Deckel). Für Angestellte, die
zum 1. 1. 2005 ununterbrochen zumindest drei Dienst-
jahre*) in der Sparkasse absolviert haben, beträgt der
Erwartungsschutzzeitraum zumindest ein Jahr bzw ei-
ne fiktive Bonusvorrückung (Sockel), wobei hierbei all-
fällige Elternkarenzzeiten im Sinne des (9) a) als
durchgängige Dienstzeit zu werten sind.

Erwartungsschutzprozentsatz
(9) a) Für die Ermittlung des Erwartungsschutzprozent-
satzes sind zuerst die von dem/der Angestellten unun-
terbrochen in der Sparkasse bis zum 1. 1. 2005 tat-
sächlich absolvierten Dienstjahre* gemäß der Dienst-
zeitfaktortabelle zu bewerten. Von der Sparkasse an-
gerechnete Vordienstzeiten finden hierbei keine Be-
rücksichtigung. Wurde – beispielsweise infolge einer
Veränderung des Arbeitszeitfaktors – das Dienstver-
hältnis beendet und ohne dass der/die Angestellte
zwischenzeitlich bei einem anderen Dienstgeber be-
schäftigt war ein neues zur selben Sparkasse begrün-
det, gelten die aus diesen beiden Dienstverhältnissen
zur Sparkasse hervorgehenden Dienstzeiten als unun-
terbrochen absolviert.

Dienstzeitfaktortabelle
Dienstjahre Prozentsatz

25 ................................. 100%
24 ................................. 95%
23 ................................. 90%
22 ................................. 85%
21 ................................. 80%
20 ................................. 75%
19 ................................. 70%
18 ................................. 65%
17 ................................. 60%
16 ................................. 55%
15 ................................. 50%
14 ................................. 45%
13 ................................. 40%
12 ................................. 35%
11 ................................. 30%
10 ................................. 25%
09 ................................. 20%
08 ................................. 15%
07 ................................. 10%
06 ................................. 05%

Zeiten eines/einer infolge der Geburt eines Kindes in
Anspruch genommenen Karenzurlaubes bzw Karenz
nach dem Mutterschutzgesetz oder Elternkarenzur-
laubsgesetz bzw Väter-Karenzgesetz sind – maximal
im jeweils im Anspruchszeitpunkt geltenden gesetzli-
chen Ausmaß – anzurechnen.
Sich in Summe ergebende Bruchteile von Dienstjahren
sind im Falle, dass sie zumindest 6 vollendete Monate
betragen, als ein volles Dienstjahr zu rechnen, an-
dernfalls nicht zu berücksichtigen.

b) Sodann ist gemäß der Überreihungsabschlagsta-
belle für den/die Angestellte/n ein pauschaler Über-
reihungsabschlag zu ermitteln, der anknüpfend an
die Besoldungsgruppe, in die er/sie vor dem Umstieg
in das neue Gehaltsschema eingestuft war, in%-
Punkten angegeben ist.
Überreihungsabschlagstabelle
Besoldungsgruppen Abschlag in% - Punkten

S, Sa, 1, 1a, 2, 2a ............ kein Abschlag
3, 3a .............................. 10%
4, 4a .............................. 20%
5, 5a .............................. 30%
6, 6a .............................. 40%

Auf Antrag und über Nachweis des/der Angestellten
ist der Überreihungsabschlag individuell zu berech-
nen; hierbei sind für jede von dem/der Angestellten
tatsächlich gemachten Überreihung 10%-Punkte in
Ansatz zu bringen.

c) Der Erwartungsschutzprozentsatz des/der Ange-
stellten ergibt sich nun aus dem individuell ermittelten
Dienstzeitfaktor abzüglich des Überreihungsabschla-
ges.
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Ausgleichszulage
(10) Im Erwartungsschutzzeitraum des/der Angestell-
ten hat die Sparkasse jeweils zum 1. 1. eines Jahres ei-
ne fiktive Bonusvorrückung darzustellen. Hierbei ist
der Ausgleichszulage des/der Angestellten gemäß
(4) jeweils der Betrag zuzuführen, der sich aus der Dif-
ferenz desmonatlichen Schemagehaltes vor bzw nach
einer fiktiven Bonusvorrückung in der Besoldungs-
gruppe, in der/die Angestellte vor dem Umstieg in
das neue Gehaltsschema eingestuft war, ergeben
hätte. Es sind hierbei die Schemagehälter der Besol-
dungsschemata des SpKV in der Fassung vom 1. 2.
2004 heranzuziehen. Das Ausmaß der Ausgleichszula-
ge wächst durch Dotierungen während des Erwar-
tungsschutzzeitraumes an und reduziert sich durch
allfällige Anrechnungen gemäß (12).

(11) Die Ausgleichszulage ist pensionskassenbeitrags-
wirksam, Bestandteil der Pensionsbemessungsgrund-
lage bei der Ermittlung „sonstiger Pensionen” [§ 98g
(2)] und gemäß dem jeweils für die Tätigkeitsgruppe
D, Stufe 4 zur Anwendung kommenden effektiven Ver-
änderungssatz anzupassen; sie gebührt monatlich, ih-
re Fälligkeit richtet sich nach § 55 (2).
(Obige Fassung bis 31. März 2015)

(Nachfolgende Textfassung ab 1. April 2015)

Die Ausgleichszulage ist pensionskassenbeitragswirk-
sam, Bestandteil der Pensionsbemessungsgrundlage
bei der Ermittlung „sonstiger Pensionen“ (§ 98g Abs 2)
und jeweils per 1. 4. eines Kalenderjahres mit dem Pro-
zentsatz der Jahresinflationsrate des Vorjahres (VPI) zu
erhöhen; sie gebührt monatlich, ihre Fälligkeit richtet
sich nach § 55 Abs 2.
Diese Ausgleichszulagenerhöhung bleibt von allfälli-
gen zukünftigen – zB mittels Ordnungsnormen verein-
barten – Einschleifregelungen welcher Art auch im-
mer unberührt.

Anrechenbarkeit
(12) Die sich aus einer zeitabhängigen Vorrückung
(§ 34) in einer Tätigkeitsgruppe des neuen Gehalts-
schemas ergebende Erhöhung des Schemagehaltes
ist zu 100%, die sich aus einer zeitunabhängigen Vor-
rückung (§ 34a) oder einer außerordentlichen Vorrü-
ckung (§ 34b) oder einer Außerordentlichen Zulage
(§ 55a) ergebende Erhöhung des Schemagehaltes ist
jeweils zu 25% auf die sich aus (4) und (10) ergebende
Ausgleichszulage anrechenbar. Eine Erhöhung des
Schemagehaltes, die aus einer Überreihung (§ 35) re-
sultiert, ist auf sie nicht anzurechnen.

Umsetzung in BV-Sparkassen
(13) Bei Anwendung der Ermächtigungsklausel gem
Art II sind die Grundsätze der kollektivvertraglichen
Entgeltreform 2005 einzuhalten. Bei der Umsetzung
des Übertritts wird den Betriebsvereinbarungspart-
nern der notwendige und rechtlich zulässige Spiel-

raum eingeräumt; dies auch um auf bestehende Be-
sonderheiten im Entgeltbereich möglichst Rücksicht
nehmen zu können.

Härtefallklausel
(14) Gegen allenfalls nachträglich auftretende, von
den Kollektivvertragspartnern nicht bedachte, unbilli-
ge entgeltwirksame Härten, die mit dem Umstieg in
das neue Gehaltsschema ursächlich verbunden sind
und einzelne Angestellte oder systembedingt ganze
Gruppen von Angestellten treffen, sollen geeignete
gemeinsame Maßnahmen – primär der Betriebsver-
einbarungspartner und/oder gegebenenfalls auch
der Kollektivvertragspartner – ergriffen werden.

(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

*) (inklusive Lehrzeiten und Zeiten iSd § 4 APSG)

§ 168 Verankerung der ergebnis- und
leistungsorientierten Bezahlung

Die Kollektivvertragsparteien bekennen sich dazu,
dass ein Teil der Bezahlung der Angestellten über er-
gebnis- und leistungsorientierte Entgeltbestandteile
erfolgt. Diese Entgeltbestandteile sollen im Durch-
schnitt des Unternehmens 15% nicht übersteigen.
Bei ihrer Festlegung ist die hierarchische Stellung
des/der Angestellten sowie die Möglichkeit der Beein-
flussung des Unternehmensergebnisses zu berück-
sichtigen. Je niedriger die Einstufung in den Tätig-
keitsgruppen vorzunehmen und je geringer die Ein-
flussnahme auf das Unternehmensergebnis ist, desto
geringer soll der Anteil der variablen Entgeltbestand-
teile an der Gesamtentlohnung sein.
Die Kollektivvertragsparteien halten übereinstimmend
fest, dass Entgeltbestandteile, die auf einer systemati-
schen Bewertung von quantitativen und qualitativen
Ergebnissen der Tätigkeit bzw des Unternehmenser-
folges beruhen, sowohl für die Angestellten als auch
für die Unternehmensorganisation transparente Re-
geln voraussetzen. Variable Entgeltkomponenten er-
gänzen das im Kollektivvertrag vereinbarte Grund-
entgelt. In den folgenden Punkten werden die Rah-
menbedingungen für die leistungs- und erfolgsab-
hängige Entgeltfindung imGeltungsbereich des Spar-
kassen-Kollektivvertrages festgelegt; die weitere Aus-
gestaltung soll durch Betriebsvereinbarung erfolgen,
die auch die Formalitäten (Auszahlungsvolumen,
-modus, und -zeitpunkt, Bewertungszeitraum, Daten-
verwendung etc) enthält.

a) Erfolgsbeteiligung
Am Unternehmenserfolg sollen alle Angestellten
des Unternehmens in gleicher Weise beteiligt wer-
den; der Ausschluss von einzelnen Angestellten ist
unzulässig. Die Kriterien für die Erfolgsbeteiligung
müssen transparent und für jede/n Angestellte/n
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nachvollziehbar sein; zB CIR, RoE, EGT oder ande-
re, objektiv feststellbare und messbare Kriterien,
die per Betriebsvereinbarung vorher festzulegen
sind.

b) Leistungsabhängige Entgeltfindung
Die leistungsorientierte Bezahlung kann sowohl in
dauerwirksamer Weise (in Form von Zulagen) als
auch als Einmalzahlung (Bonus) erfolgen. Grund-
lage für die variable leistungsorientierte Bezahlung
ist die Zielvereinbarung im Rahmen des Mitarbei-
tergesprächs, das mit jedem/jeder einzelnen An-
gestellten einmal jährlich zu führen ist. Wenn sich
die Voraussetzungen für die vereinbarten Ziele än-
dern, sind Zielkorrekturen vorzunehmen und zu do-
kumentieren.
In die Zielvereinbarung sind alle Angestellten ein-
zubeziehen; auf eine angemessene Beteiligung
von Teams ist zu achten. Bei der Festlegung der Kri-
terien für die leistungsorientierte Bezahlung sollen
quantitative und qualitative Elemente berücksich-
tigt werden. In jenen Unternehmensbereichen, in
denen die Festlegung quantitativer Kriterien mög-
lich ist, sollen diese so festgelegt werden, dass

der/die Angestellte erkennen kann, bei welcher
Leistung er/sie welchen Bonus erhält.
Die Ziele müssen sich auf den konkreten Arbeitsbe-
reich beziehen und in der Normalarbeitszeit zu be-
wältigen sein.
Die Bewertung des Verhaltens des/der Angestellten
ist auf mit der Tätigkeit in unmittelbarem Zusam-
menhang stehende Kriterien zu beschränken. Rein
quantitative Bewertungen des Verhaltens sind nicht
zulässig. Die Leistungsbedingungen (personelle,
organisatorische und technische Voraussetzungen)
für die Erbringung der Ziele sind im Mitarbeiterge-
spräch zu dokumentieren.

c) Flankierende Maßnahmen / Soziales Audit
Das Unternehmen hat Vorsorge dafür zu treffen,
dass Führungskräfte und Angestellte für das Mitar-
beitergespräch qualifiziert sind. Die Auswirkungen
der erfolgs- und leistungsabhängigen Entgeltfin-
dung werden auf Basis von per Betriebsvereinba-
rung festgelegten Audit-Kriterien in regelmäßigen
Abständen evaluiert.

(Geltende Fassung ab 1. Jänner 2005)

Wien, am 3. Mai 2022

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

GEWERKSCHAFT GPA
Wirtschaftsbereich Sparkassen
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KOLLEKTIVVERTRAG – Zukunft 1
betreffend die Änderung des Sparkassen-Kollektivver-
trages (SpKV) vom 15. Februar 1991, abgeschlossen
am 14. 1. 2020 zwischen dem Österreichischen Spar-
kassenverband und dem Österreichischen Gewerk-

schaftsbund, Gewerkschaft der Privatangestellten,
Druck, Journalismus, Papier (GPA – DJP), Wirtschafts-
bereich Sparkassen.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 1 – GELTUNGSBEREICH

Dieser Kollektivvertrag gilt einerseits für die österrei-
chischen Sparkassen, das Bankhaus Krentschker &
Co. AG, die Bausparkasse der österreichischen Spar-
kassen Aktiengesellschaft, den Österreichischen Spar-
kassenverband, den Sparkassen-Prüfungsverband,
die Landesverbände und die Sparkassen-Aktienge-
sellschaften, in welche die Sparkassen ihr gesamtes

Unternehmen oder den bankgeschäftlichen Teilbe-
trieb gemäß § 8a KWG bzw § 92 BWG eingebracht ha-
ben und die Mitglieder des Österreichischen Sparkas-
senverbandes sind. Andererseits gilt er – unter Beach-
tung des Art I Abs 2 und 3 SpKV in der Fassung des Kol-
lektivvertrages vom 2. 6. 2005 - für deren Angestellte.

ARTIKEL 2 – WIRKSAMKEITSBEGINN

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages treten für
alle Angestellten (in der Folge auch Sparkassenmitar-
beiterinnen genannt), deren Dienstverhältnis mit der

Sparkasse nach dem 31. 12. 2019 beginnt, mit 1. 1.
2020 in Kraft. Für Lehrlinge gelten die Änderungen in
Artikel I Abs 3 lit a) erster Satz SPKV ab 1. 1. 2020.

ARTIKEL 3 – AUSLEGUNG

Mit der Beilegung von grundsätzlichen Streitfällen, die
sich aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages erge-
ben, hat sich eine aus je drei Vertreter/innen des

Sparkassenverbandes und der Gewerkschaft zusam-
mengesetzte Schiedskommission zu befassen.

ARTIKEL 4 – AUFKÜNDIGUNG

Dieser Kollektivvertrag wird auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossen. Er kann von jedem der beiden Vertrags-

partner/innen jederzeit unter Einhaltung einer drei-
monatigen Frist aufgekündigt werden.

ARTIKEL 5 – GLEICHBEHANDLUNG

Für personenbezogene Bezeichnungen wird insbe-
sondere als Zeichen des hohen Stellenwertes von Gen-
der-Diversität in der Sparkassengruppe einheitlich die

weibliche Form gewählt; diese gilt im Sinne des
Gleichbehandlungsgesetzes naturgemäß für alle An-
gestellten unabhängig von ihrem Geschlecht.
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BESONDERE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 6 – BESONDERER (NORMATIVER) TEIL

1. In Artikel I (Geltungsbereich) wird der Absatz 3 lit a)
wie folgt neu gefasst:
a) Für Lehrlinge gelten ausschließlich die §§ 13, 38, 39,
41, 42, 43a, 45, 61 und 163 sowie Teil F dieses Kollektivver-
trages. Lehrzeiten in der Sparkasse sowie Karenzzeiten
gem MSchG oder VKG während der Lehre werden in ei-
nem ab dem 1. 1. 2020 nach der Lehre beginnenden
Dienstverhältnis in der Sparkasse auf alle dienstzeitab-
hängigen Ansprüche, ausgenommen hinsichtlich der
Einstufung, angerechnet.

2. In § 13 SPKV (Arbeitszeit und Feiertage) wird der
Absatz 5 um einen 2. Satz wie folgt ergänzt:
Für Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis
mit der Sparkasse nach dem 31. 12. 2019 beginnt, ist
der Jubiläumstag für eine 20-jährige, 30-jährige und
40-jährige Dienstzeit dienstfrei.

3. In § 32 SPKV (Einstufung) treten die Abs 3 und 5 au-
ßer Kraft.

4. In § 32 SPKV (Einstufung) wird der Abs 4 wie folgt
neu gefasst:
(4) Sparkassenmitarbeiterinnen sind grundsätzlich in
Stufe 1 der in Betracht kommenden Tätigkeitsgruppe
einzustufen, sofern nicht Vordienstzeiten gem § 33 ange-
rechnet werden (sog. „Schulabgängerinnen“) oder (6)
Anwendung findet. Sparkassenmitarbeiterinnen, die
nach dem erfolgreichen Abschluss der Lehre Bankkauf-
mann nach dem 31. 12. 2019 ein Dienstverhältnis mit der
Sparkasse beginnen, sind in die Stufe 2 der Tätigkeits-
gruppe C einzustufen.

5. In § 32a SPKV (Tätigkeitsgruppendefinitionen) wer-
den die Tätigkeitsgruppen A, B und C überarbeitet
und lauten neu wie folgt:

Tätigkeitsgruppe A

Sparkassenmitarbeiterinnen in nicht kaufmännischer
(sonstiger) Verwendung, die hauptsächlich manipulati-
ve, technische oder administrative Arbeiten ausüben.

Beispiele:
Skontistin; Handwerkerin

Tätigkeitsgruppe B

Sparkassenmitarbeiterinnen in kaufmännischer Ver-
wendung, die schematische Arbeiten nach Richtlinien
und genauen Anweisungen ausüben.

Beispiele:
Sparkassenmitarbeiterinnen im Servicebereich einer Fi-
liale, die mit Kundenempfang, technischer Hilfestellung,
Weiterleitung und einfachsten Abwicklungen betraut
sind; Sachbearbeiterinnen, die Auftragsarbeiten ausfüh-
ren; allgemeine Assistenz

Tätigkeitsgruppe C

Sparkassenmitarbeiterinnen in kaufmännischer Ver-
wendung, die nach allgemeinen Richtlinien und Anwei-
sungen einfache Geschäftsfälle oder Organisations-
aufgaben ausführen.

Beispiele:
Sparkassenmitarbeiterinnen im Kundenservice ohne ei-
genverantwortliches Betreuungsportfolio; Assistenz für
Individualkundenbetreuerinnen; Assistenz mit einfachen
Organisationsaufgaben; gehobene Sachbearbeiterin-
nen

6. In § 34 SPKV (Zeitabhängige Vorrückung) wird
nach dem Absatz 3 ein neuer Absatz 3a eingefügt:
(3a) Für Sparkassenmitarbeiterinnen, die als sog. Schul-
abgängerinnen gem § 32 (4) in die Stufe 1 einer Tätig-
keitsgruppe eingestuft werden, verkürzt sich, wenn sie
erstmalig in die Stufe 5 einer Tätigkeitsgruppe vorrücken
und unabhängig von der Erfüllung eines Vorrückungs-
kriteriums, einmalig die Verweildauer in dieser Stufe
auf 3 Jahre.

7. In § 39 SPKV (Erholungsurlaub) wird nach dem Ab-
satz 4 ein Absatz 4a neu eingefügt:
(4a) Für Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Dienstver-
hältnis mit der Sparkasse nach dem 31. 12. 2019 beginnt,
wird das Urlaubsausmaß gem (4) nach ununterbroche-
nen 10 Dienstjahren in der Sparkasse um 1 Arbeitstag
und nach ununterbrochenen 14 Dienstjahren um 1 wei-
teren Arbeitstag zum Beginn des jeweils nächsten Ur-
laubsjahres erhöht. Gesetzliche Karenzzeiten und Zeiten
gem § 3 Abs 1 ASPG während des Dienstverhältnisses mit
der Sparkasse gelten für die Ermittlung der erforderli-
chen Dienstjahre gem dem 1. Satz nicht als Unterbre-
chung. Daneben gelten die gesetzlichen Anrechnungs-
bestimmungen für dienstzeitabhängige Ansprüche;
Lehrzeiten in der Sparkasse werden gem Artikel I Abs 3
lit a) berücksichtigt. In Verbindung mit (4) beträgt das
Urlaubshöchstausmaß 32 Arbeitstage pro Urlaubsjahr.

8. In § 66 SPKV (Jubiläumsgabe) wird in Absatz 1 der
erste Satz wie folgt neu gefasst:
Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis mit
der Sparkasse vor dem 1. 1. 2020 begonnen hat und
die eine 25-jährige oder 40-jährige Dienstzeit in der
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Sparkasse zufriedenstellend zurückgelegt haben, erhal-
ten aus diesem Anlass eine Jubiläumsgabe.

9. Nach Teil C.C. der Pensionsordnung des SPKV wird
ein Teil C.D. mit den §§ 99 bis 99e neu eingefügt:

C.D. SONDERREGELTEIL BETRIEBLICHE PENSIONSVOR-
SORGE – ZUKUNFT

§ 99 Geltungsbereich des Teiles C.D.
Der Teil C.D. gilt für alle Sparkassenmitarbeiterinnen,
deren Dienstverhältnis nach dem 31. 12. 2019 beginnt.
Für diese Sparkassenmitarbeiterinnen treten die Teile
C.A., C.B. und C.C. der Pensionsordnung mit Wirksamkeit
1. 1. 2020 außer Kraft.

§ 99a Pensionsvorsorgebeiträge
Die Sparkasse leistet für Sparkassenmitarbeiterinnen oh-
ne einer dienstzeit- oder altersbedingten Wartezeit und
unabhängig von einem allfälligen Ausschluss der Min-
destertragsgarantie (opting-out) Pensionsvorsorgebei-
träge als laufende Grundbeiträge in Höhe von 2,4%
des Monatsgehaltes gem § 55 und der Sonderzahlungen
gem § 58 (zzgl. Versicherungssteuer) in Einem (daher
kein Beitragssplitting) entweder an eine Pensionskasse
oder betriebliche Kollektivversicherung mit der sie auf
Basis einer Betriebsvereinbarung, welche die noch offe-
nen Modalitäten regelt oder regeln kann, einen Pen-
sionskassen- bzw Versicherungsvertrag abgeschlossen
hat.

§ 99b Berufsunfähigkeit
Die Sparkasse leistet für Sparkassenmitarbeiterinnen, die
vom zuständigen gesetzlichen Sozialversicherungsträ-
ger für berufsunfähig erklärt werden, einen Sonderbei-
trag, berechnet als Vielfaches des letzten Grundbeitra-
ges gem § 99a als jener Beitrag, der auf das letzte Mo-
natsgehalt zzgl. der anteiligen Sonderzahlungen ent-
fällt, an eine Pensionskasse oder Kollektivversicherung
oder wahlweise als Sonderbruttobetrag direkt an die
Sparkassenmitarbeiterin wie folgt:
Der Sonderbeitrag bzw Sonderbruttobetrag ergibt sich
aus dem letzten Grundbeitrag mal Anzahl der Monate
für den Zeitraum von dem auf die berufsunfähigkeitsbe-
dingte Karenz oder einvernehmliche Auflösung des
Dienstverhältnisses folgenden Monatsersten, soweit sie
nicht auch so auf einen Monatsersten fallen, bis zum
auf die (fiktive) Vollendung des 65. Lebensjahres der
Sparkassenmitarbeiterin folgenden Monatsletzten, so-
weit sie nicht auch so auf einen Monatsletzten fällt, mal
des altersabhängigen Faktors x gem unten stehender
Tabelle:

Lebensjahr (LJ) der Sparkassenmitarbeiterin, in
das die berufsunfähigkeitsbedingte Karenz oder

Auflösung fällt
Faktor x

< 27. LJ 1,0

27. bis 45. LJ 1,5

46. bis 50. LJ 3,0

> 50. LJ 3,5

§ 99c Dienstunfähigkeit („Dienstunfall“)
Die Sparkasse leistet für Sparkassenmitarbeiterinnen, die
von den zuständigen gesetzlichen Sozialversicherungs-
trägern infolge eines Arbeitsunfalls für berufsunfähig er-
klärt werden, den Sonderbeitrag oder Sonderbruttobe-
trag gem § 99b, welcher im Fall der Dienstunfähigkeit
um 40% zu erhöhen ist.

§ 99d Gemeinsame Bestimmungen für Berufs- und
Dienstunfähigkeit („Dienstunfall“)

(1) Weiter- bzw Wiederbeschäftigung: Die Sparkassen-
mitarbeiterinnen haben das Recht und die Pflicht, nach
einer berufs- bzw dienstunfallbedingten Karenz oder
Auflösung des Dienstverhältnisses ihre Beschäftigung
im Rahmen des bestehenden oder eines neuen Dienst-
verhältnisses in der Sparkasse wieder aufzunehmen,
wenn die gesetzlichen Sozialversicherungsträger ihre
neuerliche Arbeitsfähigkeit feststellen.

(2) Im Fall des (1) leistet die Sparkasse ausschließlich für
Sparkassenmitarbeiterinnen, deren Sonderbeitrag oder
Sonderbruttobetrag gem § 99b oder § 99c mit einem
Faktor von 1 ermittelt wurde, nach einer Wartezeit von
10 Dienstjahren, oder ausschließlich für Sparkassenmi-
tarbeiterinnen, deren Sonderbeitrag oder Sonderbrutto-
betrag gem § 99b oder § 99c mit einem Faktor von 1,5
ermittelt wurde, nach einer Wartezeit von 15 Dienstjah-
ren, wieder die Pensionsvorsorgebeiträge gem § 99a.

(3) Wird nach einer Weiter- bzw Wiederbeschäftigung
gem (1) von den zuständigen Krankenversicherungsträ-
gern neuerlich die Berufsunfähigkeit festgestellt, leistet
die Sparkasse ausschließlich für Sparkassenmitarbeiter-
innen, deren Sonderbeitrag oder Sonderbruttobetrag
gem § 99b oder § 99c mit einem Faktor von 1 ermittelt
wurde, nach einer Wartezeit von 10 Dienstjahren, oder
ausschließlich für Sparkassenmitarbeiterinnen, deren
Sonderbeitrag oder Sonderbruttobetrag gem § 99b oder
§ 99c mit einem Faktor von 1,5 ermittelt wurde, nach ei-
ner Wartezeit von 15 Dienstjahren, in beiden Fällen neu-
erlich und einmalig einen Sonderbeitrag oder Sonder-
bruttobetrag gem § 99b oder § 99c unabhängig vom Al-
ter der Sparkassenmitarbeiterinnen mit einem Faktor
von 1.

(4) Die Wartezeiten gem (2) und (3) beginnen ab dem
Zeitpunkt der Weiter- bzw Wiederbeschäftigung zu lau-
fen.
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§ 99e Todesfall
Die Sparkasse leistet in den Nachlass von Sparkassenmi-
tarbeiterinnen, die während des aufrechten Dienstver-

hältnisses versterben, den Sonderbruttobetrag gem
§ 99b.

Wien, am 14. Jänner 2020

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

Fabisch Portisch

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA-djp

Teiber Dürtscher

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Wirtschaftsbereich Sparkassen

Trixner Hons
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AUTHENTISCHE INTERPRETATION DES
„KOLLEKTIVVERTRAGES-ZUKUNFT 1“

vom 14. 1. 2020

vorgenommen zwischen dem Österreichischen Sparkassenverband und dem Österreichischen Gewerkschafts-
bund, Gewerkschaft GPA, Wirtschaftsbereich Sparkassen:

Gemäß Artikel II des Sparkassenkollektivvertrags
(„SpKV“) sind die in dieser Bestimmung angeführten
Institute und Unternehmen ermächtigt, unter anderem
bezüglich der Rechte der Angestellten sowie der Be-
soldungs- und Pensionsordnung durch Betriebsver-
einbarungen Änderungen und Ergänzungen zum
SpKV vorzunehmen, sofern die Regelungen in der Be-
triebsvereinbarung in ihrer Gesamtheit nicht ungüns-
tiger als der SpKV sind (somit gleichwertig sind).

Die Kollektivvertragsparteien legen hiermit die Rege-
lungen des „Kollektivvertrag-Zukunft 1“ idF vom
14. 1. 2020 dahingehend authentisch aus, dass diese
gesamthaft gleichwertig sind mit jenen korrespon-
dierenden Regelungen, die vor Inkrafttreten des „Kol-
lektivertrag-Zukunft 1“ in Geltung waren.

Dies gilt insbesondere für die Regelungen des Ab-
schnitts C.A bis C.C. (§§ 72–98h) im Verhältnis zu den

Regelungen des Abschnitts C.D. (§§ 99–99e) einerseits
sowie für die Regelungen des § 66 (Jubiläumsgabe)
iVm § 70 Abs 1, 3. und 4. Satz im Verhältnis zu den Re-
gelungen des § 39 Abs 4a (Erholungsurlaub) und des
§ 13 Abs. 5, 2. Satz (Arbeitszeit und Feiertage) anderer-
seits, die als gleichwertig qualifiziert werden.

Daher ist es gemäß Artikel II des SpKV zulässig, durch
Betriebsvereinbarung zu regeln, dass die Bestimmun-
gen des Abschnitts C.D., des § 39 Abs 4a sowie des § 13
Abs 5, 2. Satz nicht für jene Angestellten zur Anwen-
dung kommen, deren Dienstverhältnis unmittelbar
ein Dienstverhältnis zu einem Arbeitgeber vorangeht,
der dem SpKV unterliegt und die vor dem Wechsel
nicht in den Geltungsbereich des „Kollektivvertrages-
Zukunft 1“ idF vom 14. 1. 2020 fielen.
Der Begriff der Unmittelbarkeit ist in dieser Betriebs-
vereinbarung zu definieren.

Wien, am 3. Mai 2022

Österreichischer Sparkassenverband

Semmelrock-Werzer Portisch

Österreichischer Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft GPA

Teiber Dürtscher

Gewerkschaft GPA,
Wirtschaftsbereich Sparkassen

Trixner Hons
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KOLLEKTIVVERTRAG
Samstag-Nachmittag-Beschäftigung

betreffend Ausnahmebestimmung nach § 12a ARG
und diesbezügliche Rahmenregelungen, abgeschlos-
sen am 6. 9. 2016 zwischen dem Österreichischen
Sparkassenverband und dem Österreichischen Ge-

werkschaftsbund, Gewerkschaft der Privatangestell-
ten, Druck, Journalismus, Papier (GPA–DJP), Wirt-
schaftsbereich Sparkassen.

ARTIKEL 1 – GELTUNGSBEREICH

Dieser Kollektivvertrag gilt für alle dem Geltungsbe-
reich des Sparkassen-Kollektivvertrages (SpKV) in der

jeweils geltenden Fassung unterliegenden Arbeitge-
ber bzw deren Angestellte und Lehrlinge.

ARTIKEL 2 – WIRKSAMKEITSBEGINN

Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. 4. 2017 in Kraft. Seine Laufzeit endet am 31. 3. 2018.

ARTIKEL 3 – AUSLEGUNG

Mit der Beilegung von grundsätzlichen Streitfällen, die
sich aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages erge-
ben, hat sich eine aus je drei Vertreter/innen des

Sparkassenverbandes und der Gewerkschaft zusam-
mengesetzte Schiedskommission zu befassen.

BESONDERE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 4 – BESCHÄFTIGUNG AM SAMSTAG-NACHMITTAG

(1) Gemäß § 12a Arbeitsruhegesetz (ARG) dürfen vom
Geltungsbereich dieses Kollektivvertrages erfasste Ar-
beitgeber unter den nachfolgenden Beschränkungen
Angestellte an Samstagen auch von 13 Uhr bis maxi-
mal 17 Uhr bzw an den letzten vier Samstagen vor
dem 24. Dezember bis maximal 18 Uhr beschäftigen.

(2) Die Beschäftigung ist auf die Durchführung von
Privatkundengeschäften, die Anzahl der Geschäfts-

stellen pro Institut auf maximal 10% der bestehenden
Geschäftsstellen – mindestens eine – beschränkt. Die
Beschäftigung ist nur in Geschäftsstellen, die in Ein-
kaufszentren bzw Einkaufsstraßen gelegen sind, zuläs-
sig.

(3)Die generelle Arbeitszeitregelung ist gem § 97 Abs 1
Z 2 Arbeitsverfassungsgesetz zu vereinbaren.

ARTIKEL 5 – BESONDERE VERGÜTUNG

(1) Für die Beschäftigung am Samstag-Nachmittag
gem Art 4 gebührt – neben einer allenfalls gem
§ 61 SpKV zustehenden Überstundenabgeltung – eine
besondere Vergütung, wobei die Auswahl aus folgen-
den zwei Varianten (Art 6 und 7) der Regelung durch
Betriebsvereinbarung vorbehalten bleibt.

(2) Die Partner des Kollektivvertrages empfehlen die
Vergütung gemäß Art 6; ohne diesbezügliche Be-
triebsvereinbarung gilt allerdings automatisch die
Vergütung gemäß Art 7.
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ARTIKEL 6 – VERGÜTUNG DURCH VERKÜRZTE NORMALARBEITSZEIT

(1) Die Normalarbeitszeit der Angestellten mit regel-
mäßigem Einsatz an Samstag-Nachmittagen gem
Art 4 wird unter Beibehaltung der vollen Bezüge (samt
einer allfälligen kollektivvertraglichen Überstunden-
entlohnung) auf 36 Stunden pro Woche einge-
schränkt, wobei die gesamte Wochenarbeitszeit re-
gelmäßig auf vier Tage pro Woche zu verteilen ist.

(2) Die 36-Stunden-Woche gem Abs 1 gilt auch in je-
nen Wochen, in denen keine Arbeit am Samstag-
Nachmittag geleistet wird.

ARTIKEL 7 – VERGÜTUNG DURCH BESONDERE ZULAGE

(1) Unter Beibehaltung einer 38,5-Stunden und 5-Ta-
ge-Woche gebührt ständig in Geschäftsstellen mit Ar-
beit am Samstag-Nachmittag beschäftigten Ange-
stellten jeweils für an Samstagen gem Art 4 ganztägig
geleistete Arbeit eine Zulage in Höhe von € 101,–. Bei

stundenweisem Einsatz an Samstagen gebührt pro
geleisteter Stunde ein Achtel der genannten Zulage.

(2) Die Wertanpassung dieser Zulage erfolgt im Rah-
men der jährlichen Valorisierungsverhandlungen.

ARTIKEL 8 – WEITERE RAHMENREGELUNGEN FÜR BETROFFENE ANGESTELLTE

(1) Ein/e Angestellte/r darf an höchstens zwei Sams-
tag Nachmittagen pro Monat beschäftigt werden.
Sollte ausnahmsweise die Beschäftigung an mehr als
zwei Samstag-Nachmittagen im Monat nötig sein, so
ist diese Arbeit entweder

a) mit einem – unabhängig von einem allenfalls be-
reits nach § 61 SpKV zustehenden – Überstunden-
zuschlag in Höhe von 100% oder

b) mit besonderem Zeitausgleich im Verhältnis 1 : 2
abzugelten.

(2) Abs 1 gilt nicht für jene Angestellte, deren wöchent-
liche Normalarbeitszeit auf weniger als vier Arbeitsta-
ge verteilt ist, wenn der Samstag als Arbeitstag ver-
traglich vereinbart wurde.

(3) Der Einsatz am Samstag-Nachmittag von Ange-
stellten, die nicht neu für die Tätigkeit in der Ge-
schäftsstelle aufgenommen wurden, erfolgt freiwillig.
Angestellten, die in Geschäftsstellen mit Öffnung am
Samstag-Nachmittag eingesetzt werden und die nicht
neu für die Tätigkeit in der Geschäftsstelle aufgenom-
men wurden, haben das Recht, unter Wahrung einer
einmonatigen Ankündigungsfrist an einen adäquaten
Arbeitsplatz im regulären Sparkassendienst zurückzu-
kehren.

(4) Vor dem Einsatz in Geschäftsstellen in Einkaufs-
zentren und Einkaufsstraßen mit Arbeit am Samstag-
Nachmittag sind die Angestellten neben der sparkas-
senüblichen Ausbildung besonders produkt- und ver-
kaufsspezifisch zu schulen.

Wien, am 20. April 2017

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

Fabisch Portisch

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA-djp

Katzian Dürtscher

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Wirtschaftsbereich Sparkassen

Trixner Fichtinger
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KOLLEKTIVVERTRAG
betreffend Neuregelung des Kündigungsschutzes

betreffend Änderung des Sparkassen-Kollektivvertra-
ges (SpKV) vom 15. Februar 1991 in der Fassung des
Kollektivvertrages vom 2. Juni 2005, abgeschlossen
am 20. April 2006 zwischen dem Österreichischen

Sparkassenverband und dem Österreichischen Ge-
werkschaftsbund, Gewerkschaft der Privatangestell-
ten, Bundesausschuss Sparkassen.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 1 – GELTUNGSBEREICH

Dieser Kollektivvertrag gilt einerseits für die österrei-
chischen Sparkassen, das Bankhaus Krentschker &
Co Aktiengesellschaft, die Bausparkasse der österrei-
chischen Sparkassen Aktiengesellschaft, den Österrei-
chischen Sparkassenverband, den Sparkassen-Prü-
fungsverband, die Landesverbände und die Sparkas-
sen-Aktiengesellschaften, in welche die Sparkassen
ihr gesamtes Unternehmen oder den bankgeschäftli-

chen Teilbetrieb gemäß § 8a KWG bzw § 92 BWG ein-
gebracht haben und Mitglieder des Österreichischen
Sparkassenverbandes sind. Andererseits gilt er – unter
Beachtung des Art I Abs 2 und 3 SpKV in der Fassung
des Kollektivvertrages vom 2. Juni 2005 – für deren An-
gestellte sowie deren Empfänger/innen von Ruhe-
und Versorgungsgenüssen.

ARTIKEL 2 – WIRKSAMKEITSBEGINN

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages treten mit 1. Jänner 2007 in Kraft.

ARTIKEL 3 – AUSLEGUNG

Mit der Beilegung von grundsätzlichen Streitfällen, die
sich aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages erge-
ben, hat sich eine aus je drei Vertreter/innen des

Sparkassenverbandes und der Gewerkschaft zusam-
mengesetzte Schiedskommission zu befassen.

ARTIKEL 4 – AUFKÜNDIGUNG

Dieser Kollektivvertrag wird auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossen. Er kann von jedem der beiden Vertrags-

partner/innen jederzeit unter Einhaltung einer drei-
monatigen Frist aufgekündigt werden.

ARTIKEL 5 – PRÄAMBEL

Neu gestaltete Sicherheit für alle Sparkassenmitarbei-
terInnen Mit dem vorliegenden Kollektivvertrag ver-
einbaren der Österreichische Sparkassenverband
und die Gewerkschaft der Privatangestellten mit 1. 1.
2007 die grundlegende Neuordnung des kollektivver-
traglichen Kündigungsschutzes.
Die KollektivvertragspartnerInnen verbindet die Erfah-
rung und Überzeugung, dass Veränderungen nur ge-
meinsam mit den MitarbeiterInnen erfolgreich zu ge-
stalten sind.

Das Augenmerk gilt daher stets auch den Mitarbeiter-
Innen und deren Identifikation mit der Sparkassen-
gruppe und ihren KundInnen.
Die KollektivvertragspartnerInnen halten im Sinne ih-
res Bekenntnisses zu umfassender Vertragstreue und
Fairness einvernehmlich fest, dass sämtliche derzeit
gültigen Regelungen zum Definitivum in Kollektivver-
trag und Betriebsvereinbarungen einzuhalten sind.
Dies bedeutet als gemeinsame Basis und Vorausset-
zung für diese Reform insbesondere, dass sich für be-
reits definitive MitarbeiterInnen nichts ändert und dass
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offene Definitivstellungsquoten seitens der Sparkas-
sen bis inkl 2006 in vollem Ausmaß zu erfüllen sind.
Diese Reform ist von folgenden gemeinsamen Grund-
sätzen getragen:

1. Definitive Anstellungen mit dem Status der Unkünd-
barkeit werden (mit sinkender Anzahl von neu defi-
nitiv zu stellenden Mitarbeitern) bis inkl 2009 erfol-
gen. „Zielübertragungen” in die Pensionskasse
werden uneingeschränkt für die volle Quote bis
2009 umgesetzt.

2. Der neu gestaltete Kündigungsschutz soll bedarfs-
gerecht und für einen größeren MitarbeiterInnen-
kreis als bisher Sicherheit bieten sowie dem Prinzip,
Kündigungen möglichst zu vermeiden, folgen bzw
deren negative Konsequenzen mit zusätzlichen
Maßnahmen weitgehend abfedern.

3. Es ist ein besonderer „Alterskündigungsschutz” ver-
einbart, der SparkassenmitarbeiterInnen grund-
sätzlich 5 Jahre vor Erreichen des Regelpensionsal-
ters unkündbar macht.

4. Im Vorfeld von Kündigungen gibt es im Rahmen von
kollektivvertraglichen Vorverfahren besondere
Rechte für die/den betroffenen Mitarbeiter/in und
eine erweiterte Mitwirkung des Betriebsrates.

5. Im Kündigungsfall sind, je nach Eintrittsdatum, Le-
bensalter und Art der Kündigung zusätzliche Leis-

tungen der Sparkasse (Administrativpensionen, Zu-
satzabfertigungen) vorgesehen, wobei auch per-
sönliche Umstände (Gesundheitszustand, Ausbil-
dungsstand) der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters be-
wertet werden. Dabei gilt der Grundsatz, dass bei
betriebsbedingten Kündigungen höhere Leistun-
gen anfallen als bei personenbedingten. Die ent-
sprechenden Regelungen beinhalten zudem eine
sozialpolitische Tangente, indem schutzwürdige
Gruppen speziell berücksichtigt werden. So werden
beispielsweise Elternkarenzzeiten für den Erwerb
und Umfang des neuen Kündigungsschutzes voll
angerechnet.

6. Die KollektivvertragspartnerInnen bekennen sich
dazu, die Umsetzung der gesamten Reform unter
besonderer Beachtung von Gender-Kriterien
durchzuführen und dabei der Gleichbehandlung
von Frauen und Männern bzw Voll- und Teilzeitbe-
schäftigten noch mehr als bisher gebührende Be-
deutung beizumessen.

7. Die KollektivvertragspartnerInnen werden die mit
der Neugestaltung des Kündigungsschutzes ge-
wonnenen Erfahrungen spätestens 2009 evaluieren
und im Falle einer von den Regelungsabsichten ab-
weichenden Praxis entsprechende Adaptierungen
des Kollektivvertrages vornehmen.

BESONDERE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 6 – BESONDERER (NORMATIVER) TEIL

1. In § 10 SpKV werden nach dem Abs 2 die Abs 2a und
2b neu eingefügt:

Übergangsregelung

(2a) Von der zur Erreichung der Quote von 70% je-
weils zum vorangegangenen Jahresende ermittelten
Anzahl an Angestellten sind (bis spätestens 31. 3.)
2007 nur noch 80%, 2008 nur noch 40% und 2009
nur noch 20% in ein definitives Dienstverhältnis zu
übernehmen, wobei sich hierbei ergebende Bruchtei-
le aufzurunden sind. Ab 1. 1. 2010 finden keine neuen
Definitivstellungen mehr statt.

(2b) Die jeweilige Gesamtanzahl an Angestellten, für
die am Ende des Übergangszeitraumes [§ 98h (3)]
Pensionskassenbeiträge gemäß § 98e entrichtet wer-
den, ohne dass eine Übernahme in ein definitives
Dienstverhältnis erfolgt, ist jeweils auf die Quote von
70% anzurechnen.

2. In § 49 SpKV werden nach dem Abs 4 die Abs 5 bis
13 neu eingefügt:

(5) Im Falle der betriebsbedingten Kündigung durch
die Sparkasse, hat diese für Angestellte, die bis längs-
tens 31. 12. 2009 die Wartezeit gemäß § 10 (2) erfüllen
(sog. Gruppe I), die Administrativpension [§ 85 (3)] zu
leisten, sofern das Dienstverhältnis infolge der Kündi-
gung ab Vollendung des 45. Lebensjahres der/des
Angestellten endet. Endet das Dienstverhältnis einer/
eines Angestellten der Gruppe I infolge der betriebs-
bedingten Kündigung vor Vollendung ihres/seines
45. Lebensjahres oder infolge einer personenbeding-
ten Kündigung, leistet die Sparkasse die zusätzliche
Abfertigung (§ 70a).
Dem Betriebsrat ist von der Sparkasse ehest möglich
nach dem 1. 1. 2007, danach einmal jährlich bis
2010 in aktualisierter Form, eine Liste der Angestellten
zu übermitteln, die der Gruppe I angehören.

(6) Im Falle der betriebsbedingten Kündigung durch
die Sparkasse hat diese für Angestellte, die bis
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31. 12. 2009 die Wartezeit gemäß § 10 (2) nicht erfüllen
(sog. Gruppe II), die Einmalzahlung (§ 68) zu leisten.

(7) Leistungen gemäß (5) und (6) gebühren der/dem
Angestellten nicht, wenn sie/er im Beendigungszeit-
punkt Anspruch auf gesetzliche (vorzeitige) Alterspen-
sion hat. Dies gilt jedoch nicht für den Anspruch auf
Korridorpension [§ 4 (2) APG].

(8)Die Folgen einer betriebsbedingten Kündigung ge-
mäß (5) und (6) treten ein, wenn Gründe vorliegen, die
nicht in der Person der/des Angestellten bzw nicht in
der nachhaltig mangelnden Erfüllung ihrer/seiner
Dienstpflichten gelegen sind. Bei dieser Entscheidung
sind Alter, Gesundheitszustand und Ausbildungsstand
der/des betroffenen Angestellten individuell zu be-
werten und berücksichtigen.

(9) Sofern das Dienstverhältnis einer/eines Angestell-
ten infolge der (beabsichtigten) personenbedingten
Kündigung ab Vollendung ihres/seines 45. Lebensjah-
res enden würde, hat die Sparkasse den Betriebsrat
unter Nennung der wesentlichen Umstände zu infor-
mieren und mit ihm insbesondere zu beraten, ob und
gegebenenfalls welche Maßnahmen geeignet sind,
die (personenbedingte) Kündigung der/des Ange-
stellten zu vermeiden. Eine für den Einzelfall überein-
stimmend als geeignet angesehene Maßnahme ist
mit dem/der Angestellten nach Möglichkeit spätes-
tens ein Monat nach der Information des Betriebsrates
schriftlich zu vereinbaren. Als Maßnahmen kommen
beispielsweise ein gemeinsam geführtes Mitarbeiter-
gespräch mit einer allenfalls nachfolgenden Anpas-
sung der Arbeits- und Entwicklungsvereinbarung oder
die Absolvierung einer zusätzlichen Ausbildung in Be-
tracht. Die Beratungen mit dem Betriebsrat sind
schriftlich zu dokumentieren. Die personenbedingte
Kündigung kann hier frühestens 6 Monate nach der
Information des Betriebsrates ausgesprochen werden.

(10) Sofern das Dienstverhältnis einer/eines Angestell-
ten infolge der (beabsichtigten) personenbedingten
Kündigung vor Vollendung ihres/seines 45. Lebensjah-
res enden würde, hat die Sparkasse den Betriebsrat
unter Nennung der wesentlichen Umstände zu infor-
mieren und mit ihm zu beraten. Die Beratungen mit
dem Betriebsrat sind schriftlich zu dokumentieren.
Die personenbedingte Kündigung kann hier frühes-
tens 1 Monat nach der Information des Betriebsrates
ausgesprochen werden.

(11) Ein Verfahren gemäß (9) und (10) entfällt, wenn
die Sparkasse die Folgen der betriebsbedingten Kün-
digung zuerkennt.

(12) Die Sparkasse kann das Dienstverhältnis einer/ei-
nes Angestellten innerhalb von 5 Jahren vor Erreichen
seines/ihres gesetzlichen Regelpensionsalters nicht

mehr durch Kündigung auflösen, es sei denn, die/
der Angestellte hat bei Auflösung des Dienstverhält-
nisses noch keine 10 Dienstjahre ununterbrochen in
der Sparkasse tatsächlich absolviert und/oder einen
Pensionsanspruch gemäß (7). Bei Ermittlung der ab-
solvierten Dienstjahre finden die Bestimmungen des
§ 167 (9) a) zweiter bis vierter Satz Anwendung.
Besteht für Angestellte, die ihr Regelpensionsalter
noch nicht erreicht haben, bei Auflösung des Dienst-
verhältnisses infolge der Kündigung durch die Spar-
kasse ein Anspruch auf gesetzliche vorzeitige Alters-
pension bei langer Versicherungsdauer, leistet die
Sparkasse für sie die Grundbeiträge gem § 98a bis
zu ihrem Regelpensionsalter in Form eines Einmalbeit-
rages, der durch Multiplikation des zuletzt aktuellen
monatlichen Grundbeitrages mit den fehlenden Bei-
tragsmonaten (inklusive Sonderzahlungen) berechnet
wird.

(13) Die Kollektivvertragspartner werden die mit der
Neuregelung des Kündigungsschutzes gewonnenen
Erfahrungen spätestens im ersten Halbjahr 2009 erör-
tern (Evaluierung) und hierbei überprüfen, ob die sich
bei der Abgrenzung betriebsbedingte/personenbe-
dingte Kündigung herausgebildete Praxis von der ge-
meinsamen Regelungsabsicht abweicht. Weicht sie
von ihr ab, besteht Einvernehmen über eine Anpas-
sung der betroffenen Regelungen zu beraten.

3. In § 49a Abs 1 SpKV wird der erste Satz neu gefasst:
„Bei im Rahmen des betrieblichen Beurteilungswesens
festgestellter unzureichender Erfüllung der Dienst-
pflichten durch eine/n definitiven Angestellte/n sind
seitens der Sparkasse gesonderte Mitarbeitergesprä-
che zu führen, die zu einer Verbesserung der Dienster-
füllung beitragen sollen.”

4. Nach dem § 67 SpKV wird ein § 68 neu eingefügt:

§ 68 Einmalzahlung
Wenn das Dienstverhältnis einer/eines Angestellten
der Gruppe II [§ 49 (6)] durch betriebsbedingte Kündi-
gung seitens der Sparkasse aufgelöst wird und die/
der Angestellte bis zur Auflösung des Dienstverhältnis-
ses zumindest 10 Dienstjahre ununterbrochen in der
Sparkasse tatsächlich absolviert hat und § 49 (7) keine
Anwendung findet, gebührt ihr/ihm eine Einmalzah-
lung im 2-fachen Ausmaß des letzten Monatsbezuges.
Bei Ermittlung der absolvierten Dienstjahre finden die
Bestimmungen des § 167 (9) a) zweiter bis vierter Satz
Anwendung.
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Nach dem § 70 SpKV wird ein § 70a neu eingefügt:

§ 70a Zusätzliche Abfertigung

(1)Wenn das Dienstverhältnis einer/eines Angestellten
der Gruppe I [§ 49 (5)] durch personenbedingte Kün-
digung seitens der Sparkasse aufgelöst wird und
§ 49 (7) keine Anwendung findet, gebührt der/dem
Angestellten eine zusätzliche Abfertigung, die 25%
der gemäß § 70 (1) erster und zweiter Satz ermittelten
Abfertigung beträgt.

(2)Wenn das Dienstverhältnis einer/eines Angestellten
der Gruppe I [§ 49 (5)] durch betriebsbedingte Kündi-
gung seitens der Sparkasse vor Vollendung ihres/sei-
nes 45. Lebensjahres aufgelöst wird und § 49 (7) keine
Anwendung findet, gebührt der/dem Angestellten ei-
ne zusätzliche Abfertigung, die 50% der gemäß § 70
(1) erster und zweiter Satz ermittelten Abfertigung be-
trägt; sie erhöht sich auf 100%, wenn diese/r Ange-
stellte bis zur Auflösung des Dienstverhältnisses zumin-
dest 20 Dienstjahre ununterbrochen in der Sparkasse
tatsächlich absolviert hat. Bei Ermittlung der absol-
vierten Dienstjahre finden die Bestimmungen des
§ 167 (9) a) zweiter bis vierter Satz Anwendung.

6. In § 72 Abs 1 SpKV wird lit b) neu gefasst:
„b) nicht definitive Angestellte unter gewissen Voraus-
setzungen bei Berufsunfähigkeit (§ 83), bei Dienstun-
fall (§ 84) und bei betriebsbedingter Kündigung
[§ 85 (3)].”

7. In § 85 SpKV wird nach dem Abs 2 ein Abs 3 neu ein-
gefügt:

(3) Administrativpension gebührt auch aufgrund einer
betriebsbedingten Kündigung eines/einer Angestell-
ten der Gruppe I [§ 49 (5)], sofern das Dienstverhältnis
infolge der Kündigung ab Vollendung des 45. Lebens-
jahres der/des Angestellten endet und § 49 (7) keine
Anwendung findet. Ein von ihr abgeleiteter Anspruch

auf Hinterbliebenenpension besteht gegenüber der
Sparkasse nicht.

8. In § 93 Abs 1 SpKV werden nach dem bisherigen
letzten Satz folgende zwei Sätze neu eingefügt:
„Die oben angeführte Steigerungsstaffel wird bei Er-
mittlung der Administrativpension gemäß § 85 (3) für
anspruchsberechtigte Angestellte, welche die Warte-
zeit gemäß § 10 (2) erst nach dem 31. 12. 2005 erfüllt
haben, insoweit abgeändert, als sie für die ersten
10 pensionsanrechenbaren Dienstjahre 20% der Pen-
sionsbemessungsgrundlage beträgt. Bei Berechnung
der Administrativpension gemäß § 85 (3) wird das
Höchstausmaß in jedem Fall mit 80% der Pensionsbe-
messungsgrundlage festgelegt.”

9. In § 98h SpKV wird nach dem Abs 2 ein Abs 3 neu
eingefügt:

(3) Pensionskassenbeiträge gemäß § 98e fallen im
Übergangszeitraum [§ 10 (2a)] für 100% der zur Errei-
chung der Quote von 70% [§ 10 (2)] jeweils ermittelten
Anzahl an Angestellten an. Für den jeweiligen Teil da-
von, für den keine Übernahme von Angestellten in ein
definitives Dienstverhältnis erfolgt, werden die Pen-
sionskassenbeiträge gemäß § 98e erst per 31. 12.
2009 entrichtet. Die einzelnen Angestellten, für die die-
se Beiträge in die Pensionskasse einbezahlt werden,
sind nach Möglichkeit entsprechend dem in der Grup-
pe I [§ 49 (5)] dann bestehenden Verhältnis Frauen/
Männer und Voll-/Teilzeitbeschäftigte von der Spar-
kasse auszuwählen. Die Einzahlung hat für jeden aus-
gewählten Angestellten zumindest den – ab 1. 2. 2007
jährlich um den prozentuellen Veränderungssatz der
Schemagehälter zu erhöhenden – Betrag von
€ 500,– auszumachen, sofern die nach dem Techni-
schen Anhang Abschnitt I durchzuführende Berech-
nung keinen höheren Gesamtbetrag ergibt.
Angestellte, die in ein definitives Dienstverhältnis
übernommen werden, erhalten die Pensionskassen-
beiträge gem § 98e – wie bisher – im Jahr der Defini-
tivstellung in die Pensionskasse einbezahlt.

Wien, am 20. April 2006

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
Bundesausschuss Sparkassen
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KOLLEKTIVVERTRAG
betreffend die Gestaltung der Mindestertragsgarantie in Pensionskassen

§ 1 Persönlicher Geltungsbereich

Dieser Kollektivvertrag gilt für alle vom Geltungsbe-
reich des Kollektivvertrages „Pensionsreform 1999”
vom 2. 12. 1999 erfassten Arbeitgeber und deren An-
gestellte sowie deren Empfänger/innen von Ruhe-
und Versorgungsgenüssen.

§ 2 Wirksamkeit

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages treten mit
13. 10. 2005 in Kraft.

§ 3 Mindestertragsgarantie

Die Pensionskasse hat für jede Veranlagungs- und Ri-
sikogemeinschaft einen Mindestertrag auf Basis der
derzeitigen Bestimmungen des § 2 Abs 2 bis 4 PKG zu
garantieren (Pensionskassenzusage mit Mindestga-
rantie). Im Pensionskassenvertrag kann diese Garan-
tie des Mindestertrages ausgeschlossen werden (Pen-
sionskassenzusage ohne Mindestgarantie). In diesem
Fall sind der Ausschluss des Mindestertrages bzw die
Bedingungen für ein „opting out mit Rückkehrmög-
lichkeit” in der Betriebsvereinbarung bzw in der Ver-
einbarung gemäß Vertragsmuster gem Betriebspen-
sionsgesetz zu vereinbaren. In der Betriebsvereinba-
rung ist ausdrücklich auf das die Mindestertragsga-
rantie betreffende offene Verfahren vor dem Verfas-
sungsgerichtshof hinzuweisen.
Die Betriebsvereinbarung über das „opting out” hat
folgende Mindeststandards zu enthalten:

• Vereinbarung, ob und unter welchen Bedingungen
eine Rückkehr in die gesetzliche Mindestertragsga-
rantie möglich ist.

• Für den Fall, dass eine Rückkehr in die Mindestert-
ragsgarantie vorgesehen ist, ist die derzeit geltende
Rechtslage als Geschäftsgrundlage für die Erklä-
rung über das „opting out” anzuführen.

• Das „opting-out” erfolgt unter der Voraussetzung,
dass die Pensionskasse die von den Anwartschafts-
und Leistungsberechtigten und den Arbeitgebern
direkt und/oder indirekt zum Aufbau der Mindestert-
ragsrücklage geleisteten Beiträge samt Zinsen und
allenfalls rückerstatteten Steuern der Deckungs-
und/oder Schwankungsrückstellung bzw einer Art
„Sonderschwankungsrückstellung” in der VRG guts-
chreibt. Darüber hinaus besteht Einvernehmen, mit
der Pensionskasse über einen von ihr zu leistenden,
angemessenen Beitrag zur Abgeltung der wegfal-
lenden Mindestertragsgarantie zu verhandeln, der
ebenfalls wie oben gutzuschreiben ist.

In § 98a SpKV wird als neuer (6) nachfolgender Absatz
neu eingefügt:
„Für den Fall eines „opting-out” (Ausschluss der Min-
destertragsgarantie der Pensionskasse durch Ab-
schluss einer Betriebsvereinbarung) werden ab 1. 2.
2006 bzw bei einem allenfalls danach erfolgenden
„opting-out” mit dem darauf folgenden Monatsersten
die bisher kollektivvertraglich oder betrieblich verein-
barten Beitragssätze für den laufenden Pensionskas-
senbeitrag um 0,2%-Punkte erhöht. In gleicher Weise
kann das aus dieser Beitragserhöhung resultierende
Volumen für den/die Begünstigten materiell gleich-
wertig in eine alternative Vorsorgeform einbezahlt
werden.”
Leistungsberechtigte werden von der Pensionskasse
über ihre individuelle Optionsmöglichkeit informiert
und erhalten von dieser entsprechende Optionserklä-
rungen zur Verfügung gestellt.

Wien, am 24. 11. 2005

Österreichischer Sparkassenverband

Gewerkschaft der Privatangestellten
Bundesausschuss Sparkassen
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KOLLEKTIVVERTRAG
betreffend Rahmenbedingungen für die Überleitung von Deckungsrückstellungen in
Pensionskassen gemäß § 48a des Pensionskassengesetzes in der Fassung des Artikel 38

des Budgetbegleitgesetzes 2003

(„PK-Überleitungs-KV”),

abgeschlossen zwischen dem

Österreichischen Sparkassenverband

und dem

Österreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,
Bundesausschuss Sparkassen.

ARTIKEL 1 – GELTUNGSBEREICH

Dieser Kollektivvertrag gilt einerseits für Unternehmen,
die dem Sparkassen-Kollektivvertrag in der Fassung
vom 1. 2. 2003 angehörig sind, und andererseits für
die Angestellten dieser Unternehmen, deren direkte
Leistungszusagen gemäß § 48 Pensionskassengesetz
(BGBI Nr 281/1990, idgF) bis spätestens 31. 12. 2002
auf eine Pensionskasse übertragen wurden und für al-

le Personen, die im Zeitpunkt der Übertragung kollek-
tivvertragsangehörig waren. Für Leitende Angestellte
werden die Bestimmungen unter den gleichen Vo-
raussetzungen und nach Maßgabe der spezifischen
Vorschriften des Betriebspensionsgesetzes und des
Pensionskassengesetzes sinngemäß angewendet.

ARTIKEL 2 – WIRKSAMKEIT

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages treten mit 18. September 2003 in Kraft.

ARTIKEL 3 – ÜBERLEITUNG IN EINE ANDERE VERANLAGUNGS- UND RISIKOGEMEIN-
SCHAFT

Anwartschafts- und Leistungsberechtigte, deren di-
rekte Leistungszusage gemäß § 48 Pensionskassenge-
setz auf eine Pensionskasse übertragen wurde, kön-
nen die zum 31. Dezember 2003 ausgewiesene De-
ckungsrückstellung in eine andere Veranlagungs-
und Risikogemeinschaft dieser Pensionskasse überlei-
ten, die einen Rechnungszins von höchstens 3,5% und
einen rechnungsmäßigen Überschuss von 5,5% ge-

schäftsplanmäßig vorsieht. Hierbei ist sicherzustellen,
dass die Anwartschafts- und Leistungsberechtigten
umfassend über den Inhalt dieses Kollektivvertrages
und daran anknüpfender Betriebsvereinbarungen so-
wie rechtzeitig für ihre Entscheidungsfindung konkret
und individuell informiert werden, wobei die Pensions-
kasse bzw geeignete Dritte tunlichst zur Beratung he-
ranzuziehen sind.

ARTIKEL 4 – BETRIEBSVEREINBARUNG UND PENSIONSKASSENVERTRAG

Allfällige ergänzende Rahmenbedingungen der
Überleitung sind in einer Betriebsvereinbarung bzw
gegebenenfalls in einer Vereinbarung gemäß Ver-

tragsmuster und daran anknüpfend im Pensionskas-
senvertrag vorzusehen.

Wien, am 18. September 2003
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ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

Kassler Rebholz

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Sallmutter Proyer

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
BUNDESAUSSCHUSS SPARKASSEN

Fuhrmann Kral-Bast
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ANHANG

ZUSATZPROTOKOLL ZUM KOLLEKTIVVERTRAG „KV 2009“

Die Kollektivvertragspartner halten klarstellend fest,
dass für zuschlagspflichtige Mehrarbeitsstunden im
Sinne des Arbeitszeitgesetzes (AZG) den vom persönli-
chen Geltungsbereich des Sparkassen-Kollektivver-
trages erfassten Angestellten der Mehrarbeitszu-
schlag gem § 61 Abs 1 Sparkassen-Kollektivvertrag

im Ausmaß von 16,67% plus der Mehrarbeitszuschlag
gemäß § 19d Abs 3a AZG im Ausmaß von 25% ge-
bührt. Der Teiler für die Berechnung des Mehrarbeits-
zuschlages beträgt auf Basis einer Vollzeitbeschäfti-
gung 1/167.

Wien, am 26. März 2009

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN, DRUCK, JOURNALISMUS, PAPIER
Wirtschaftsbereich Sparkassen

ZUSATZPROTOKOLL ZUM KOLLEKTIVVERTRAG „KV 2006”

1. § 82 (Alterspension) Abs 2 SpKV
Die Kollektivvertragspartner kommen überein, § 82
Abs 2 SpKV in der Weise auszulegen, dass die einseiti-
ge Versetzung durch die Sparkasse nur auf definitv
gestellte Angestellte Anwendung finden kann.
Bei der einseitigen Versetzung in den Ruhestand
durch die Sparkasse ist tunlichst darauf Bedacht zu
nehmen, dass bei Inanspruchnahme der gesetzlichen
Pension vor dem Regelpensionsalter Abschläge anfal-
len.
Aus diesem Grund stellt ein Anspruch des Angestellten
auf Korridorpension gem § 4 (2) APG keine Vorausset-
zung dar, die der Sparkasse die einseitige Versetzung
in den Ruhestand ermöglicht.

2. Rückersatz von Ausbildungskosten
Aus Anlass der gesetzlichen Regelung des Rückersat-
zes von Ausbildungskosten haben die Kollektivver-

tragspartner die Absicht, noch in diesem Jahr die
diesbezüglich bestehenden kollektivvertraglichen
(§ 101 SpKV) und neuen gesetzlichen Bestimmungen
(§ 2d AVRAG) einer Prüfung zu unterziehen und not-
wendigerweise klarstellende bzw abfedernde Normen
in Geltung zu setzen.
Insbesondere besteht Einvernehmen, dass die gesetz-
lich vorgesehene Möglichkeit der Rückforderung
während der Ausbildung weiterbezahlten Entgeltes
sowie der gesetzlich verlängerte Zeitraum, für den
ein Rückersatz von Ausbildungskosten vereinbart wer-
den kann, keine negativen Auswirkungen auf die Aus-
und Weiterbildung der Angestellten der Sparkassen-
gruppe zeitigen soll.

Wien, am 20 April 2006

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
Bundesausschuss Sparkassen

– 82 –Anhang: Protokolle



ZUSATZPROTOKOLL ZUM KOLLEKTIVVERTRAG „KV 2003”

Zu modernen Lernformen („e-learning”)

Die Partner des Sparkassen-Kollektivvertrags begrü-
ßen die Empfehlung der Kollektivvertragspartner/in-
nen der österreichischen Kreditwirtschaft zum e-lear-
ning, die am 28. November 2002 in der Wiener Börse
unterzeichnet wurde. E-learning und vergleichbare
Selbstlernmethoden werden in der Ausbildung der
Mitarbeiter/innen in Zukunft einen breiteren Raum
einnehmen. Die Individualisierung des Lerntempos,
die Möglichkeit des arbeitsplatzunabhängigen Lern-
ens und die größere Aktualität der Lernmedien sind
entscheidende Vorteile.
Die Partner des Sparkassen-Kollektivvertrags forcie-
ren ein Gesamtkonzept, bei dem auch andere Lernfor-
men (Präsenzphasen, Gruppentreffen, Kontakt zu Tu-
tor/innen etc) eingesetzt werden. Die von der Judika-
tur entwickelten Grundsätze, dass Lernen im Rahmen
der vom Arbeitgeber angeordneten Aus- und Weiter-
bildung unabhängig von der Lernumgebung Arbeits-
zeit darstellt, gilt auch für das e-learning. Um sicher-
zustellen, dass alle Mitarbeiter/innen bei der Erarbei-
tung von durch e-learning vermittelten Inhalten gleich
und fair behandelt werden, sind e-learning-Module
mit Normzeiten auszustatten. Sie sind von professio-
nellen Ausbildungsinstitutionen (zB sektoreigenen
Akademien, unternehmenseigenen Ausbildungsein-
heiten oder Anbietern von e-learning-Software) vor-
zugeben und den betroffenen Mitarbeiter(n)innen
zur Kenntnis zu bringen. Diese Normzeiten gelten un-
ter der oben genannten Bedingung als Arbeitszeit.
Erforderliches Schulungsmaterial und elektronische
Ausstattung bzw der Zugang zu entsprechenden Kom-
munikationsmedien unter Einräumung der erforderli-
chen Lernatmosphäre sind vom Arbeitgeber bereitzu-
stellen. Die Arbeitnehmervertretungen sind entspre-
chend zu informieren bzw einzubinden. Ziel moderner
Lernmethoden ist nicht, spezielle personenbezogene
Daten über die Mitarbeiter/innen zu gewinnen.
Die Erfahrungen des Arbeitgebers sowie der Mitarbei-
ter/innen mit den neuen Lernformen (Inhalte, Soft-
ware-Ergonomie, Lernorganisation, Normzeiten) die-
nen als Grundlage für Verbesserungsmaßnahmen
(Evaluierung).
Die Partner des Sparkassen-Kollektivvertrags ersu-
chen die Institute um Beachtung aller arbeitszeitrele-
vanten Effekte des e-learning, um dessen hohe Attrak-
tivität beizubehalten. Gleichzeitig soll aber auch den
Mitarbeiter(n)innen vermittelt werden, dass alternative
Lernformen wie das e-learning nicht nur dem Arbeit-
geber, sondern vor allem auch den Mitarbeiter(n)in-
nen selbst einen hohen Nutzen bringen.

Übernahme der Erklärung vom 28. 11. 2002 hinsicht-
lich „Abfertigung-NEU”
Die Kollektivvertragspartner aller Kreditinstitutssekto-
ren haben am 28. 11. 02 in der Wiener Börse erklärt,
„unter den derzeitigen wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen keine generelle Initiative in Richtung Aus-
lagerung bestehender Anwartschaften in MVKn zu set-
zen.” Sollten sich die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen maßgeblich ändern oder die Übertrittsfrage in
einzelnen Instituten anders gesehen werden, kommen
die Partner des Sparkassen-Kollektivvertrages über-
ein, umgehend Verhandlungen über allfällige Rah-
menbedingungen für Umstiege im Einzelfall aufzu-
nehmen.

Zum neuen § 98a Abs 5
Wenn Teilzeitbeschäftigte für Mehrarbeitsleistungen
Überstundenentgelt erhalten, sind davon keine Bei-
träge in die Pensionskasse zu leisten.

Zur Neuformulierung der Reisekostenordnung
Die Reisekostenordnung des SpKV wurde textlich
knapper gefasst und mit den steuerrechtlichen Gege-
benheiten abgestimmt, ohne substantielle Ver-
schlechterungen für die Angestellten. Die Partner des
Sparkassen-Kollektivvertrages stimmen darin überein,
dass die Reisekostenvergütung für die Angestellten
keinen entgeltwerten Vorteil aus der Dienstreise dar-
stellen soll.

Weitere Empfehlungen der KV-Partner

1) Der arbeitsrechtliche Anspruch auf Karenz gem
Mutterschutzgesetz bzw Väter-Karenzgesetz endet
vor dem Ende des Anspruchs auf Kinderbetreuungs-
geld. Sollte im Anschluss an eine Karenz gem Mutter-
schutzgesetz bzw Väter-Karenzgesetz eine darüber hi-
naus gehende Karenzierung des Arbeitsverhältnisses
vereinbart werden, ersuchen die Partner des Sparkas-
sen-Kollektivvertrages die Sparkassen dringend, wäh-
rend dieser Zeit keine Kündigungen der karenzierten
Angestellten auszusprechen.

2) Das für Geburten ab 1. 1. 2002 geltende Kinderbet-
reuungsgeldgesetz koppelt den Anspruch auf Kinder-
betreuungsgeld an den Anspruch auf Familienbeihil-
fe; andererseits ist für den Anspruch auf Kinderzulage
ein konkreter Nachweis des Bezuges der Familienbei-
hilfe beizubringen (vgl § 57 Abs 1 SpKV, Seite 34). Die
Partner des Sparkassen-Kollektivvertrages empfehlen
den Sparkassen in dieser neu entstandenen Situation,
vom Erfordernis des nachgewiesenen Familienbeihil-
febezuges abzusehen, wenn ein Elternteil zwar grund-
sätzlich die Familienbeihilfe beziehen könnte, davon
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jedoch zugunsten des Anspruchs auf Kinderbetreu-
ungsgeld des anderen Elternteils Abstand nehmen
muss.

3) Die Partner des Sparkassen-Kollektivvertrages
empfehlen den Sparkassen auf Basis des Art V SpKV
(„Chancengleichheit in den österreichischen Sparkas-

sen”), Wünsche von Angestellten nach Änderung des
Arbeitszeitausmaßes – insbesondere im Zusammen-
hang mit familiären Betreuungspflichten – vorrangig
und entgegenkommend zu behandeln. Grundsätzlich
Gleiches gilt auch für spätere Wünsche nach einer
Ausweitung des Beschäftigungsgrades – insbesonde-
re nach Wegfall familiärer Betreuungspflichten.

Wien, am 10. März 2003

ÖSTERREICHISCHER SPARKASSENVERBAND

Kassler Rebholz

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Sallmutter Proyer

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Bundesausschuss Sparkassen

Fuhrmann Kral-Bast
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ZUSATZPROTOKOLL ZUM KOLLEKTIVVERTRAG „KV 2001”

(1) Pensionsvalorisierung
Hinsichtlich der Vorgangsweise bei der Pensionsvalo-
risierung (insb Behandlung des Sockelbetrages bei
Anwendung des § 74 Abs 2 SpKV) haben die Partner
des Kollektivvertrages eine gemeinsame Position erar-
beitet.
Sollte in Zukunft wiederum ein Valorisierungsab-
schluss mit (teilweiser) Verwendung eines Schilling-
bzw EURO-Betrages erzielt werden, könnte die Vor-
gangsweise zur Pensionsvalorisierung im Rahmen ei-
ner ergänzenden Klarstellung des § 74 Abs 2 SpKV in
den Sparkassen-Kollektivvertrag allenfalls auch direkt
aufgenommen werden.
Der diesbezügliche Satz (Einfügung nach § 74 Abs 2
Satz 1 SpKV) könnte lauten:
„Besteht ein Valorisierungsergebnis für die aktiven An-
gestellten teilweise oder zur Gänze aus einem Schilling
(Euro)betrag, gilt für Ruhe- bzw Versorgungsgenuss-
empfänger der dem Steigerungsprozentsatz (§ 93 Abs 1
bis 4) aus der seinerzeitigen Ruhegenussermittlung ent-
sprechende Betrag; im Falle des Valorisierungssplittings
wird von diesem anteiligen Betrag jenes Ausmaß heran-
gezogen, das dem prozentuellen Anteil der Splitting-
grenze an der Gesamtpensionsleistung entspricht (bei
Hinterbliebenenpensionen jeweils im aliquoten Aus-
maß).”

(2) Fachhochschul-Pflichtpraktikanten
Per 1. 1. 2002 treten im Sparkassen-Kollektivvertrag
Regelungen für Fachhochschul-Pflichtpraktikanten

in Kraft (Art 5 § 2 des KV 2001). Vor diesem Zeitpunkt
sind die geplanten Regelungen, insbesondere die Ent-
lohnung mit 77% des Schemagehaltes 1/1, als ge-
meinsame Empfehlung der Kollektivvertragspartner
zu verstehen. Nach einem Beobachtungsjahr 2002
werden sich die Kollektivvertragspartner im Rahmen
der Kollektivvertragsverhandlungen für einen
„KV 2003” mit den bis dahin gewonnenen Erfahrungs-
werten diese Regelungen betreffend befassen.

(3) Performance der Pensionskassen
Die Partner des Sparkassen-Kollektivvertrages kom-
men überein, nach Vorliegen des „Performance-Zwi-
schenstandes per 31. 10. 2001” der Sparkassen-VRG
(VRG 29; Pensionskapital der Sparkassenangestellten,
verwaltet von den Pensionskassen VPK und BVP) das
bisherige Veranlagungsergebnis für das Jahr 2001
zu besprechen.
Bei diesem Termin wird unter anderem zu klären sein,
in welcher Weise der von der GPA gewünschte Grund-
satz „AG-Reserve vor Schwankungsrückstellung” – be-
trifft den zweiten Satz in § 98h Abs 4 SpKV – im Bedarfs-
fall im Sparkassen-Kollektivvertrag verankert werden
wird.
Ein weiteres Thema könnte die Frage einer teilweisen
Aufhebung des „Beitragsstopps” bei den laufenden
Arbeitgeber-Pensionskassen-Beiträgen für nicht ziel-
übertragene Angestellte sein (vgl § 98f Abs 1 SpKV,
Seite 48).

Wien, am 21. Februar 2001

Österreichischer Sparkassenverband

Österreichischer Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,

Sektion Geld und Kredit

Bundesfachgruppe Sparkassen
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AUSZUG AUS DEM KV 99

(Gleichbehandlung von TZB)

PRÄAMBEL zum „KV 99”

Die Kollektivvertragspartner stellen mit dem vorlie-
genden Kollektivvertrag den vom Gleichbehand-
lungsgesetz in seiner geltenden Fassung geforderten
Status der teilzeitbeschäftigten Angestellten der Spar-
kassen her. Damit wird den Neuregelungen der am
1. 1. 1993 in Kraft getretenen 3. Novelle zum Gleichbe-
handlungsgesetz (Arbeitsrechtliches Begleitgesetz
BGBl 1992/833) entsprochen. Die teilzeitbeschäftigten
Angestellten werden mit Stichtag 1. 2. 1999 vom Kol-
lektivvertrag für die vollzeitbeschäftigten Angestellten
der Sparkassen (SpKV) erfasst, sodass der Kollektivver-
trag für teilzeitbeschäftigte Angestellte der Sparkas-
sen (TZB-KV) mit 31. 1. 1999 außer Kraft treten kann.
Bei gemischten Tätigkeiten (in ein und demselben
Dienstverhältnis liegen sowohl Zeiten der Teilzeitbe-
schäftigung als auch Zeiten der Vollzeitbeschäfti-
gung) wird vom Prinzip der Gewichtung der Bemes-
sungsgrundlage ausgegangen (siehe die neuen § 66
Abs 3, Seite 37und § 70 Abs 1a SpKV, Seite 37). Als be-

sondere Fördermaßnahme werden ab 1. 2. 1999 für
die beschleunigte durchgehende Gleichstellung der
Teilzeitbeschäftigten im Falle der Jubiläumsgabe
Dienstzeiten bei Teilzeitbeschäftigten bereits ab 1. 1.
1976 berücksichtigt. Als weitere Fördermaßnahme
werden zur rückwirkenden Gleichstellung ab 1. 1.
1993 Jubiläumsgaben in jenen Fällen, in welchen die
Sparkassen ihren Teilzeitbeschäftigten nicht ohnedies
– auf freiwilliger Basis – Jubiläumsgaben gewährt ha-
ben, bis spätestens 31. 12. 1999 gemäß § 5 dieses Kol-
lektivvertrags nachgezahlt.
Die Partner der Betriebsvereinbarungen der in Art II
SpKV genannten Institute und Unternehmen sind auf-
grund der Rechtslage (insb Gleichbehandlungsge-
setz, Arbeitszeitgesetz) verpflichtet, die Bestimmungen
des „KV '99”, insbesondere jene zur Gleichstellung der
Teilzeitbeschäftigten, im Rahmen der dort vorliegen-
den Betriebsvereinbarungen umzusetzen.

§ 5 des KV 99 – Übergangsregelung zur Jubiläumsgabe von Teilzeitbeschäftigten

Zur rückwirkenden Gleichstellung ab 1. 1. 1993 wer-
den Jubiläumsgaben im Sinne des § 66 SpKV in jenen
Fällen, in welchen die Sparkassen ihren Teilzeitbe-
schäftigten nicht ohnedies – auf freiwilliger Basis – Ju-
biläumsgaben gewährt haben, bis spätestens 31. 12.
1999 (Auszahlungsfrist) nachgezahlt. Voraussetzung
ist, dass die Mitarbeiter am 1. 2. 1999 im aufrechten
Dienstverhältnis gestanden sind und das Dienstjubi-
läum bei Berücksichtigung von Teilzeiten ab 1. 1.

1976 in der Zeit zwischen 1. 1. 1993 und 1. 2. 1999 statt-
gefunden hätte. Die Bemessungsgrundlage wird nach
den anspruchsbegründenden Dienstzeiten gewichtet
(siehe den neuen § 66 Abs 3 SpKV, Seite 37), wobei
die Gehaltsansätze im Zeitpunkt des anspruchsbe-
gründenden Dienstjubiläums, allerdings auf Basis
der ab 1. 2. 1999 geltenden Besoldungsschemata, he-
rangezogen werden.
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ANLAGE 1

NEUES GEHALTSSCHEMA 1. 4. 2022 (IN EURO)

Gültig ab 1. 4. 2022

Verweildauer Stufe A B C D E F G H

1 1 1.975,29 2.151,94 2.357,99 2.608,19 2.902,56 3.226,38 3.594,33 4.080,02
1 2 2.030,51 2.212,45 2.424,66 2.682,40 2.985,58 3.319,11 3.698,08 4.198,37
1 3 2.087,34 2.274,73 2.493,34 2.758,78 3.071,08 3.414,61 3.804,99 4.320,22
2 4 2.155,67 2.360,30 2.565,55 2.837,50 3.173,84 3.529,39 3.933,41 4.466,71
4 5 2.226,38 2.460,42 2.674,83 2.959,05 3.295,35 3.648,15 4.066,34 4.618,30
4 6 2.299,58 2.565,05 2.789,03 3.086,13 3.421,75 3.771,13 4.203,92 4.775,18
4 7 2.375,30 2.674,37 2.906,88 3.218,88 3.553,20 3.898,34 4.346,30 4.937,59
4 8 2.453,71 2.788,63 3.045,48 3.373,08 3.689,91 4.030,04 4.493,67 5.105,64
- 9 2.534,83 2.894,73 3.190,98 3.534,97 3.832,05 4.185,82 4.667,97 5.304,46
I. Kompetenzzulage 5% 2.661,57 3.039,47 3.350,53 3.711,72 4.023,65 4.395,11 4.901,37 5.569,68
II. Kompetenzzulage 10% 2.788,31 3.184,20 3.510,08 3.888,47 4.215,26 4.604,40 5.134,77 5.834,91

Sozialzulagen: (gültig ab 1. 4. 2022)

Haushaltszulage „klein” (§ 56/1 b) 45,78
Haushaltszulage „groß” (§ 56/1 a, c, d) 77,03

Kinderzulage „klein”: (§ 57/1 a) 143,19
Kinderzulage „groß”: (§ 57/1 b) 152,21

Funktionszulage „groß”: (§ 59/1) 37,50
Funktionszulage „klein”: (§ 59/2) 21,80

Kassierfehlgeld je Arbeitstag: (§ 62/1) 3,27

Kostenbeihilfe bei Eheschließung: (§ 67/1 a) 145,35
Kostenbeihilfe bei Geburten: (§ 67/1 b) 181,68
Kostenbeihilfe bei Todesfällen: (§ 67/1 c) 145,35

Lehrlingsentschädigung für das 1. Lehrjahr 916,26
Lehrlingsentschädigung für das 2. Lehrjahr 1.098,67
Lehrlingsentschädigung für das 3. Lehrjahr 1.282,19

Mindestentgelt für Fachhochschul-PflichtpraktikantInnen (§ 165): 1.639,57
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JA! 
� Frau      � Herr      � Divers      � ..............................................................

Familienname ................................................................................................. Vorname ......................................................................................................

Titel ................................................................................................................... Geburtsdatum 

Straße/Haus-Nr. ............................................................................................. PLZ/Wohnort ..............................................................................................

Telefonisch erreichbar .................................................................................. E-Mail ..........................................................................................................

☐ Angestellte/r ☐ ArbeiterIn ☐ Lehrling/......Lj. ☐ SchülerIn ☐ StudentIn                  

☐ Werkvertrag ☐  ☐ Freier Dienstvertrag ☐  ☐

Derzeitige Tätigkeit ................................................................... ☐  ............................................

 .......................................................................  Dienstort .....................................................................

 ..................................................................................................................................................................................................................................

Branche .................................................................................................................................................................................................................................. 

Höhe des monatlichen Beitrages: EUR 

Der monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 1 % des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag (siehe www.gpa.at/mitgliedsbeitrag),  

der jährlich angepasst wird. Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

☐  Ich willige ein, dass ÖGB, ÖGB Verlag und/oder VÖGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren  

dürfen, um über Serviceleistungen, etwa Aktionen für Tickets, Bücher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu  

übermitteln. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden.

☐ BETRIEBSABZUG

werden kann. Ich erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitragseinhebung erforderlichen personen-

Karenzzeiten, Präsenz-, Ausbildungs- und Zivildienstzeiten, Pensionierung und Adressänderungen) von meinem Arbeitgeber und von der 

☐ SEPA  (Bankeinzug)

kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten 

dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

Der Einzug des Mitgliedsbeitrags erfolgt jeweils zum Monatsultimo.

☐ monatlich ☐ alle 2 Monate ☐ jedes Quartal ☐ 1/2 jährlich ☐
Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wünsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug des  

meinem bekannt gegebenen Konto umzustellen.

IBAN BIC

.............................................................................................................................................  

 

unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben. 

...................................................................................................... 

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301,

E-Mail: service@gpa.at, ZVR 576439352, CID: AT48ZZZ00000006541  WerberIn-Mitgliedsnummer: .....................................................................



Der Schutz Ihrer persönlichen Daten ist uns ein besonderes Anlie-

gen. In dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie über die 

wichtigsten Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mit-

gliederverwaltung. Eine umfassende Information, wie der Öster-

Ihren personenbezogenen Daten umgeht, finden Sie unter www.
oegb.at/datenschutz
Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer Daten ist der Ös-

von Ihnen angegebenen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur für 

 

GPA; soweit Sie dem Betriebsabzug zugestimmt haben, Ihre Einwil-

ligung zur Verarbeitung der dafür zusätzlich erforderlichen Daten.

Daten an Dritte erfolgt nicht oder nur mit Ihrer ausdrücklichen 

Zustimmung. Die Datenverarbeitung erfolgt ausschließlich im 

EU-Inland.

Bezug auf die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten die 

der Verarbeitung zu. 

Gegen eine Ihrer Ansicht nach unzulässige Verarbeitung Ihrer  

Daten können Sie jederzeit eine Beschwerde an die österreichische 

Datenschutzbehörde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns über folgende Kontaktdaten:

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Tel.: +43 (0)5 0301

E-Mail: service@gpa.at

1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1 

Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at 

 

DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

ICH MÖCHTE MICH IN FOLGENDE INTERESSENGEMEINSCHAFTEN EINTRAGEN:

☐ IG PROFESSIONAL            ☐ IG FLEX            ☐ IG SOCIAL            ☐ IG IT            ☐ IG EXTERNAL    

Dieses Service ist für mich kostenlos und kann jederzeit von mir widerrufen werden.

� Frau      � Herr      � Divers      � ....................................................  Titel ............................................................................................................... 

  

Familienname ...............................................................................................  Vorname ......................................................................................................

Straße/Haus-Nr. ...........................................................................................  PLZ/Wohnort ...............................................................................................

Berufsbezeichnung. .....................................................................................  Betrieb .........................................................................................................

Telefonisch erreichbar ................................................................................  E-Mail ...........................................................................................................

.........................................................................................................................

INTERESSENGEMEINSCHAFTEN DER GEWERK
SCHAFT GPA bringen Menschen mit ähnlichen 

Berufs  merkmalen zusammen. Zum Aus tau schen von 

Erfahrungen und Wissen, zum Diskutieren von Pro-

blemen, zum Suchen kompetenter Lösungen, zum 

Durchsetzen gemeinsamer beruflicher Interessen. 

Mit Ihrer persönlichen Eintragung in eine oder mehrere berufliche 
Inter es sen   ge mein 

● erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder brieflich) regel-

mäßig Infor mationen über Anliegen, Aktivitäten und Einladungen 

für Ihre Berufsgruppe; 

● können Sie Ihre beruflichen Interessen auf direktem Weg in die 

Kollektivver trags    ver hand lungen Ihres Branchen bereichs ein-

bringen;

● erschließen Sie sich Mitwirkungs möglich keiten an Projekten, 

Bildungs ver an stal tungen, Kampagnen, Internet-Foren und an-

deren für Ihre Berufsgruppe maßgeschneiderten Veran stal-

tungen, auch auf regionaler Ebene;

● nehmen Sie von der Inter es sen   ge mein -

rufsspezifische Dienstleis tungen und Produkte in An spruch 

(Fachberatung auf regionaler Ebene, Bücher, Broschüren und 

andere Materialien);

● beteiligen Sie sich an demokratischen Direkt wahlen Ihrer beruf-

lichen Vertre tung auf Bundesebene sowie regionaler Ebene und 

-

bildung und Entschei dung.

Nähere Infos dazu unter: www.gpa.at/interesse



KONTAKTADRESSEN  
DER GPA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301
E-Mail: service@gpa.at

GPA Service-Center 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Wien 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Niederösterreich 
3100 St. Pölten, Gewerkschaftsplatz 1

GPA Landesstelle Burgenland 
7000 Eisenstadt, Wiener Straße 7

GPA Landesstelle Steiermark 
8020 Graz, Karl-Morre-Straße 32

GPA Landesstelle Kärnten 
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 44/4

GPA Landesstelle Oberösterreich 
4020 Linz, Volksgartenstraße 40

GPA Landesstelle Salzburg 
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Straße 10

GPA Landesstelle Tirol 
6020 Innsbruck, Südtiroler Platz 14-16

GPA Landesstelle Vorarlberg 
6901 Bregenz, Reutegasse 11



ÖGB ZVR-Nr.: 576439352

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon +43 (0)5 0301-301, Fax +43 (0)5 0301-300
www.gpa.at ‑ E-Mail: service@gpa.at
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